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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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SPRACHE/1019: Deutsch in Europa - Jahrestagung des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache Mannheim (idw)

Leibniz-Institut für Deutsche Sprache - 06.03.2020

Deutsch in Europa: 10.-12. März: Jahrestagung des Leibniz-Instituts für
Deutsche Sprache Mannheim.



Die deutsche Sprache hat sich innerhalb Europas als Teil einer
europäischen Sprachengemeinschaft entwickelt. Heute besteht ein ständiger
Austausch zwischen diesen Sprachen, und die politischen Rahmenbedingungen
in der Europäischen Union und darüber hinaus werfen konkrete sprach- und
bildungspolitische Fragen auf. Große Bedeutung besitzen Themen wie der
Umgang mit Sprachenvielfalt, die Mehrsprachigkeit in Deutschland und
Europa oder der Erwerb des Deutschen vor dem Hintergrund unterschiedlicher
Voraussetzungen der Lernenden. Von besonderem wissenschaftlichen Interesse
ist die Frage, wie Sprachen einander unter diesen Bedingungen beeinflussen
und wie sie sich langfristig verändern.

Zum Auftakt der Tagung spricht Johannes Ebert, Generalsekretär des 
Goethe-Instituts (München), zum Thema "Per Anhalter durch die 
Deutsch-Galaxis: Zur Situation der deutschen Sprache in Europa".

In den einzelnen weiteren Tagungsbeiträgen werden unter anderem die
folgenden Forschungsfragestellungen behandelt:


	Wie stellt sich das Deutsche in sprachpolitischer Hinsicht heute in Europa dar?

	Welchen Status hat das Deutsche als Studienfach in Europa?

	Zeigen Sprachen Europas systematische und vergleichbare Dynamiken des Wandels?

	Erfasst der Wandel die Standardsprache?

	Kann man über eine kontrastive Herangehensweise an den Unterricht von Deutsch als Fremdsprache auch Erkenntnisse zur Ausgangssprache erzielen?

	Wie sollten Lerner-Grammatiken für Deutsch als Fremdsprache auf der Basis kontrastiver Studien aufgebaut sein?

	Wie beeinflusst die maschinelle Übersetzung die Entwicklung?



Diese und weitere Fragen werden in Vorträgen thematisiert und von einem
internationalen Auditorium diskutiert. Darüber hinaus werden im Rahmen
einer Projekt-Methodenmesse innovative methodische Zugänge zur
kontrastiven Forschung vorgestellt. Den Abschluss bildet in diesem Jahr
eine Podiumsdiskussion mit Vertreterinnen und Vertretern der
internationalen Germanistik zum Thema der Tagung.

Im Rahmen der Jahrestagung wird der Peter-Roschy-Preis für eine
herausragende Dissertation verliehen, die am IDS oder in seinem Umfeld
entstanden ist, und erstmalig auch der Preis des IDS-Direktors für das
Lebenswerk in der internationalen germanistischen Linguistik.


Das vollständige Tagungsprogramm findet sich unter:

www1.ids-mannheim.de/aktuell/veranstaltungen/tagungen/2020/programm.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution115

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Deutsche Sprache, 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 
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SPRACHE/1018: Mexiko - Indigene Sprache Ixcateco wird nur noch von sechs Personen gesprochen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Indigene Sprache wird nur noch von sechs Personen gesprochen

Von José Díaz



(Lima, 21. Februar 2020, Servindi) - Ixcateco ist eine Sprache, die
ihren Ursprung im mexikanischen Bundesstaat Oaxaca hat. Sie wird nur
noch von sechs Personen gesprochen und steht daher kurz davor,
auszusterben. Einer der Menschen, der diese Sprache spricht, ist 94
Jahre alt und bedauert, niemanden zu haben, mit dem er reden oder an
den er seine Muttersprache weitergeben kann.

Mit 68 offiziell registrierten indigenen Sprachen ist Mexiko nach
Brasilien das Land mit der zweitgrößten sprachlichen Vielfalt. Und
obwohl eine Politik zum Schutz und zur Verbreitung der ursprünglichen
Sprachen entwickelt wurde, läuft eine davon Gefahr, sehr bald zu
verschwinden.

Ixcateco wird nur in der Gemeinde Santa María de Ixcatlán gesprochen.
Einer der nur sechs Nutzer*innen dieser Sprache ist 94 Jahre alt. Sein
Name ist Pedro Salazar, ein Bewohner des Ortes, der bedauert, mit
niemandem seine Sprache teilen zu können.

"Wenn es jemanden gäbe, mit dem ich sprechen könnte, könnte ich über
jede Sache auf Ixcateco diskutieren, aber da es niemanden gibt ...
Wenn Sie mir auf Ixcateco antworten, dann können wir reden", sagte
Pedro Salazar Ende Februar gegenüber der Nachrichtenagentur EFE.


Versuche zur Rettung der Sprache

Das bevorstehende Verschwinden dieser Sprache hat bei den lokalen
Behörden von Oaxaca Besorgnis ausgelöst. Zu den Maßnahmen, die
ergriffen wurden, gehörte die Platzierung von Straßenschildern und
Ankündigungen in Ixcateco. Diese Aktivitäten haben aber nicht zu einer
Wiederbelebung der Sprache geführt.

Derzeit ist der erfolgversprechendste Versuch, diese Sprache zu
erhalten oder zumindest einen Nachweis über sie zu erbringen, die
Arbeit einer Gruppe von Sprachwissenschaftler*innen der Bibliothek
Juan de Córdova der Stadt Oaxaca, die kleine Kampagnen zur Verbreitung
von Büchern in Ixcateco durchgeführt haben.

Außerdem habe diese Sprachwissenschaftler*innen die Bewohner*innen von
Santa María de Ixcatlán aufgesucht, um Gespräche zu führen und
Audio- und Videoaufnahmen der Sprache zu machen. Auf diese Art und
Weise wurde auch festgestellt, dass nur noch sechs Personen diese
Sprache sprechen. Kann diese Situation noch umgekehrt werden?


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/indigene-sprache-wird-nur-noch-von-sechs-personen-gesprochen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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LESUNG/4451: Berlin - UNESCO-Welttag der Poesie, 20.03.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für März 2020

Fr 20.03.2020 19:00 Uhr

UNESCO-Welttag der Poesie

LESUNG



mit Ali Abdollahi Autor und Übersetzer, Iran/Deutschland | Ghayath
Almadhoun Autor, Palästina/Schweden | Luise Boege Autorin, Deutschland |
Nancy Campbell Autorin, Vereinigtes Königreich | Carles Torner Autor,
Barcelona/London | Moderation Marie Kaiser Journalistin Radio Eins

Die Poesie feiern! Dafür hat die UNESCO im Jahr 2000 eigens einen Welttag
eingerichtet. Er würdigt den Stellenwert der Poesie, die Vielfalt des
Kulturguts Sprache und die Bedeutung mündlicher Traditionen. Von Beginn an
organisiert das Haus für Poesie gemeinsam mit seinen Partnern die zentrale
Veranstaltung in Deutschland. In diesem Jahr sind auf der Bühne zu
erleben: der iranische Dichter Ali Abdollahi (geboren 1968), zudem
Übersetzer aus dem Deutschen und langjähriger Lyrikline-Partner; der
palästinensische Dichter Ghayath Almadhoun (geboren 1979), der seit 2008
in Schweden lebt. In seinen Gedichten findet sich die Unruhe, der Aufruhr
unserer Zeit. Luise Boege (geboren 1985), in deren Texten die Hölle voller
Glücksspielautomaten ist, und Nancy Campbell (geboren 1978), in ihren
Gedichten unterwegs zu Gletschern, arktischen Schollen, Frost und Schnee.
Der katalanische Autor Carles Torner (geboren 1963), Autor und Direktor
des PEN International, erhebt seine Stimme zu einer intensiven Reflexion
über die sprachliche Vielfalt, über Ungerechtigkeit und die Notwendigkeit
von Erinnerung. Die AutorInnen lesen in ihrer Muttersprache, dazu
erklingen die deutschen Übersetzungen - ein Konzert in fünf Sprachen.

Unter der Schirmherrschaft der Deutschen UNESCO-Kommission.

Eine Gemeinschaftsveranstaltung des Hauses für Poesie und der Stiftung
Brandenburger Tor mit der Deutschen UNESCO-Kommission, der Akademie
Schloss Solitude, dem Berliner Künstlerprogramm des DAAD und dem
Internationalen Künstlerhaus Villa Concordia Bamberg. Mit freundlicher
Unterstützung des Institutes Ramon Llull.

Veranstaltungsort: Stiftung Brandenburger Tor | Max Liebermann Haus |
Pariser Platz 7 | 10117 Berlin stiftungbrandenburgertor.de

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für März 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1546: Stuttgart - Sehnsucht auf Portugiesisch. Vinicius Jatobá, Saudade, 22.03.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Sonntag, 22.03.20 / 11.00 Uhr

Vinicius Jatobá

Saudade. Sehnsucht auf Portugiesisch

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Matinee, Kaffee, Croissant und Kurzlesungen

Elke aus dem Moore (Moderation)



Sehnsucht beschreibt einen sehr deutschen Gefühlszustand, der sich in
viele Sprachen nicht eins zu eins übersetzen lässt. Der
brasilianische Prosa-, Essay- und Bühnenautor Vinicius Jatobá,
Stipendiat der Akademie Schloss Solitude, leuchtet anlässlich des
Festivals den ihr verwandten Begriff der "Saudade" aus. Es drückt auf
Portugiesisch den Schmerz aus, etwas Geliebtes verloren zu haben,
eine Form der rückwärtsgewandten Sehnsucht, die nie zu stillen ist
und über das Fernando Pessoa schrieb: "Saudade - nur Portugiesen
können dieses Gefühl kennen. Weil nur sie dieses Wort besitzen, um es
wirklich beim Namen zu nennen." Über die Bedeutung der "Saudade" für
die Literatur spricht Jatobá, der als einer der besten jungen
brasilianischen Autoren gilt, mit der Leiterin der Akademie Schloss
Solitude, Elke aus dem Moore.

Eintritt (Euro): 12,- / 10,- / 6,- (Matinee am Sonntag) oder 30,- /
20,- / 15,- (Festivalkarte)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1545: Berlin - Aufregung versus Gelassenheit, Wie wollen wir miteinander kommunizieren?, 11.3.20

Humboldt-Universität zu Berlin

Aufregung versus Gelassenheit - Wie wollen wir miteinander
kommunizieren?

Diskussion an der Humboldt-Universität zum Abschluss der
Veranstaltungsreihe "Freiheit der Wissenschaft"



Im vierten und letzten Teil der Veranstaltungsreihe an der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) zum Thema "Freiheit der Wissenschaft"
geht es um die Frage, wie wir künftig miteinander reden wollen. In den
vergangenen Veranstaltungen konnte geklärt werden, ob die Freiheit der
Wissenschaft in Gefahr ist und inwiefern die Streitkultur unserer
Gesellschaft einem starken Lernprozess unterliegt.

Nun soll diskutiert werden, welche Wege man an Hochschulen und im
öffentlichen wie politischen Raum gehen kann, um so zu kommunizieren, dass
Diskussionen weniger in Vorwürfen und Missverständnissen enden, sondern
Lösungen und Orientierung bieten.

Denn offenes und freies Argumentieren wird für Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, Studierende, aber auch für Politikerinnen und Politiker
immer schwieriger, weil Debatten entweder eskalieren oder sich in
Aufregungsspiralen festfahren.

Wie können wir also wieder - vor allem an einer Universität - zu einer
konstruktiven Diskussionskultur als Basis einer offenen und demokratischen
Gesellschaft finden?

Diesen Fragen geht die vierte Runde der Diskussionsreihe "Freiheit der
Wissenschaft" nach, zu der die HU herzlich einlädt.

Termin und Ort:

11. März 2020, 18 Uhr

Auditorium des Jacob-und-Wilhelm-Grimm-Zentrums der HU,

Geschwister-Scholl-Straße 1/3, 10117 Berlin

An der Diskussionsrunde nehmen teil:

• Dr. Caren Tischendorf, Professorin für Angewandte Mathematik an
der HU

• Tobias Schulze, Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin (Die
Linke) sowie Mitglied des dortigen Ausschusses für Wissenschaft und
Forschung

• João Fidalgo, Präsidiumsmitglied des Studierendenparlamentes
der HU und Vorsitzender der Kommission für Lehre und Studium des
Akademischen Senats der HU

• Hans-Christoph Keller, Pressesprecher der HU

Moderation: 

Dr. Eric Wallis, PR- und Kampagnen-Manager für NGO's und Politik


Weitere Informationen

Einen Überblick und Zusammenfassungen in Text und Videos zu den bisherigen
Veranstaltungen finden Sie unter [1].

Anmeldung

Aufgrund der begrenzten Anzahl von Plätzen werden die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer gebeten, sich bis zum 11. März 2020, 12 Uhr unter
Veranstaltungen@hu-berlin.de anzumelden.


Weitere Informationen unter:

[1] https://www.hu-berlin.de/de/pr/veranstaltungen/regelmaessige-veranstaltungen/wissenschaftsfreiheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 04.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/819: Rohingya wegen Republikflucht zu Haftstrafen verurteilt

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. März 2020

Rohingya wegen Republikflucht zu Haftstrafen verurteilt

Skandalöse Kriminalisierung Geflüchteter in Myanmar

Zynische und unmenschliche Verfolgung der muslimischen Minderheit



Göttingen, den 7. März 2020 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat Myanmar vorgeworfen, Geflüchtete der verfolgten
Rohingya-Minderheit gezielt zu kriminalisieren. Nachdrücklich
verurteilte die Menschenrechtsorganisation, dass gegen 15 Rohingya
gestern von einem Gericht in Myanmar Haftstrafen von bis zu zwei
Jahren wegen illegaler "Republikflucht" verhängt wurden. "Rohingya
werden gleich doppelt bestraft. Zunächst beschränkt man willkürlich
ihre Bewegungsfreiheit in ihrer Heimat, um sie in das Gefängnis zu
werfen, wenn sie aus Hoffnungslosigkeit fliehen. Das ist zynisch und
unmenschlich", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Samstag in
Göttingen.

Die 15 Erwachsenen und ein Kind wurden am 14. Februar 2020 ohne
Ausweispapiere auf der Flucht aus dem Rakhine-Staat aufgegriffen. Das
Kind wurde in ein staatliches Kinderheim eingewiesen. Die Rohingya
wurden auf der Grundlage des Einwanderungsgesetzes wegen angeblicher
Verletzung der Ausreisebestimmungen verurteilt. "Doch wie sollen
Rohingya legal ausreisen, wenn sie sich im Rakhine-Staat nocht nicht
einmal frei von Dorf zu Dorf bewegen dürfen", sagte Delius. Es sei
eine Perversion vermeintlicher legaler Regeln, wenn man den Rohingya
zunächst die Bürgerrechte entziehe, um sie auch noch willkürlich zu
bestrafen, wenn sie sich dem steigenden Verfolgungsdruck durch Flucht
entziehen würden. Aung San Suu Kyi's vermeintlicher Rechtsstaat werde
zur Farce, wenn Rechtsbestimmungen in so eklatanter Weise zur
Verfolgung missbraucht würden.

Mindestens 67 Erwachsenen und drei Kindern, die vier Tage später von
den Behörden auf der Flucht aufgegriffen wurden, droht ebenfalls eine
Verurteilung zu Haftstrafen. Im Jahr 2019 wurden mindestens 250
Rohingya auf der Flucht von den Sicherheitsbehörden Myanmars
aufgegriffen. Seit dem Jahr 2015 wurden mehr als 2.200 Rohingya bei
der illegalen "Republikflucht" festgenommen. Hunderte werden in
Gefängnissen festgehalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/278: Chile - Tausende Radfahrer*innen begeben sich auf die Straße, um eine neue Verfassung zu fordern (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom aus der Redaktion Chile vom 7. März 2020

Chile: Tausende Radfahrer*innen begeben sich auf die Straße, 
um eine neue Verfassung zu fordern



Die Bilder zeigen eindrücklich die Fahrradtour vom letzten
Sonntagvormittag, wofür mehr als 25 verschiedene Aufrufe zur
Demonstration für das Erwachen Chiles und für die Zustimmung des
Entwurfs einer neuen Verfassung beim Plebiszit am 26. April
zirkulierten.

Die Radfahrer*innen sammelten sich um 11 Uhr auf der Plaza de la
Dignidad und fuhren in östlicher Richtung entlang der Avenida
Providencia, vorbei an der Stadtverwaltung dieses Bezirks, zum
Costanera Center - ein Gebäude, das symbolisch für den Konsumismus
steht -, weiter zur Militärakademie und zum Viertel Los Domínicos, in
dem Präsident Piñera wohnt.

Während dieser Demonstration der Revolución Ciclista Plurinacional
(Kollektiv der Plurinationalen Radfahrerrevolution), begab sich
gleichzeitig eine andere Gruppe auf den Weg zum Palast La Moneda
(Präsidentenpalast), wo sie von Polizeikräften mit Wasserwerfer und
Tränengas empfangen wurden.

Diese Massenbewegungen der Radfahrer*innen finden seit Beginn des
Phänomens des sozialen Aufstandes Mitte Oktober jeden Sonntag statt.
Anfang und Ende der Demonstrationen ist immer die Plaza de la
Dignidad. Das Ziel eines gleichberechtigten und gerechten Landes wird
dabei mit gewaltfreien Demonstrationsmitteln verfolgt.

Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Ioana Pavel aus dem
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Video zur Demonstration:

https://www.facebook.com/1256316726/videos/10221409910937996/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/204: Seid nicht feige - Asyl für Edward Snowden! (ZivilCourage)

ZivilCourage - Nr. 1 / 2020

Magazin der DFG-VK

Seid nicht feige: Asyl für Edward Snowden!

"Gegen die Veralltäglichung des wirklich Skandalösen"

Von Werner Glenewinkel



Kurz vor Erscheinen der Autobiographie von Edward Snowden im September
2019 (Permanent Record. Meine Geschichte. Frankfurt a.M. 2019)
stellte Heribert Prantl in der "Süddeutschen Zeitung" am 11. August
2019 die Frage: "Was macht eigentlich Edward Snowden?"


Erinnern wir uns: Am 9. Juni 2013 gab Snowden in Hongkong
seine Anonymität auf und sagte: Ich war es, der das Überwachungssystem
der NSA aufgedeckt hat.

Die von ihm veröffentlichten Dokumente beweisen, dass amerikanische
und britische Geheimdienste die halbe Welt abhören und für
Spionagezwecke internationale Kommunikationsverbindungen ausforschen -
unter Verstoß gegen internationales Recht, Pakte und Vereinbarungen.

Am 14. Juni stellte das FBI Strafanzeige wegen Spionage und beantragte
einen Haftbefehl. Am 23. Juni buchte Snowden einen Flug nach Havanna
über Moskau. Nachdem sein Pass von den USA für ungültig erklärt wurde,
beantragte er Asyl in Moskau. Am 1. August wurde ihm eine - jeweils zu
verlängernde - Aufenthaltsgenehmigung erteilt, die allerdings Anfang
des Jahres 2020 endet.


Prantl nennt das Nichts-Tun der EU einen Skandal und
schreibt: "Es gibt auch so etwas wie die Veralltäglichung des wirklich
Skandalösen. Edward Snowden, der Whistleblower, ist das Symbol dafür".
Es sei eine Schande, dass ein Aufklärer dort Schutz finden müsse, wo
alles Mögliche zu Hause sei, nur nicht die Werte der Aufklärung, "weil
die europäischen Staaten zu feige sind, ihm Schutz zu gewähren."

Diese Feigheit wird auch nicht durch den Beschluss des EU-Parlaments
vom Oktober 2015 aufgewogen. Es hatte den EU-Staaten empfohlen, alle
Vorwürfe gegen Snowden fallen zu lassen und ihm Menschenrechtsschutz
zu gewähren. Zivilgesellschaftliche Einrichtungen haben ihre
Solidarität für Snowdens Aufklärungsarbeit mit einer Vielzahl von
Preisen und Ehrungen zum Ausdruck gebracht.


In Deutschland ist das ganze letzte Jahr über auf das 
70-jährige Bestehen des Grundgesetzes hingewiesen worden. Die
Bundesregierung wurde nicht müde, die Grundrechte hervorzuheben.

Dazu gehört auch Artikel 16a Absatz 1: "Politisch Verfolgte genießen
Asylrecht."

Das Bundesverfassungsgericht meint: Aufgrund der Achtung der
Menschenwürde hat kein Staat das Recht, Leib, Leben und persönliche
Freiheit des Einzelnen wegen dessen politischer Überzeugungen zu
gefährden. Deshalb stehe ihm Asyl in Deutschland zu. Das sehen
natürlich diejenigen, die Whistleblowing für Verrat halten, ganz
anders. Sie betonen die Voraussetzung, dass der Schutzanspruch erst
dann entstehe, wenn der politisch Verfolgte Deutschland erreicht habe.


Wenn Deutschland Snowden Asyl gewähre, könnte das - so
viele Politiker der Großen Koalition - als feindlicher Akt gegenüber
den USA aufgefasst werden. Snowden selbst äußerte in einem Interview
den Wunsch, politischen Schutz von Deutschland oder Frankreich zu
erhalten. Er würde gerne dort einen Asylantrag stellen.

Die Regierungen hätten nach Gründen gesucht, weshalb er nicht kommen
durfte. Aber er habe nichts veröffentlicht, womit er Menschen
gefährdet habe. "Ich glaube, die europäischen Regierungen haben Angst
vor mir."


Das könnte auch daran liegen, dass Snowdens Enthüllungen
jeder normalen Bürgerin Angst machen müssten. Angst vor den
undurchschaubaren und unkontrollierten Machenschaften vieler
Regierungen.

In einem Interview mit dem "Spiegel" sagte Snowden kürzlich dazu:
Überall hätten Politiker und Unternehmer verstanden, dass sie die
digitalen Technologien nutzen
können, um die Welt auf einem neuen Level beeinflussen und unsere
Systeme zu
attackieren: Das politische
System, das Rechtssystem,
das soziale System.

"Wir müssen", so seine Forderung, "die massenhafte Datensammlung
stoppen. Wenn jeder Mensch jederzeit überwacht wird, nur für den Fall,
dass er mal gefährlich werden könnte, verändert das den Charakter
einer Gesellschaft." Das ist die Sorge vor den - wie Prantl das nennt -
 "globalen digitalen Inquisitionstechniken", die jeden Einzelnen
betrifft.

Daneben entsteht ein noch viel größerer Anlass zur Sorge:


Die Zukunftskriege finden im Netz statt. Den
vorausschauenden Militärs ist sehr schnell klar geworden, dass die
Kriege der Zukunft weder Soldaten noch Panzer, allenfalls kleine
hochspezialisierte Eingreiftruppen brauchen.

Das zukünftige Szenario heißt Cyberkrieg. Nach Wikipedia ist damit zum
einen die kriegerische Auseinandersetzung im und um den virtuellen
Raum - den Cyberspace - mit Mitteln der Informationstechnik gemeint.
Zum anderen ist er die Bezeichnung für die hochtechnisierte Form des
Krieges im Informationszeitalter, die auf einer weitgehenden
Computerisierung, Elektronisierung und Vernetzung fast aller
militärischen Bereiche basiert.

Der Öffentlichkeit diese gefährlichen Entwicklungen vor Augen geführt
zu haben, verdient Dank und Anerkennung.

Deshalb: Asyl für Edward Snowden.


Werner Glenewinkel ist DFG-VK-Mitglied und war bis zu
deren Auflösung Ende 2013 Vorsitzender der Zentralstelle KDV.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 1 / 2020, S. 30-31

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. (DFG-VK)

Hornbergstraße 100, 70188 Stuttgart

Redaktion: ZivilCourage - das DFG-VK-Magazin,

Hornbergstraße 100, 70188 Stuttgart

Telefon: 0711 - 51 89 26 20

E-Mail: zc@dfg-vk.de

Internet: www.zc-online.de
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OFFENER BRIEF/098: Aus Berlin an die russländische Bevölkerung (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. März 2020

Offener Brief aus Berlin an die russländische Bevölkerung

Von Stopp Defender 2020, 7. März 2020



Das Berliner Bündnis "Stopp Defender 2020" veröffentlicht auf der
Webseite der Berliner Friedenskoordination (FRIKO) [1] folgenden
offenen Brief an die russländische Bevölkerung.

 * 

Das gegenwärtig an der Westgrenze Ihres Landes abgehaltene Großmanöver
"Defender 2020" der NATO-Staaten, mit Beteiligung Deutschlands und
unter Führung der USA, ist Anlass für uns, diesen Brief an Sie zu
richten.

Wir sehen in dieser gigantischen Kriegsübung eine verantwortungslose
Provokation, die die Beziehung zwischen unseren Staaten belastet und
die ohnehin vorhandenen Spannungen erhöht.

75 Jahre nach der Befreiung Europas vom Faschismus und der siegreichen
Beendigung des Krieges maßgeblich durch die Rote Armee stehen wieder
deutsche Soldaten an der russischen Grenze. Gleichzeitig werden
östlich der Manöverlinie bei den Gedenkveranstaltungen und
Siegesfeiern die Erinnerungen an die Nazi-Verbrechen im Bewusstsein
der Menschen ganz besonders gegenwärtig sein.

Wir sind uns der großen Opfer bewusst, die Ihr Volk, die die Völker
der Sowjetunion im Kampf gegen den deutschen Faschismus gebracht
haben. Wir vergessen nicht: Dem vom faschistischen Deutschland
begonnenen Raub- und Vernichtungskrieg von unvorstellbarer Grausamkeit
fielen 27 Millionen Bürgerinnen und Bürger der Sowjetunion zum Opfer.

Es ist uns darum wichtig, Sie wissen zu lassen, dass wir Krieg
ablehnen. Wir verurteilen militärische Provokationen, wie dieses
Manöver an der Westgrenze Ihres Landes. Außerdem widersetzen wir uns
allen neuerlichen Versuchen, die Geschichte des 2. Weltkrieges zu
fälschen. Wir sehen darin den Versuch, die aggressive Politik gegen
die russische Föderation zu rechtfertigen.

In unserer Stadt, aber auch überall im Land, besonders entlang der
Transportwege, die dem Manöver zur Verfügung gestellt wurden, bilden
sich Gruppen und Initiativen, die sich untereinander vernetzen. Sie
arbeiten daran, gegen das Manöver Widerstand zu leisten und
informieren unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger über die konfrontative
Politik der NATO-Staaten.

Wir sehen in Russland unseren Nachbarn. Wir wollen mit Ihnen in
Frieden leben. Dafür setzen wir uns ein.

Laura v. Wimmersperg


Anmerkungen:

[1] https://www.friedenskooperative.de/friedensorganisationen/berliner-friedenskoordination-friko

[2] https://www.dw-formmailer.de/forms.php?f=5918_112370


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/6638: Berlin - Studio LCB. Frank Witzel mit »Inniger Schiffbruch«, 23.03.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im März 2020

23.03.20, Montag, 19:30 Uhr

5/8 Euro, Auch an der Abendkasse.

Studio LCB: Frank Witzel mit »Inniger Schiffbruch«

Im Gespräch mit Shirin Sojitrawalla und Gerhard Poppenberg

Moderation: Katharina Teutsch



Frank Witzel befragt in seinem Roman »Inniger Schiffbruch« (Matthes &
Seitz, 2020) den Gefühls- und Wissenshorizont seiner kürzlich
verstorbenen Eltern. Angesichts einer sich nicht erwartungsgemäß
einstellenden Trauer beginnt eine Erkundung der elterlichen
Lebenswelt, die wie das Verfahren der Psychoanalyse assoziativ und
bildlich ist. Er schafft dies anhand von Kindheitserinnerungen und
zieht die vom Vater hinterlassenen Tagebücher und
Kalendereintragungen heran. Witzels Vater war ein Kirchenmusiker aus
dem Hessischen, die Mutter eine Heimatvertriebene aus Schlesien, die
dem Erzähler in der Rolle der schweigsamen Hausfrau unzugänglich
bleibt. Die kurz nacheinander Verstorbenen sind in dieser Recherche
zunächst Eltern im intimsten Sinne. Dann aber auch Stellvertreter
einer traumatisierten und zum Wiederaufbau selbstverpflichteten
Generation. Witzel beschwört mit ihrem Porträt die Grundbegriffe der
jungen Bundesrepublik herauf: Haltung, Gesundheit, Ehre, Würde,
Keuschheit. In einer virtuosen Verzahnung von Erinnerungen,
Beschreibungen und Reflexionen wird in »Inniger Schiffbruch« auch mit
der Möglichkeit autobiografischer Darstellbarkeit überhaupt gerungen.
Darüber diskutieren mit dem Autor die Kritikerin Shirin Sojitrawalla
und der Literaturwissenschaftler Gerhard Poppenberg.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk. Sendedatum: 28. März 2020,
20.05 Uhr.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8918: Und morgen, den 10. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 10.03.2020 bis zum 11.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8918 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Grau und Regen und noch Sturm,

und in seinem nassen Bett

windet sich der Regenwurm,

Jean-Luc auf der Couch wird fett.
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MELDUNG/128: Griechenland - Tausende von Menschen marschieren für Solidarität mit Flüchtlingen und Migranten (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 6. März 2020

Griechenland: Tausende von Menschen marschieren für Solidarität mit
Flüchtlingen und Migranten






[image: Demonstrationszug mit Plakaten - Bild: © Marianella Kloka]

Bild: © Marianella Kloka



Mehr als 6.000 Menschen nahmen gestern Nachmittag an einem
Solidaritätsmarsch für Flüchtlinge und Migranten im Zentrum von Athen
teil. Der Aufruf zum Marsch war klar: "Wir stehen solidarisch mit den
Flüchtlingen und Migranten gegen die Regierungen Griechenlands und der
Türkei, die EU, Rassismus, Faschismus, Imperialismus und Krieg".

Solidaritätsmärsche fanden auch in anderen Städten Griechenlands
statt, so in Thessaloniki, wo die Beteiligung ebenfalls massiv war,
und in Ioannina.


Videoaufnahmen der Demonstration können unter diesem Link auf der
Facebook-Seite von Pressenza Griechenland angesehen werden:

https://www.facebook.com/watch/?v=263179764669371


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / FAKTEN





GRENZEN/180: Versagen humaner europäischer Politik (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 9. März 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Versagen humaner europäischer Politik

Katastrophale Situation an der griechischen Grenze



Die Ärzt*innen in sozialer Verantwortung kritisieren anlässlich der
katastrophalen Situation an der griechischen Grenze die Aufgabe
rechtsstaatlicher Prinzipien bzw. die Kapitulation des Rechtsstaates. "Aus
Verzweiflung und wegen fehlender Unterstützung durch die anderen EU-Staaten
werden Schutzbedürftige ohne Anhörung und Prüfung einfach an der Grenze
zurückgewiesen. Das verstößt gegen das Refoulement-Verbot der Genfer
Flüchtlingskonvention. EU und Bundesregierung ermutigen diesen
Völkerrechtsbruch", erklärt IPPNW-Vorstandsmitglied Carlotta Conrad. Dass
sich die Spitzen der schwarz-roten Koalition gestern auf die Aufnahme von
besonders schutzbedürftigen Kindern und Jugendlichen aus den überfüllten
Flüchtlingslagern in Griechenland geeinigt haben, sei zwar ein erster
Schritt, reiche aber bei weitem nicht aus.

Die griechische Regierung hat das Asylverfahren für alle Ankommenden
ausgesetzt. Auch Sicht der IPPNW untergräbt das Vorgehen die
rechtsstaatlichen Prinzipien zum Schutz von Geflüchteten. Die griechische
Regierung wende unterschiedslos gegen Frauen, Kinder, unbewaffnete
Zivilisten unter Beifall und Zustimmung der europäischen Regierungen und
der EU-Kommission physische Gewalt an und führe zunehmend einen
kriegsähnlichen Abwehrkampf. Das sei nicht nur unwürdig, sondern
menschenrechtswidrig.

"Die besonders verletzlichen und schutzlosen unschuldigen Menschen, die
meisten in ihrer menschlichen Existenz bedroht, werden zu Kriminellen
gestempelt, in Schnellgerichten verurteilt und zu hohen Strafen ins
Gefängnis gesteckt. Das ist rechtloser Willkürstaat", kritisiert
IPPNW-Mitglied Ernst-Ludwig Iskenius.

Menschen würden all ihrer Wertsachen beraubt, manchmal sogar bis auf die
Oberkleidung, ehe sie wieder in die Türkei zurückgeschickt würden. Das sei
würdelos. Diese Behandlung verstoße gegen die Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK). Weder die Bundesregierung noch die
EU-Kommission schreite dagegen ein. "Dieser unerträgliche inhumane Zustand
ist ein bisher einmalig schwerwiegender Angriff auf uns als
Zivilgesellschaft und beschädigt all das, wofür wir stehen, wofür wir
gekämpft haben und was wir erhalten wollen", so Iskenius abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/780: Hamburg - Philosophisches Café, Toxische Männlichkeit (und was Frauen damit zu tun haben) mit Lisz Hirn, 17.03.2020

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2020

Dienstag, 17.3.2020, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Toxische Männlichkeit (und was Frauen damit zu tun haben)

Zu Gast: Lisz Hirn

Moderation: Wolfram Eilenberger



»Sei ein Mann!« - leichter gesagt als getan. Vor allem in heutiger
Zeit, da Begriff und Ideal der Männlichkeit unter konkretem
Pathologieverdacht stehen. Voll und ganz Mann sein heißt demnach bei
genauerer Betrachtung: sozial gestört sein. Narzisstisch, aggressiv,
beratungsresistent, machtversessen und anti-demokratisch. So wie
Donald Trump oder Boris Johnson, als zwei besonders einflussreiche
Verkörperungen dessen, was mittlerweile »toxische Männlichkeit«
genannt wird.

Wie es um Geschlechterrollen und Geschlechterbilder derzeit in
Wahrheit steht, ist eine der Leitfragen der österreichischen
Philosophin und Publizistin Lisz Hirn. Im Dialog mit der Tradition der
Philosophie sucht sie nach neuen Wegen, das immer auch politisch
durchdrungene Verhältnis von Sex und Gender, von Rollenpsychologie und
-soziologie neu zu beschreiben. Den Männern zuliebe, natürlich auch
den Frauen sowie all den anderen Menschen, die tagtäglich mit ihnen
leben müssen.

Lisz Hirn, geboren 1984, veröffentlichte 2019 das Buch »Geht's noch!
Warum die konservative Wende für Frauen gefährlich ist« und im
Frühjahr 2020 »Wer braucht Superhelden: Was wirklich nötig ist, um
unsere Welt zu retten« (beide im Molden Verlag). Sie ist Obfrau des
Vereins für praxisnahe Philosophie und im Vorstand der Gesellschaft
für angewandte Philosophie (GAP).

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,-/8,-

Karten ab 15.2. an allen Reservix-Vorverkaufsstellen, in der
Buchhandlung Samtleben, über diese Website, bei der Hotline 0180.60 15
729 sowie ggfs. an der Abendkasse. Mitglieder des Literaturhaus e.V.
können ab 10.2. unter T 040.22 70 20 11 buchen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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KONZERT/324: Mönchengladbach - Auf Reisen, in ferne Länder mit verrückten Tieren!, 14.03.20

Stadt Mönchengladbach

"Die Tierwelt steht Kopf"

Auf Reisen: in ferne Länder mit verrückten Tieren!



Bei diesem Bewegungs-Mitmach-Konzert am Samstag, 14. März, ab 15 Uhr
im Carl-Orff-Saal der Musikschule haben Kinder zwischen 4 und 7 Jahren
die Möglichkeit, Theaterspiel, Tanz und Live-Musik mit (fast)allen
Sinnen zu erfahren. Niemand muss sich auf seinem Sitz 
langweilen - Mitmachen erwünscht!

Alle Tier-Charaktere wurden von den Schülerinnen und Schülern der
Theaterklasse selbst erfunden und entwickelt! Da ist Spaß
vorprogrammiert! Es spielen und tanzen Schülerinnen und Schüler der
Tanz- und Theaterklassen mit musikalischer Unterstützung von
Dozentinnen und Dozenten der Musikschule.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.03.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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SPORT UND SPIEL/266: Hanau - Hüpfburgentage in der Sporthalle, 14.+15.03.2020

Stadt Hanau

Hüpfburgentage in der Sporthalle Wolfgang am 14. und 15. März



Das Familien- und Jugendzentrum Wolfgang und das Spielmobil
Augustinchen veranstalten am Samstag, 14. und Sonntag, 15. März 2020,
die Hüpfburgentage in der Sporthalle hinter dem Bürgerhaus (Parkstraße
14-15) in Hanau-Wolfgang. In der Zeit von 11 bis 17 Uhr können sich
die Kinder, egal ob klein oder groß, beim Springen auf den
verschiedenen Hüpfburgen austoben. Sie sollten Hallenschuhe oder
Antirutschsocken mitbringen. Kinder unter sechs Jahren sollten von
einer Aufsichtsperson begleitet werden. Für die Verpflegung vor Ort
ist gesorgt.

Eintrittspreise: Kinder und Erwachsene 1 Euro, Familienkarte zwei
Kinder und zwei Erwachsene 3 Euro und Kinder unter zwei Jahren sind
frei!

Weitere Informationen zu diesem und anderen Angeboten des Familien-
und Jugendzentrums Wolfgang, gibt es telefonisch unter 06181 - 574105,
oder online über fjw@hanau.de oder persönlich in der Lehrhöfer Straße
45, 63457 Hanau-Wolfgang.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.03.20

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER/1484: Marburg/Wiesbaden - »Was das Nashorn sah, als es auf die andere Seite des Zauns schaute«, 25.3.-8.5.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Was das Nashorn sah, als es auf die andere Seite des Zauns
schaute« zum 25. KUSS-Festival nach Marburg eingeladen

Mittwoch, 25. März 2020, 19.30 Uhr, Marburg

Mittwoch, 1. April 2020, 10.00 + 19.30 Uhr, Wiesbaden

Donnerstag, 2. April 2020, 10.00 Uhr, Wiesbaden

Donnerstag, 7. Mai 2020, 10.00 + 19.30 Uhr, Wiesbaden

Freitag, 8. Mai 2020, 10.00 Uhr, Wiesbaden



Am Mittwoch, den 25. März 2020 um 19.30 Uhr, ist das Junge Schauspiel
»Was das Nashorn sah, als es auf die andere Seite des Zauns schaute«
in der Inszenierung von Dirk Schirdewahn im Rahmen der Hessischen
Kinder- und Jugendtheaterwoche »KUSS - Theater sehen! Theater
spielen!« in Marburg zu erleben. Die Produktion ist damit gleichzeitig
für den Festivalpreis 2020 nominiert, der von einer Jury aus Kindern,
Jugendlichen und Erwachsenen am Samstag, den 28. März vergeben wird.
Der Preis wird vom Freundeskreis des Hessischen Landestheaters
gestiftet und ist mit 2.000 Euro dotiert.

»Regie und Dramaturgie haben eine wunderbare Haltung zu diesem Stück
Erzähltheater gefunden. Die vier Darsteller*innen souverän in ihrer
Haltung als Geschichtenerzähler, spielend leicht im ständigen Wechsel
der Figuren und auch in stillen Momenten eine starke Präsenz
ausstrahlend.« (Votum der AK-Auswahlkommission)

Bereits zum 25. Mal präsentiert das Festival innovatives Theater nicht
nur aus Hessen, sondern aus ganz Deutschland und dem europäischen
Ausland, in diesem Jahr unter dem Motto »Realitäten«.


»Was das Nashorn sah, als es auf die andere Seite des Zauns
schaute« 

Nachdem in einem kleinen Zoo das Nashorn unter seltsamen Umständen
starb, zieht ein Bär aus Sibirien in das wohlgeordnete Leben von Papa
Pavian, Herrn Mufflon und dem Murmeltiermädchen ein. Doch die
unangenehmen Fragen, die der Bär über die seltsamen gestreiften dürren
Tiere auf der anderen Seite des Zauns stellt, bringen Unruhe in die
bisher gut geordnete zoologische Gemeinde. Papa Pavian gibt ihm den
dringlichen Ratschlag, nicht zu neugierig zu sein. Doch der Bär kann
nicht über das Geschehen auf der anderen Seite des Zauns hinwegsehen
und entschließt sich zum Handeln...

In Wiesbaden ist das Stück in den Monaten April und Mai noch sechs Mal
zu erleben:

https://www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/spielplan/was-das-nashorn-sah/6385/


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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DAS BLÄTTCHEN/1979: Wo ich ende, bist du mein Beginn

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 5 | 2. März 2020

Wo ich ende, bist du mein Beginn

von Henry-Martin Klemt



Den Puhdys gelang 1976 ein Mitsinge-Hit. "Alt wie ein Baum möchte ich
werden, genau wie der Dichter es beschreibt", hatte Burkhard Lasch der Band
getextet - und sich dabei an ein Gedicht von Louis Fürnberg (1909 bis 1957)
angelehnt. "Alt möcht ich werden wie ein alter Baum, mit Jahresringen,
längst nicht mehr zu zählen ..."

Es war Fürnberg nicht vergönnt. Beinah vergessen ist der jüdische Dichter
heute, der stets dem Bedürfnis lebte, sich und den anderen Mut zu machen
und, so schwer die Zeit sich auch bestehen ließ, Hoffnung zu schöpfen aus
dem Gang der Jahreszeiten, der geliebten Landschaft Böhmens, der Liebe
zwischen zwei Menschen und zwischen solchen, die das gleiche Ziel
verbindet. Das "Liebeslied" ("Was weiß denn ich, wie lang mein Herz / noch
schwillt im Überschwang, / wenn es sich in die Zukunft hebt, / was weiß
denn ich, wie lang ...") ist eines der schönsten Beispiele dafür.

Viele identifizieren mit Louis Fürnberg bis heute allenfalls das Lied "Die
Partei", das der Dichter, nach der Flucht vor den Nazis, nach seiner
Odyssee durch Europa und Palästina, nach dem Krieg endlich heimgekehrt, für
die tschechische Kommunistische Partei geschrieben hatte und das zum Mantra
wurde - für die Selbstgefälligkeit der in Stalins Spuren mächtig Gewordenen
und als Geißel gegen die eigenen, anschwellenden Zweifel. Als Dank wohl
auch, nachdem er sich vor der Welle der Prozesse und Säuberungen mit Hilfe
des Dichters KuBa in die junge DDR retten konnte, wohin es inzwischen auch
sein früheres Publikum, soweit nicht ermordet, zum größeren Teil
verschlagen hatte. Wie aber hat der Poet seine Sanftheit retten können, den
federleichten Tanzschritt seiner Poesie?

Der Berliner Liederdichter Frank Viehweg hat sich dieses Teils von
Fürnbergs Werk nun angekommen und gemeinsam mit Holger Saarmann das Album
"Herbsteskommen" produziert. 17 Titel, darunter auch zwei fürnbergsche
Nachdichtungen von Vítezslav Nezval und Josef Václav Sládek, hat Viehweg
erstmals oder neu komponiert. Mit gewohnt sparsamer Instrumentierung
(Gitarre, Flöte und Akkordeon) lauscht Viehweg vor allem dem
volksliedhaften Klang der meisten Verse nach. Ihm geht es weniger darum,
Biografie oder dichterische Perioden nachzuzeichnen, als darum, jene
einzigartige Atmosphäre aufzuheben und zu bewahren, in der die Poesie
selbst Kraft spendet, wie die Natur, der sie lauscht und in der aus dem
Wissen um die Vergänglichkeit nicht nur die Melancholie der Vergeblichkeit
fließt: "Die bunten Wälder gingen in mich ein."

Am lautesten war der Dichter Fürnberg, wenn er leise war, wenn niemand ihn,
auch er selbst sich nicht, zur Ordnung rief. Dann folgte er, bis in den
Schmerz und die Verzweiflung hinein, seinem ureigenen Rhythmus. "Im Grunde
war auch er ein Geschlagener", sagte der Freund, Literaturwissenschaftler
und Dichter Erhard Scherner einmal über ihn. Halb verbannt ins Weimarsche
Archiv. Mit ein paar schmalen Bändchen im Gepäck, ein bisschen Prosa,
einigen Poemen, die nur wenige verstanden und die kaum jemand haben wollte
in den polternden Jahren. Manchmal wäre es schön gewesen, wenn von diesem
Leben gegen den Strich, von dieser Zerrissenheit etwas mehr eingedrungen
wäre in die heutigen Kompositionen.

So bleibt das Album vor allem eine Verneigung, eine Hommage an den Dichter,
in dessen Versen oft das viel zu frühe Ende vorgezeichnet war. Der sich
voller Zärtlichkeit zu den Menschen wandte, die um ihn waren. Es war das
Leben, das Fürnberg sich und anderen wünschte, erhoffte, auch zu erkämpfen
bereit war - und das er nicht fand in seinen nicht einmal fünf Jahrzehnten.
"Wo ich ende, bist du mein Beginn", schrieb er seiner Tochter Alena. Und
sie konnte es bei der Premiere des Albums in Berlin hören.

Frank Viehweg und Holger Saarmann: Herbsteskommen. Nach Gedichten von
Louis Fürnberg, Raumer Records 2019, 15,00 Euro.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 5/2020 vom 2. März 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GLEICHHEIT/7031: 70. Berlinale - "Speer goes to Hollywood", ein Weckruf gegen die Verharmlosung von NS-Verbrechen

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

70. Berlinale: "Speer goes to Hollywood" - ein Weckruf gegen die
Verharmlosung von NS-Verbrechen

Von Verena Nees

9. März 2020



"Speer goes to Hollywood. The Unbelievable Second Career of the Good
Nazi". Israel 2020, Regie: Vanessa Lapa

Der Titel macht stutzig - Hitlers Star-Architekt und Rüstungsminister ein
Hollywoodliebling? Wie passt das zusammen? Oder handelt es sich um eine
bitterböse Satire in einer Zeit, in der die Neofaschisten ihr Haupt erheben
und brutale Morde begehen, wie gerade erst in Hanau?

Es ist die bittere Realität, die das Publikum bei der Weltpremiere dieses
dokumentarischen Films bei der 70. Berlinale einholt.

Die israelische Regisseurin Vanessa Lapa, selbst Kind von
Holocaust-Überlebenden, rührt an eine offene Wunde: Albert Speer gilt in
Teilen der Öffentlichkeit bis heute, trotz mittlerweile gegenteiliger
historischer Forschungen, als harmloserer, als "guter Nazi" - einer, der
lediglich Technokrat in der Regierung Hitler gewesen sei, nur
opportunistischer Mitläufer in der Mühle der Nazi-Bürokratie, kein brutaler
Organisator der Massenvernichtungen in den KZs.

Vanessa Lapas Dokumentation räumt mit diesem Mythos nun auch filmisch auf,
und zwar gründlich.

Albert Speer, der ranghöchste Nazi, der im Nürnberger
Kriegsverbrecherprozess der Todesstrafe entging, hatte selbst diesen Mythos
geschaffen und dabei Hilfe von bekannten Historikern, Verlegern und
Journalisten erhalten. Insbesondere der Hitler-Biograph Joachim Fest und
Wolf Jobst Siedler halfen ihm bei seinen Büchern Erinnerungen und
Spandauer Tagebücher, die er bereits während der 20-jährigen
Gefängnisstrafe in Spandau entworfen hatte. Darin stilisierte sich Speer
sogar als Hitlergegner, der angeblich einen Anschlag auf ihn geplant habe.

Nach seiner Entlassung verschafften ihm diese bei Ullstein verlegten
Bücher, zahllose Interviews im In- und Ausland, allen voran im
Spiegel und Stern, zudem heimliche Verkäufe von Gemälden aus
Nazi-Raubkunst ein Millionenvermögen und ein sorgloses Leben in der
Familienvilla in Heidelberg. Speer starb 1981, doch die Mär vom "noblen
Nazi" setzte sich fort und fand in einer Reihe Filme ihren Niederschlag,
selbst noch in Bernd Eichingers Der Untergang von 2004, in dem ein
verzerrtes Bild von Speer als einsichtiger Mahner und Befehlsverweigerer
gezeigt wird.

Davon bleibt nach "Speer Goes to Hollywood" nichts übrig.

Vanessa Lapa dokumentiert die Pläne einer Verfilmung von Speers
"Erinnerungen" im Jahr 1971 durch Paramount Pictures, bei deren Drehbuch
Albert Speer selbst mitwirkte. Die Regisseurin stieß auf diese Geschichte
bei der Premiere ihres vorherigen Films Der Anständige über Heinrich
Himmler, der bei der Berlinale 2014 gezeigt wurde. Ein Produzent machte sie
auf die Korrespondenz zwischen Himmler und Speer sowie auf Andrew Birkin
aufmerksam, der 1971 als damals 26-jähriger Drehbuchautor in Heidelberg
monatelange Gespräche mit Albert Speer geführt hatte.

Nach einem Treffen mit Vanessa Lapa stellte der inzwischen über 70-jährige
Birkin die 40 Stunden Tonaufnahmen jener Gespräche zur Verfügung. Dies
bildet die Grundlage des Films, ergänzt durch seltene Archivaufnahmen, die
Speer vor dem Zweiten Weltkrieg, in Kriegszeiten und später als mehr oder
weniger zurückgezogen lebenden Ruheständler auf dem Land zeigen.

Die Gesprächsaufnahmen zeigen, wie absolut skrupellos Speer seine
Vergangenheit reinzuwaschen versucht. Er präsentiert sich völlig offen als
jemand, der in kalkulierter Weise die tatsächlichen Ereignisse verdreht,
manipuliert, ja selbst ihre Chronologie verändert, um seine eigene
verbrecherische Rolle zu vertuschen. Als der noch junge Drehbuchautor
Birkin, der sich von der kultivierten und eloquenten Redeweise seines
Gegenübers beeindrucken lässt, mit dem Regisseur Carol Reed über die
einzelnen Kapitel des geplanten Films spricht, wird dieser zunehmend
kritisch und hält den Film für verantwortungslos. Paramount Pictures stoppt
schließlich das Projekt.

Vanessa Lapa kontrastiert die Gespräche 1971 mit historischen Aufnahmen,
darunter langen Sequenzen des Nürnberger Prozesses in einer bislang nicht
gekannten, hervorragenden Qualität. Lapas Produktionsfirma Realworks in Tel
Aviv hat "nahezu sämtliche Tonaufnahmen des Prozesses in rund sechs bis
sieben Monaten Arbeit digitalisiert", erzählt sie der WSWS. Auch die Bild-
und Filmaufnahmen mussten akribisch bearbeitet werden.

Besonders erschütternd sind die Bilder von der menschenverachtenden
Behandlung der Zwangsarbeiter bei Krupp. Beim Verhör von Speer wurden
Lichtbilder von einer langen Reihe eiserner Schränke auf dem Krupp-Gelände
gezeigt. Sie dienten als Strafkammern für Zwangsarbeiter, wenn ihnen zu
langsames Arbeiten oder Verspätungen bei Schichtbeginn vorgeworfen wurde.
Diese "Bummelanten", wie sie Speer selbst bezeichnete, mussten 48 Stunden
im Stehen in diesen extrem engen, fensterlosen Schränken zubringen, Frauen
wie Männer, mehrere zusammengepfercht. Auch ihre Notdurft mussten sie dort
verrichten.

In seinen selbstbeschönigenden Aussagen nach dem Krieg hatte Speer immer
behauptet, er sei nicht für die Zwangsarbeiter verantwortlich gewesen. Dies
klingt nun in den Tonaufnahmen von Andrew Birkin anders: "Soll ich Ihnen
sagen, wieviel Arbeiter ich hatte?" hört man Speer voller Stolz sagen.
"1942 waren es 2,6 Millionen Arbeiter. Im Frühjahr 43 waren es 3,2
Millionen. Im September 43 hatte ich 12 Millionen Menschen, die für mich
arbeiteten." Etwa ein Drittel dieser Arbeiter starb.

Er habe beim Bevollmächtigten für den Arbeitseinsatz Fritz Sauckel immer
neue Kontingente von Zwangsarbeitern für die Rüstungsproduktion
angefordert, erzählt Speer weiter, darunter sämtliche arbeitsfähigen
sowjetischen, sowie polnische und französische KZ-Häftlinge und
Kriegsgefangenen. Sauckel ließ diese Menschen auf Geheiß von Speer in
Viehwaggons nach Deutschland deportieren.

Amüsiert setzt Speer hinzu: Bei der Urteilsverkündung in Nürnberg hätten
"seine Gegner unter den Angeklagten" protestiert: Göring habe gemurmelt,
eigentlich hätte er, Speer, die Todesstrafe erhalten müssen, nicht Sauckel.

Zu Speers Behauptung, er habe kein KZ von innen gesehen, zeigt Lapas Film
die Zeugenaussage eines jungen Zwangsarbeiters vom KZ Mauthausen im
Prozess. Auf die Frage, ob er jemanden von der Anklagebank in Mauthausen
gesehen habe, zeigt der Zeuge auf Speer: "Ja, der dort." Dieser Mann sei
mehrfach da gewesen und immer sehr freundlich von der Lagerleitung begrüßt
worden.

Mit Heinrich Himmler, den er nach 1945 gerne und medienwirksam als
"Monster" bezeichnete, vereinbarte Speer den Einsatz von KZ-Häftlingen für
seine Bauprojekte, wie Lapas Film mit historischen Aufnahmen belegt. Das
Geld für die von der SS gegründete Firma "Deutsche Erd- und Steinwerke GmbH
(DEST)" kam aus Speers Haushalt und floss direkt in den Aufbau von KZs in
der Nähe von Steinbrüchen und Tongruben.

Speer zeichnete nicht nur verantwortlich für rund 1000 Zwangsarbeiterlager
rund um Berlin, von denen einige seine Baubehörde in eigener Regie betrieb,
sondern auch für die "Entmietung" von Juden in Berlin ab 1939 und die
Schaffung "judenreiner" Viertel, die er für seine Bauprojekte nutzen
wollte. Die Listen der aus ihren Wohnungen vertriebenen Juden bildeten die
Basis für die späteren Deportationen nach Riga.

Und anders als er später glauben machen wollte, war Speer selbst Antisemit.
Dies erläutert er auf die entsprechende Frage von Birkin mit entlarvender
Offenheit: Er habe die Juden nicht gemocht. Insbesondere die Ostjuden seien
neureiche Aufsteiger gewesen, die die Deutschen übervorteilen wollten - ein
Standardargument aller Antisemiten.

Am Ende des Films wird Speers Entlassung 1966 aus dem Spandauer Gefängnis
gezeigt. Die Presse umringt ihn, und er sonnt sich sichtlich in diesem
Rummel, nicht ohne in der ihm eigenen höflichen Art die gute Versorgung im
Gefängnis zu loben. Seine Popularität ging durch alle Medien und
politischen Parteien. Zur Entlassung aus der Haft schickte sogar der 
SPD-Vorsitzende Willy Brandt Blumen.

Die Tatsache, dass Albert Speer in der Nachkriegszeit derart hofiert wurde,
zeigt die braune Kontinuität der Geschichte nach der sogenannten Stunde
Null. Bis heute werden immer neue Fakten aufgedeckt, wie stark das alte
Nazi-Personal in den neuen Staat integriert wurde, sei es in Justiz,
Polizei, Bundeswehr, Universitäten, Ministerien oder, wie beim Auftakt der
diesjährigen Berlinale bekannt wurde, auch in Kulturinstitutionen. Der
erste Leiter des Berlinale-Festivals Alfred Bauer war hoher 
Nazi-Filmfunktionär und SA-Mitglied.

Ein Spiegel-Artikel vom 26. September 1966, kurz vor der Entlassung
Speers aus dem Gefängnis, unter dem Titel "Hitlers Freund und Gegner Albert
Speer" machte deutlich, was die neue herrschende Elite in der
Bundesrepublik an Speer so faszinierte: Speer sei ein unpolitischer
Architekt, der "niemanden terrorisiert" und dabei "ein unvorstellbares
deutsches Rüstungswunder" vollbracht habe, der "die deutsche Industrie vor
dem selbstzerstörerischen Zugriff Hitlers" rettete und damit "sogar zum
Wirtschaftswunder Ludwig Erhards" beitrug. (zitiert nach Magnus Brechtken,
"Albert Speer: Eine deutsche Karriere", 2017, S. 365)

Anders ausgedrückt: Speers brutale Ausbeutung von vielen Millionen
Zwangsarbeitern, mit denen er die Rüstungsproduktion in den letzten Jahren
des Kriegs ankurbelte, ermöglichte dem deutschen Imperialismus zugleich den
wirtschaftlichen Neustart nach der Kriegsniederlage. Seine Inszenierung als
Hitler-Gegner diente zugleich der Illusion, ab nun wäre die deutsche
Bourgeoisie demokratisch und antifaschistisch.

Gerade Albert Speer war dafür geeignet. Er sei ein "Prototyp für die
gesellschaftliche Gruppe der Funktionseliten, die sich bewusst für Hitler
entschieden und dem Nationalsozialismus durch ihre Fachkenntnisse erst
seine eigentliche Dynamik gegeben haben. Ohne die ganzen Mediziner,
Juristen und Verwaltungsfachleute hätte die Herrschaft gar nicht so gut
funktionieren können." Dies bemerkte Magnus Brechtken anlässlich der
Veröffentlichung seines Buchs. Speer sei nur einer der "Engagiertesten,
Ehrgeizigsten" gewesen und deshalb nach 1945 "auch die ideale Figur für
alle, die sagen wollten: 'Ich habe zwar mitgemacht, aber von den Verbrechen
habe ich nichts mitbekommen.'"

Ob der Film "Speer goes to Hollywood" bald seinen Weg in die Kinos schafft,
ist noch nicht bekannt. Bereits beim Versuch, finanzielle Förderung für
seine Produktion zu erhalten, gab es in Deutschland lauter Absagen. Sobald
ein Kinostart feststeht, ist dieser Film jedoch ein Muss für alle, die
gegen die Verharmlosung der Nazis und die Rückkehr des Faschismus kämpfen
wollen.



Siehe auch: "Wir müssen die Gefahr des Umschreibens der Geschichte sehr
ernst nehmen", Interview mit Vanessa Lapa

https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/09/spe2-m09.html
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Deutschland ist überall auf der Welt im Krieg. Es nimmt an fast jeder
"humanitären Intervention" teil. Die Verteidigungsministerin fordert einen
Flugzeugträger und generell mehr deutsche Militäreinsätze. In ihrer Partei
gibt es Leute, die hätten gerne Atomwaffen. In Deutschland scheren die
Politiker sich nicht ums Völkerrecht oder nur dann, wenn sie dessen Bruch
anderen meinen vorwerfen zu können. So sieht es aus in Berlin.

Woran niemand denkt, das ist die Provinz. Sind es nur die nationalen
Politiker, die nach Krieg streben? Wie sieht es in der Provinz aus, mit den
Lokal-Politikern in Stadt und Land?

Nehmen wir das Beispiel Emden:

Militarisierung damals...

Um 1900 hat Kaiser Wilhelm einigen deutschen Städten ein Kriegsschiff
geschenkt, das dann auch am Ersten Weltkrieg teilnehmen durfte. 1908 war es
dann so weit: Der damalige Bürgermeister von Emden durfte anreisen und sein
Kriegsschiff taufen. 1903 wurde die Werft Nordseewerke Emden gegründet, die
mit vielen Mitarbeitern Kriegsschiffe baute und über den Zweiten Weltkrieg
hinaus bis 2018 bestand, als sie von Fossen Yards übernommen wurde, die
hauptsächlich im zivilen Bereich tätig sind. Die Kriegsschiffssparte ist
von TKMS (ThyssenKrupp Marine Systems) geschluckt worden. In Emden kann die
vorgesehene Schließung auch dieser Sparte Ende 2020 wahrscheinlich durch
den Bau von U-Booten für Brasilien abgewendet werden. Ohnehin arbeiten dort
nur noch etwa 220 Mitarbeiter, bei MWB Fahrzeugtechnik Emden sind 50 bis 99
Mitarbeiter beschäftigt.

1911 wurde das Emder Kriegsschiff im Pazifischen Ozean zur Niederschlagung
eines Aufstandes eingesetzt, was durch Niederbrennen von Hütten und Feldern
der "Eingeborenen" gelang. Ein Verbrechen. Am Ende wurden 15 "Rädelsführer"
hingerichtet und alle Bewohner der Insel deportiert. "Friedenseinsatz"
heißt das bei der "Bordgemeinschaft der Emdenfahrer" (Web-Seite).

Am 22.9.1914 (1. Weltkrieg) schoss die SMS Emden in Madras Öltanks in
Brand, tötete in der Stadt 3 Zivilisten und 5 Seeleute auf einem
Handelsschiff im Hafen. Ein Kriegsverbrechen. Am 26.10.1914 versenkte sie
im Hafen von Penang den nicht abwehrbereiten russischen Kreuzer Schemtschug
und den unterlegenen französischen Torpedoboot-Zerstörer Mousquet. Am
9.11.1914 unterlag die SMS Emden dem überlegenen australischen Kreuzer
Sydney. 136 Seeleute starben bei der folgenden Selbstversenkung.

Die anfängliche Kriegsbegeisterung war schnell geschwunden. Ende 1914 gab
es im Pazifik keine deutsche Marine und keine Kolonien mehr. Im westlichen
Europa unterlagen die deutschen Truppen 1916 in der langen Schlacht von
Verdun, und die "Heimatfront" erlebte den Hungerwinter. Es ging dem Ende
zu. Von Anfang des Krieges an war die Propaganda eine besondere Stütze des
Systems. Das Märchen von den "Männern der Emden" war ein wichtiger Teil der
diesbezüglichen Anstrengungen.

Von 1914 an ist die Verehrung der SMS Emden ein fester Bestandteil der
bürgerlichen Emder Kultur geworden, über alle gesellschaftlichen
Formationen Deutschlands hinweg.

1933, schon im März, wurden zwei Straßen in Emden nach Karl von Müller, dem
letzten Kapitän der SMS Emden, und Adolf Hitler benannt.

Ein kleiner Hinweis auf den Grund der späteren Wertschätzung des 1923
verstorbenen von Müller durch die Nazis lässt sich in einer Biografie
finden: "Rassefragen beschäftigten ihn sehr. Er verurteilte jede
Rassemischung. 'Rasse ist die Vorbedingung für hohe Kultur... , eine
ausgeprägte Kultur stärkt wieder das Rassebewußtsein..., das Bewußtsein,
daß jede Vermischung eines Deutschen oder einer Deutschen mit Angehörigen
einer fremden Rasse ein schweres Vergehen gegen die Natur und gegen das
eigene Volkstum ist, sollte mehr und mehr das deutsche Volk durchdringen.'
Er beklagte den Standesdünkel und verurteilte alles, was ihn stärkte. Er
verlangte eine Gemeinschaft des Volkes." (Quelle: Karl Betz "Der Kommandant
der Emden. Das Leben des Kapitäns von Müller." Im Deutschen Verlag, Berlin,
1939, S. 208)

Immer gilt es, den "Heldenkreuzer" zu ehren, die Mannschaft als "gentlemen
of war" zu verehren. Diesen Ruf erwarb die SMS Emden, weil sie auf ihrer
Kaperfahrt durch den Pazifischen Ozean die Besatzungen der Handelsschiffe,
die sie aufgebracht und geplündert hatte, vor der Versenkung von Bord gehen
ließ. Dies geschah in Übereinstimmung mit dem geltenden Kriegsrecht.

Daraus entwickelte sich dann das Wort von den "gentlemen of war". Es ist
aus dem Märchen von den "Männern der Emden" nicht mehr wegzudenken.

1934 kam schließlich auch das Schiff zu Ehren, durch die Einweihung eines
"Ehrenmals" mit Hakenkreuzfahnen und Hitlergruß.

Bei der Remilitarisierung nach 1945 spielten Karl von Müller und sein
Schiff eine wichtige Rolle, und 2014 wurde das alte Propagandamärchen von
der SMS Emden wieder aufgelegt.

Nach 1945 war es eine kurze Zeit ruhig in Emden. Auch hier hatte man vom
Krieg genug, besonders nach der fast vollständigen Zerstörung der Stadt am
6. September 1944.

Aber das alles dauerte nicht lang, dann kam auch in Emden die schnelle
Remilitarisierung. In die Emder Kaserne, die zuvor leer gestanden und eine
Weile jüdischen Flüchtlingen als Unterkunft gedient hatte, zogen wieder
Soldaten ein.

Zum "Namensgeber" der Kaserne wurde Karl von Müller erkoren, der frühere
Kapitän der SMS Emden, der in der Weimarer Republik für die rechtsextreme
DNVP im Braunschweiger Landtag saß. Die DNVP hat den Kapp-Putsch gegen die
Republik unterstützt, sie galt als antisemitisch und am Ende als
Steigbügelhalterin der NSDAP. 1933 traten ihre Abgeordneten in Berlin und
Braunschweig zur NSDAP über. Aber da war Karl von Müller schon lange tot
(seit 1923). Vielleicht hat man deshalb der Kaserne seinen Namen gegeben,
konnte er doch evtl. als unbelastet gelten.

In Emden hatte man sich gut an die Bundeswehr gewöhnt. 1997 bekamen die
Freunde des Militärs jedoch einen großen Schock. Ihre Kaserne wurde
geschlossen. 2018 meldeten dann die Nordseewerke Emden Insolvenz an.

Die Rüstungsindustrie ist in Emden aber weiterhin "gut" vertreten.

... und heute

2013 kam dann die Außer-Dienst-Stellung der 5. SMS Emden, die für große
Aufregung in der Stadt, besonders beim Rat, sorgte. Mit den Stimmen von SPD
(außer einem Mitglied), CDU und FDP beschloss der Rat den Beitritt der
Stadt zum Traditionsverein des Kriegsschiffes.

Es stellt sich die Frage, ob der Rat zu diesem Schritt überhaupt berechtigt
gewesen ist. Gefragt wurde ja niemand. Aber anscheinend sind wir es
gewöhnt, dass in Fragen von Krieg und Frieden gewöhnlich gegen den Willen
der Mehrheit der Bevölkerung entschieden wird.

2020 wird eine Korvette auf den Namen Emden getauft. Der Jubel beim Rat,
der Verwaltung, beim Landesmuseum, das eine Ausstellung zur Bejubelung der
SMS Emden erstellt hat, und bei den Lokal-Zeitungen über die neue Korvette
Emden ist inzwischen groß.

Über die Funktion der neuen Kriegsschiffe wird dagegen wenig gesagt und
geschrieben: In der "Konzeption der Bundeswehr" vom Juli 2018 wurde unter
anderem beschlossen, sich für künftige "Randmeerkriege" mit Russland rüsten
zu wollen. Hier spielt vor allem die Ostsee eine zentrale Rolle, für die
mittlerweile ein neu in Rostock angesiedeltes NATO-Marinekommando zuständig
ist. Und genau für dieses Einsatzgebiet dürften vor allem auch die neuen
Korvetten, unter anderem die "Emden", gedacht sein, da sie kleiner und
wendiger als Fregatten und daher aus Sicht der Bundeswehr "ideal" für
"Randmeerkriege" geeignet sind.

Die Bundeswehr freut sich, dass sich so viele Städte für ein Kriegsschiff
beworben haben (neben Emden wurden Namenspatenschaften für Köln, Karlsruhe,
Augsburg und LLübeck beschlossen). Das heißt, dass überall in Stadt und
Provinz sich die Politiker in der Frage von Frieden und Krieg eindeutig
entschieden haben. Jedenfalls nicht für den Frieden.

Der Rat der Stadt Emden beschloss 2014 den Beitritt zum Verein für die
Förderung des Kriegsschiffes, 80 Jahre nach der Einweihung des SMS Emden
Ehrenmals. Der Verein heißt offiziell "Freundeskreis Marineschiff Emden
e.V."

2020 wird eine Korvette auf den Namen Emden getauft werden.

Emden ist Standort der Rüstungsindustrie. Wie bereits erwähnt, sind hier
TKMS und die MWB Fahrzeugtechnik zu nennen. Über Emdens Hafen werden
Kriegsgüter und Soldaten im Falle von Manövern und Kriegen verschifft.

Der Oberbürgermeister ist "mayor for peace".

In mehreren Städten werden Korvetten auf deren Namen getauft. Wie nehmen
dies die dortigen Bürger auf?




Video-Clip: 

https://youtu.be/VCVQXtqwgdk

Buch: Michael Skoruppa "SMS Emden. Heldengedenktage"

ISBN: 978-3-7450-0023-8
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Gregor Gog und der Internationale Vagabundenkongress 1929

von Manfred Dietenberger



Gregor Gog kam am 7. November 1891 in Schwerin als Sohn einer Magd
und eines Zimmermanns auf die Welt. Die Mutter sagt zu ihrem Sohn, der
eigentlich Pfarrer oder zumindest Beamter werden sollte, später
einmal: "Es wäre besser gewesen, ich hätte dich in der Badewanne
ertränkt."

Ihn zieht es hinaus in die Ferne. Mit 19 - weil für die zivile
Schifffahrt schon zu alt - als Freiwilliger zur Kriegsmarine. Später
sagte er über sich: "Ich war aber kein Soldat, wollte nie einer
werden. Was ich mochte war das Meer, die Länder, die Menschen." 1912
beteiligt er sich vor China wegen des militärischen Drills an einer
Mannschaftsrevolte, bei der die Geschütze gefechtsunfähig gemacht
wurden. 1913 ist er wieder an Land und arbeitet in Pforzheim als
Gärtner, allerdings nicht lang. Dann, im Ersten Weltkrieg, wird er
wieder zur Marine auf die SMS Fuchs eingezogen.

Gleich zweimal landet er wegen antimilitaristischer Propaganda und
mehrfacher Anstiftung zur Meuterei vor dem Militärgericht. Seine
Haftstrafe sitzt er in einem feuchten Salpeterlager ab und fängt sich
dabei ein chronisches Nierenleiden ein. Danach wird er zur
Marinedivision Wilhelmshafen beordert, um dort an Land als Gärtner zu
arbeiten.

1917 wird Gog als "dauernd kriegsunbrauchbar" entlassen und arbeitet
als Gärtner in Pforzheim, später in München. 1918 und 1919 nimmt er
die verschiedensten Jobs an, zuletzt als Hilfsarbeiter im Stuttgarter
Forstamt. Gog zieht ins nahe Urach und gründet mit Gleichgesinnten
(vorwiegend Anarchisten) die "Kommune am grünen Weg". Die
Einheimischen beargwöhnen ihre "reing'schmeckten" neuen Nachbarn
kritisch und nennen deren kleine Siedlung den "roten Winkel" oder auch
"Klein-Moskau". Tagsüber bauen die Kommunarden Kartoffeln und Bohnen
an, baden in ihrer Freizeit nackt im Fluss und treffen sich am Ende
des Tages zu politischen Diskussionsabenden.

1927 gründet Gog die "Bruderschaft der Vagabunden". Ihr Kampf gilt den
Gesetzen gegen Bettelei und Landstreicherei, der Ausbeutung in
(Zwangs-)Arbeitskolonien, der Polizeiwillkür und den karitativen
Einrichtungen, in denen man selten ohne Demütigungen einen Schlafplatz
oder ein Stück Brot bekommen konnte.


Der Kunde

Später gibt Gregor Gog die Zeitschrift Der Kunde heraus, die erste
"Zeit- und Streitschrift der Vagabunden" (so ihr Untertitel). Der
Hintergrund war, dass es in Deutschland wegen der Weltwirtschaftskrise
inzwischen über 450000 Obdachlose gab. Die Zeitung wollte Bewusstsein
dafür schaffen sich zu organisieren, denn nur so konnte der notwendige
Druck entwickelt werden, die Lage der Vagabunden zu verbessern und
ihre Vereinzelung zu überwinden.

Der Kunde erschien etwa einmal im Vierteljahr in einer Auflage
von 1.000 Exemplaren. Etwa die Hälfte davon ging an Abonnenten. Die
übrigen Exemplare wurden in den Stempelstellen, Arbeitsämtern,
Herbergen und Obdachlosenasylen, in Wärmehallen und Kneipen kostenlos
ausgelegt. Wer Geld hatte, zahlte. Vagabunden, die "unterwegs" waren,
bekamen die Zeitschrift gratis. Gelesen, wurde das Heft meist gleich
weitergereicht und erreichte so einen viel größeren Lesekreis.

Im April 1928 organisiert die Bruderschaft ihren ersten
"Vagabundenabend" in Stuttgart, weitere folgen in Berlin, Mannheim,
Hamburg und Dortmund. Parallel dazu wird ein "internationales
Vagabundentreffen" vorbereitet, als Veranstaltungsort findet sich der
Freidenker-Jugendgarten an der Kunsthochschule auf dem Stuttgarter
Killesberg. Die Behörden und die Polizei taten schon im Vorfeld viel,
um mit Angstmache und Straßensperren den Kongress zu ver- und
behindern. Die Folge war, dass angeblich in ganz Stuttgart
Vorhängeschlösser schon im voraus ausverkauft waren.


Der Kongress

Am 21. Mai 1929 war es soweit. Und wer bis dahin nicht wusste wie sich
die Vagabunden selber sehen erfuhr es jetzt. Was ein "Vagabund" bzw.
ein "Kunde" (so die alte Selbstbezeichnung der Landfahrer und
Vagabunden) ist, definiert Gregor Gog bei der Eröffnung des
dreitägigen Internationalen Vagabundenkongresses (21.-23. Mai 1929).
Der "Kunde" sei ein "umherschweifender Rebell, ein revolutionärer
Wanderagitator der Brüderlichkeit in den Pennen und Asylen Europas".
Vagabundentum, das bedeute "lebenslanger Generalstreik", mit der die
"kapitalistische, christliche, kerkerbauende Gesellschaft ins Wackeln,
ins Wanken, zu Fall" gebracht werde.

Der Kongress wurde wirklich ein internationaler. "Delegierte" kamen
aus Österreich, Böhmen, Polen, Dänemark, Finnland, sogar aus Ägypten
usw. Die Mehrheit der Teilnehmer waren aber deutsche Arbeiter, die aus
Arbeitslosigkeit und Not ihre Sesshaftigkeit aufgegeben hatten und ihr
Glück auf der Landstraße suchen mussten. Maxim Gorki und Erich Mühsam
schickten Grußbotschaften.

Viel und heftig wurde dort oben auf dem Killesberg diskutiert und es
wurde um die politische Ausrichtung gerungen. Gogs Vorstellungen
fanden unter den Teilnehmern viel Zuspruch, aber auch Widerspruch, wie
in den Tagungsprotokolle nachzulesen ist: "Wir Vagabunden, die
Arbeiter waren, müssen wissen, dass wir zum Proletariat gehören! Wir
wären keinen einzigen aufrechten Gedanken wert, wenn wir nicht mit der
geknechteten Arbeiterschaft kämpften!" (Rudolf Geist.) Dagegen erhob
sich Widerspruch: "Der Kunde steht eigentlich über der Gesellschaft.
Es ist ganz unmöglich, einen echten Kunden einzufangen in ein System
oder Dogma! Macht euch keine Mühe - es gelingt nicht."
(W. Hammelrath.)

Es wurde aber nicht nur diskutiert. Einige trugen eigene Gedichte oder
tradierte Vagantenlyrik vor, andere lasen aus ihren Tagebüchern oder
stellten ihre Zeichnungen und Gemälde vor. In Kleingruppen wurde eine
Kritik an der Christlichen Wanderfürsorge erarbeitet. Tipps zum
Überleben wurden ausgetauscht und über die Realisierbarkeit von
Herbergen und Verpflegungsstationen in eigener Regie diskutiert. Im
Rahmenprogramm führten Schauspieler kurze Sketche auf, Bänkelsänger
sangen freche Bettellieder, die "Musikschar der deutschen Vagabunden"
trug zum Gelingen des Kongresses bei. Das Presseecho über die
Veranstaltung war riesig, wenn auch längst nicht immer wohlwollend.

Gog beobachtet in der Folgezeit mit immer größerer Sorge das Erstarken
der Faschisten. Die heraufziehende Gefahr bringt ihn auch zu einer
Korrektur seines bisherigen Verhältnisses zur organisierten
Arbeiterbewegung, insbesondere zur KPD. Es gelte jetzt, so Gog, "die
Vagabunden in eine Reservearmee des kämpfenden Proletariats zu
verwandeln, denn sonst werden sie zur Reservearmee der kämpfenden
Bourgeoisie" (1931).

Die Agitation unter den Vagabunden ist aber alles andere als einfach.
Und so stellt er schon ein Jahr später fest: "Hunger und Verzweiflung
verwirrten die Gedanken vieler dieser Menschen. Viele werden den
Faschisten eine leichte Beute; sie geben ihnen einen Kanten Brot,
verlogene Hoffnungen und den Knüppel des Pogromschlägers."

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1, 35. Jg., Januar 2020, S. 21

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96E-Mail: redaktion@soz-verlag.de
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Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





MELDUNG/446: BR, BR24 und BR Text - Die bayerische Kommunalwahl am 15. März 2020 im BR, 9.-15.3.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. März 2020

BR Fernsehen, BR24 und BR Text

Die Kommunalwahl am 15. März 2020 im BR



Der Bayerische Rundfunk berichtet anlässlich der Kommunalwahl
umfangreich im BR Fernsehen sowie im Hörfunk auf BAYERN 1, Bayern 2,
BAYERN 3, B5 aktuell sowie bei PULS. BR24 bietet unter: br24.de/wahl
ein umfassendes Dossier an. BR Text, der Videotext des Bayerischen
Rundfunks, berichtet aktuell über die Kommunalwahl auf den Seiten 800
ff.


Sendungen im BR Fernsehen:

Sonntag, 15. März 2020

17.45 Uhr

Kommunalwahl 2020 - Die Entscheidung

Erste Trends aus allen bayerischen Regionen

Moderation: Stefan Scheider

Ergebnisse und Analysen: Andreas Bachmann

Studiogast: Ursula Münch

18.30 Uhr

Rundschau

19.45 Uhr

Kommunalwahl 2020 - Die Entscheidung im Süden / im Norden

Moderation Wahlstudio Nürnberg: Julia Büchler, Charly Hilpert

Moderation Wahlstudio München: Stefan Scheider, Andreas Bachmann

20.15 Uhr

Kommunalwahlen 2020 - Die Entscheidung

Die wichtigsten Ergebnisse beim Rennen um die Oberbürgermeisterämter
in den großen Städten kompakt zusammengefasst: Wer hat gewonnen, wer
muss in die Stichwahlen?

20.30 Uhr

Kommunalwahl 2020 - Die Entscheidung im Süden / im Norden

Mehr als 20 BR-Reporterinnen und Reporter melden sich live mit
Ergebnissen zu wichtigen OB- und Landratswahlen, Korrespondentinnen
und Korrespondenten fassen alle wichtigen Resultate in den
Regierungsbezirken zusammen.

21.45 Uhr

Rundschau-Sonntags-Magazin

23.00 Uhr

Kommunalwahl 2020 - Die Diskussion

Mit CSU-Generalsekretär Markus Blume, die Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen, Katharina Schulze, sowie die Landesvorsitzenden
Hubert Aiwanger (Freie Wähler), Corinna Miazga (AfD), Natascha Kohnen
(SPD) und Daniel Föst (FDP).

Moderation: Christian Nitsche

23.30 Uhr

Kommunalwahl 2020 - Die Entscheidung im Süden / im Norden

Moderation Wahlstudio Nürnberg: Julia Büchler, Charly Hilpert

Moderation Wahlstudio München: Stefan Scheider, Andreas Bachmann

00.00 Uhr

Kommunalwahl 2010

Wahl kompakt: Die Endergebnisse

PULS sendet über den Tag verteilt in seinem Programm von Montag, 9.
März an und am Wahltag selbst unter anderem die Reportage "Bock auf
Politik!", in der es um die Frage geht, wie man Politik für junge
Leute macht.

Mehr dazu auf dem YouTube-Kanal PULS Reportage: www.youtube.com/puls
und auf dem PULS Reportage Instagram-Account:
https://www.instagram.com/dein_puls/

Außerdem:

"How To Kommunalwahl". Beitrag zu hören im PULS-Radioprogramm über den
Tag verteilt und online auf www.deinpuls.de

"Fridays For Future: Von der Straße in den Stadtrat" über
AktivistInnen dieser Bewegung, die sich in Kempten als Bündnis auf
kommunaler Ebene zur Wahl stellen.

Beitrag zu hören im PULS-Radioprogramm im Verlauf des Tages.

BR24 berichtet von den Kommunalwahlen 2020 in regionaler Breite und
analytischer Tiefe. Unter br24.de/wahl bietet ein umfangreiches
Dossier Informationen zum Wahlsystem, politische Analysen, Reportagen
aus den Regionen und viele Erklärvideos. Im Social Media-Projekt
DemokraWie kommen vor allem Jüngere zu Wort. BR24 live bietet ein
Forum für kommunalpolitische Kontroversen.

Am Wahlabend informiert BR24 umfassend aus den Regionen - mit mehreren
Livetickern und landespolitischen Analysen. Im Mittelpunkt aber steht
das große Ergebnisportal zur Wahl der Landräte und der Bürgermeister
aus Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern. Auch die Livestreams des
BR Fernsehens können Sie auf allen BR24 Plattformen verfolgen.

BR Text

Ab Dienstag, den 10. März, stehen auf den Seiten 800 ff. Informationen
u.a. zum Wahlverfahren sowie eine Auflistung der Bewerberinnen und
Bewerber für die Oberbürgermeister- und Landratswahlen. Am Wahltag
bietet der BR Text ab 18.00 Uhr einen kompakten Überblick mit
Prognosen und Hochrechnungen sowie erste Reaktionen. Die Ergebnisse
der Oberbürgermeister- bzw. Bürgermeisterwahlen in Orten mit
mindestens 10.000 Einwohnern, der Stadtratswahlen in München und
Nürnberg sowie der Landratswahlen werden unmittelbar nach Auszählung
der Stimmen im BR Text auf den Seiten 800-899 abgebildet.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. März 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FEATURE/1415: Deutschlandfunk - Bomben unter Oranienburg, 10.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Bomben unter Oranienburg

Von Ulrike Bajohr und Mario Bandi

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Dienstag, 10. März 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Am 15. März 1945 warf die 8. US Air Force 5.690 Großbomben auf
Oranienburg. Noch heute ticken fast 300 Blindgänger unter den Straßen
und Häusern. Oranienburg bombenfrei zu machen, kann noch 35 Jahre
dauern. Die Stadt hatte eine beachtliche Rüstungsindustrie - aber die
Rote Armee stand schon an der Oder. Was veranlasste die Westalliierten
im Frühjahr 1945 noch zu so massiven Bombardements? Die Amerikaner
wollten den Russen den Zugriff auf die Uranoxid-Produktion der Auer-
Werke versperren, sagen viele Historiker. Am Ende des Heißen Krieges
habe der Kalte Krieg um die Atombombe begonnen. Nein, widersprechen
andere Experten. Diese Lesart habe die DDR-Geschichtsschreibung
erfunden! Im Gegenteil, die Amerikaner hätten mit der Zerstörung des
Verschiebebahnhofs den Abtransport des letzten Nazi-Aufgebots an die
Ostfront verhindern wollen. Nur habe man nicht so genau zielen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1414: Deutschlandfunk Kultur - Wenn Flüsse wieder frei fließen, 10.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Ausgestaut?

Wenn Flüsse wieder frei fließen

Von Rebecca Hillauer

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 10. März 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wasserkraft gilt als eine der tragenden alternativen Energiequellen.
Nach Ansicht vieler Wissenschaftler und Naturschützer ist Wasserkraft
jedoch weder nachhaltig noch klimaneutral: In Stauseen werden durch
Zersetzungsprozesse Kohlendioxid und Methan freigesetzt. Dämme halten
mikrobakterielle Organismen und Sedimente zurück, die für die
natürliche Selbstreinigung von Fließgewässern notwendig sind. Deshalb
wurden im US-Bundesstaat Washington vor fünf Jahren am Elwha River
zwei Staudämme zurückgebaut. Das Renaturierungsprojekt nahe der Grenze
zu Kanada ist das bislang größte seiner Art in den USA. Der Elwha
fließt nun wieder frei von seiner Quelle in den Bergen der
Olympic-Halbinsel bis in den Pazifischen Ozean.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/2039: BR Hörfunk, BR24 und BR Text - Die bayerische Kommunalwahl am 15. März 2020, 9.-16.3.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. März 2020

Hörfunk, BR24 und BR Text

Die Kommunalwahl am 15. März 2020 im BR



Der Bayerische Rundfunk berichtet anlässlich der Kommunalwahl
umfangreich im BR Fernsehen sowie im Hörfunk auf BAYERN 1, Bayern 2,
BAYERN 3, B5 aktuell sowie bei PULS. BR24 bietet unter: br24.de/wahl
ein umfassendes Dossier an. BR Text, der Videotext des Bayerischen
Rundfunks, berichtet aktuell über die Kommunalwahl auf den Seiten 800
ff.


Sendungen in den Hörfunkprogrammen:

BAYERN 1

Sondersendung zur Kommunalwahl 2020, 18.00 bis 23.00 Uhr

Der regionalen Bedeutung der Kommunalwahl angemessen, splittet BAYERN
1 sein Programm an diesem Abend fünffach auf. Pro Stunde wird
abwechselnd zweimal 25 Minuten Programm aus den BR Studios Augsburg,
Regensburg, Nürnberg, Würzburg und München gesendet. Die
Korrespondentinnen und Korrespondenten des Bayerischen Rundfunks
melden sich aus den Rathäusern mit Ergebnissen, Reaktionen und
Hintergründen zu den Kommunalwahlen in allen Regionen des Freistaats.
Jeweils zur vollen und zur halben Stunde bringt BAYERN 1 aus dem
Funkhaus München eine Zusammenfassung bayernweit interessanter
Ergebnisse.

Bayern 2

Donnerstag, 12. März 2020, 18.30 Uhr

radioMikro

Verwandlung der Klassenzimmer in Wahllokale

Montag, 16. März 2020, ab 6.05 Uhr

radioWelt 

Aktuelle Kommentare und Interviews am Tag nach der Wahl mit:

- Gespräch mit CSU-Generalsekretär Markus Blume (ca. 7.08 Uhr)

- Gespräch mit Bayern-SPD-Chefin Natascha Kohnen (ca. 7.32 Uhr)

- Gespräch mit Bayern-Grünen-Chefin Eva Lettenbauer (ca. 8.08
Uhr)

- Gespräch mit Dr. Martin Gross, Politologe an der LMU München (ca.
8.15 Uhr)

BAYERN 3
Montag, 9. bis Freitag, 13. März: Update, 12.00 Uhr:

Serie mit Beiträgen aus den bayerischen Regierungsbezirken unter
anderem über junge und ungewöhnliche Listen oder über Wahlkampf auf
Instagram.

Am Wahltag sendet BAYERN 3 zwischen 18.00 und 22.00 Uhr Ergebnisse,
Einschätzungen und Reaktionen aus allen Regionen im Freistaat.

Moderation Christine Rose

B5 aktuell

Am Wahltag berichtet B5 aktuell über den Tag hinweg fortlaufend in den
Nachrichtensendungen sowie in den Sendungen "Das Aktuelle am Morgen"
um 9.00 Uhr und "Das Aktuelle am Mittag" um 12.00 Uhr.

Von 18.00 bis 24.00 Uhr blickt B5 aktuelle in einer Sondersendung auf
die Regierungsbezirke und schildert die Ausgangslage (18.00 bis 19.00
Uhr), schaltet für die jeweiligen Ergebnisse regelmäßig in die
Regionalstudios (19.00 bis 20.00 Uhr) und führt Interviews mit
Politkern zum gesamtbayerischen Abschneiden der Parteien (20.00 bis
21.00 Uhr). Zwischen 21.00 und 22.00 Uhr gibt es auch B5 aktuell eine
Talkrunde mit Studiogästen und B5-Hörerinnen und Hörer. Nach der
Sendung "Aktuelles am Abend" (22.00 bis 22.15 Uhr) und dem Sport
(22.15 bis 22.30 Uhr) informiert B5 aktuell zwischen 22.30 und 24.00
Uhr nach Regierungsbezirken sortiert über die Ergebnisse.

PULS sendet über den Tag verteilt in seinem Programm von Montag, 9.
März an und am Wahltag selbst unter anderem die Reportage "Bock auf
Politik!", in der es um die Frage geht, wie man Politik für junge
Leute macht.

Mehr dazu auf dem YouTube-Kanal PULS Reportage: www.youtube.com/puls
und auf dem PULS Reportage Instagram-Account:
https://www.instagram.com/dein_puls/

Außerdem:

"How To Kommunalwahl". Beitrag zu hören im PULS-Radioprogramm über den
Tag verteilt und online auf www.deinpuls.de

"Fridays For Future: Von der Straße in den Stadtrat" über
AktivistInnen dieser Bewegung, die sich in Kempten als Bündnis auf
kommunaler Ebene zur Wahl stellen.

Beitrag zu hören im PULS-Radioprogramm im Verlauf des Tages.

BR24 berichtet von den Kommunalwahlen 2020 in regionaler Breite und
analytischer Tiefe. Unter br24.de/wahl bietet ein umfangreiches
Dossier Informationen zum Wahlsystem, politische Analysen, Reportagen
aus den Regionen und viele Erklärvideos. Im Social Media-Projekt
DemokraWie kommen vor allem Jüngere zu Wort. BR24 live bietet ein
Forum für kommunalpolitische Kontroversen.

Am Wahlabend informiert BR24 umfassend aus den Regionen - mit mehreren
Livetickern und landespolitischen Analysen. Im Mittelpunkt aber steht
das große Ergebnisportal zur Wahl der Landräte und der Bürgermeister
aus Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern. Auch die Livestreams des
BR Fernsehens können Sie auf allen BR24 Plattformen verfolgen.

BR Text

Ab Dienstag, den 10. März, stehen auf den Seiten 800 ff. Informationen
u.a. zum Wahlverfahren sowie eine Auflistung der Bewerberinnen und
Bewerber für die Oberbürgermeister- und Landratswahlen. Am Wahltag
bietet der BR Text ab 18.00 Uhr einen kompakten Überblick mit
Prognosen und Hochrechnungen sowie erste Reaktionen. Die Ergebnisse
der Oberbürgermeister- bzw. Bürgermeisterwahlen in Orten mit
mindestens 10.000 Einwohnern, der Stadtratswahlen in München und
Nürnberg sowie der Landratswahlen werden unmittelbar nach Auszählung
der Stimmen im BR Text auf den Seiten 800-899 abgebildet.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. März 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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TREFF/228: Witten/Herdecke - Not und Elend in der Tagesschau, Wie verhalte ich mich dazu verantwortungsvoll?, 30.3-2.4.20

Universität Witten/Herdecke

Not und Elend in der Tagesschau: Wie verhalte ich mich dazu
verantwortungsvoll?

Das Global Social Witnessing_Conference.Lab 2020 an der Uni
Witten/Herdecke sucht Strategien im Umgang mit der Globalisierung



"Sei gegenwärtig, fühle was du siehst, werde ein globaler sozialer Zeuge."
Das ist das Leitthema eines Kongresses, den die Universität
Witten/Herdecke (UW/H) und das Institut für Globale Integrale Kompetenz
(engl.: Institute for Global Integral Competence, kurz: IfGIC) vom 30.
März bis 2. April 2020 in der Universität Witten/Herdecke veranstalten.

In Workshops, Vorträgen, Meditationen, musikalischen Beiträgen und
systemischer Aufstellungsarbeit geht es um Wege, eine positive Haltung
zwischen Gleichgültigkeit und Zynismus gegenüber dem ständigen Ansturm von
Horrormeldungen zu entwickeln. Denn tagtäglich wird in den Medien von Leid
und Schmerz berichtet: Riesige Brände, Kriege, Flucht und mittendrin eine
weinende Mutter mit ihrem toten Kind in den Armen. Häufig werden Menschen
heutzutage mit Bildern und Geschichten dieser Art konfrontiert, und obwohl
der Eindruck oft nicht von Dauer ist, löst er in jedem Menschen etwas aus.
Was ist das, was da ausgelöst wird? Was trennt uns von dem Leid der
Mutter? Wie kann man das Leid bewusst wahrnehmen und was geschieht dann?

Conference.Lab: Wissenschaft, Austausch und Aktivismus

Das Global Social Witnessing_Conference.Lab ist zum einen eine Konferenz,
bei der verschiedene Menschen, unter anderem aus der Wissenschaft
zusammenkommen, um sich dem Thema analytisch zu nähern. Die Veranstaltung
ist gleichzeitig ein Lab, das sich mit Bedingungen der Gesellschaft
beschäftigt: Es wird geübt, gesprochen, sich ausgetauscht, erprobt und
ausprobiert, sodass weiterführende Verbindungen und Veranstaltungen
entstehen können. Das Conference.Lab bietet einen Raum, in dem
unterschiedliche Perspektiven und Erfahrungen von Künstlern,
Wissenschaftlern, spirituellen Lehrenden und politischen Aktivisten
zusammenkommen. Im Idealfall entstehen während der Konferenz neue Ideen,
Strategien, Methoden und Energie, die eine Veränderung bewirken - bei den
Teilnehmenden oder sogar darüber hinaus.

Das Programm der Veranstaltung und weitere Informationen sowie ein
Anmeldungsformular finden Sie unter: 

https://www.globalsocialwitnessing.org

Beitragen werden Otto Scharmer (live video conference), Thomas Hübl, Terje
Sparby, Werner Vogd, Aftab Omer, Shelley Sacks, Georg Müller-Christ,
Stefan Häfliger, Roman Huber, Markus Stockhausen sowie weitere
Wissenschaftler, Künstler und Aktivisten.


Weitere Informationen bei Prof. Dr. Kazuma Matoba:
kazuma.matoba@uni-wh.de

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

www.uni-wh.de / blog.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/036: Chlamydien bauen sich einen Eingang in menschliche Zellen (idw)

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 04.03.2020

Chlamydien bauen sich einen Eingang in menschliche Zellen

Infektionsbiologie: Veröffentlichung in PNAS



Chlamydien, eine pathogene Bakterienart, müssen in menschliche Zellen
eindringen, um sich zu vermehren. Forscher der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf (HHU) haben nun das Bakterienprotein SemC identifziert, das in
die Zelle eingeschleust wird und dort die Zellmembran an der
Eintrittsstelle umstrukturiert. SemC zwingt das zelleigene Protein SNX9,
ihm zu helfen. Zusammen mit Kollegen aus Paris und München veröffentlichte
ein Forschungsteam um Prof. Dr. Johannes Hegemann und Dr. Katja Mölleken
diese Ergebnisse in der Fachzeitschrift Proceedings of the National
Academy of Sciences of the United States of America (PNAS).




[image: Darstellung: © HHU / Dr. Sebastian Hänsch]

Mithilfe von Adhäsinen (grau) bindet ein Chlamydium an die Zelle und bringt ihr SemC (grün) ein. Es verbiegt die PM, dort bindet das humane SNX9 (rot), und hier dringt das Bakterium ein. 

Darstellung: © HHU / Dr. Sebastian Hänsch



Es gibt zwei Arten von Chlamydien, die den Menschen befallen: Chlamydia
trachomatis und Chlamydia pneumoniae (Cpn). Während erstere
Geschlechtserkrankungen auslösen, führen Cpn zu akuten Infektionen der
oberen und unteren Atemwege. Darüber hinaus werden sie mit diversen
chronischen Erkrankungen wie Bronchitis und Asthma und auch mit
Lungenkrebs in Verbindung gebracht, aber auch mit der Alzheimer-Demenz und
der Atherosklerose. Die Mehrheit der Deutschen wird im Laufe ihres Lebens
von diesen Bakterien befallen.

Um in die menschliche Zelle zu gelangen, müssen die Chlamydien zunächst
deren Umgrenzung, die sogenannte Plasmamembran (PM), überwinden. Die
Membran besteht aus einer Doppelschicht von Lipiden mit eingelagerten
Proteinen. Durch Einstülpung von Bereichen der PM kann die Zelle
Flüssigkeit und Partikel aus der Umgebung in das Zellinnere aufnehmen, was
als "Endozytose" bezeichnet wird.

Krankheitserreger wie Chlamydien, die ebenfalls ins Zellinnere gelangen
müssen, überlisten den Endozytose-Mechanismus für ihre Zwecke. Die
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Johannes Hegemann am HHU-Institut für
Funktionelle Genomforschung der Mikroorganismen hat nun ein chlamydiales
Protein identifiziert, das die entscheidende Rolle beim Eindringen des Cpn
in die menschliche Zelle spielt: sein Name lautet SemC; sein Entdecker ist
Dr. Gido Murra aus Prof. Hegemanns Arbeitsgruppe.

In einem ersten Schritt schafft es das Chlamydium, SemC in die Wirtszelle
einzuschleusen. Die Kolleginnen vom Pasteur-Institut aus Paris konnten
zeigen, dass SemC über eine von vielen pathogenen Bakterien genutzte
sogenannte Proteinnadel direkt vom Bakterium in das Zellinnere
transportiert wird. Dort angekommen, bindet das Protein an die innere
Plasmamembran und verändert lokal deren Struktur. Dadurch ändert sich die
Gestalt der Membran: Sie wird stärker gekrümmt. Dazu Dr. Katja Mölleken:
"Mit SemC haben wir das erste Protein eines Infektionserregers überhaupt
entdeckt, das in der Lage ist, die PM in dieser Art zu verändern."

Die durch SemC ausgelöste stärkere Membrankrümmung führt nun zur Bindung
des körpereigenen Proteins SNX9 an diese Stelle, wo es sowohl an die
gekrümmte Membran als auch an das dort sitzende SemC bindet und die
Krümmung weiter verstärkt. SNX9 ist ein für die Endozytose-Prozesse der
menschlichen Zelle essentielles Protein, indem es das Aktinzytoskelett an
der einstülpenden PM aufbaut. Die SemC-vermittelte SNX9-Bindung an die PM
erlaubt nun dem Chlamydium, von außen an der gekrümmten Stelle der PM
durch Endozytose in die Zelle einzudringen und sich im Zellinneren weiter
zu vermehren. "Die Struktur der PM der Wirtszelle ist also ein wichtiger
Faktor, um die Infektion einer Zelle durch den Krankheitserreger zu
ermöglichen", betont Dr. Sebastian Hänsch. Und Dominik Spona ergänzt: "So
schafft sich das Bakterium quasi seine eigene Tür in die Zelle."

Die Forschungsgruppe hat einen weiteren wichtigen Beleg für das von Cpn
induzierte Zusammenspiel von SNX9 und SemC gefunden. Die Kollegen des
Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen in München schufen
menschliche Zellen, in denen die Menge an SNX9 Protein stark verringert
worden war. Dominik Spona: "Bei diesen Zellen fiel es Cpn deutlich
schwerer, die Plasmamembran mittels Endozytose zu überwinden und die Zelle
zu infizieren."

Die Entdeckung eröffnet neue Möglichkeiten, um eine Chlamydieninfektion zu
therapieren, oder auch, um gezielt Impfstoffe zu entwickeln, die die
Bakterien bereits frühzeitig abwehren. Dazu Arbeitsgruppenleiter Prof.
Hegemann: "Ist der genaue Mechanismus entschlüsselt, ergeben sich daraus
mögliche Angriffspunkte, an denen man diesen Mechanismus blockieren kann,
zum Beispiel indem man die SemC-Bindung an die PM oder an das körpereigene
SNX9-Protein unterbindet."

Die Forschungsarbeiten in Düsseldorf fanden im Rahmen eines
Manchot-Promotionsstipendiums und eines Promotionsstipendiums der Düsseldorf
Entrepreneurs Foundation statt. Weitere Teile entstanden im Rahmen einer
Zusammenarbeit des Düsseldorfer Sonderforschungsbereichs 1208 mit dem
Center for Advanced Imaging.
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NEUROLOGIE/2052: Durchbruch - Pathomechanismus einer seltenen Form der Hirnentzündung aufgeklärt (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 05.03.2020

Durchbruch: Pathomechanismus einer seltenen Form der Hirnentzündung aufgeklärt



Das Susac-Syndrom ist eine seltene, aber schwere neurologische Erkrankung.
Neuroimmunologen zeigten nun erstmals, wie es dabei zur Zerstörung von
Hirnzellen kommt und wie sich dieser Prozess gezielt verhindern lässt [1].
Ein bereits auf dem Markt verfügbares Medikament stellt eine
zielgerichtete Therapie dar und wurde Susac-Patienten mit Erfolg
verabreicht.

Das Susac-Syndrom kommt wie ein Blitz aus heiterem Himmel. Schlägt er ein,
ist nichts mehr wie zuvor: Innerhalb weniger Tage kommt es bei den
Betroffenen zu Sehstörungen, Schwerhörigkeit und neurologischen Symptomen.
Letztere gehen manchmal mit Benommenheit bis hin zum Koma, Verwirrtheit,
Halluzinationen, Sprachstörungen, Lähmungen, Taubheitsgefühlen oder
epileptischen Anfällen einher. Die Krankheit trifft vorwiegend Frauen im
Alter von 20 bis 40 Jahren und kann über Monate bis Jahre in mehreren
Episoden auftreten. Auch wenn sie selten ist, stellt sie eine wichtige
Differentialdiagnose entzündlicher ZNS-Erkrankungen, inklusive Multiple
Sklerose dar. Die genauen Mechanismen der seltenen Krankheit waren aber
lange unklar, vermutet wurde eine autoimmune Entzündung der kleinsten
Blutgefäße (Mikroangiitis) des Gehirns, der Netzhaut und des Innenohrs.
Als Behandlung kamen daher bislang meistens unspezifisch-immunsuppressive
Medikamente wie Kortison zum Einsatz.

Nun entschlüsselte ein international besetztes Team von Neuroimmunologen,
was genau die Strukturen im Gehirn und Rückenmark beim Susac-Syndrom
angreift. Damit haben sie ein konkretes Ziel gefunden, an dem nun ein
Medikament ansetzen kann. Der Clou: Das probate Mittel dazu ist schon auf
dem Markt. Bisher wird es vorwiegend zur Therapie der Multiplen Sklerose
eingesetzt.

"Wir konnten zeigen: Das Susac-Syndrom ist eine Endotheliopathie, d.h.
eine Erkrankung des Endothels, der Zellen, die die Blutgefäße auskleiden.
Sie wird durch zytotoxische CD8-T-Zellen, eine ganz spezielle Sorte weißer
Blutkörperchen (Leukozyten), vermittelt", erläutert Dr. Catharina Groß.
Sie leitet das Liquorlabor an der Universitätsklinik für Neurologie mit
Institut für Translationale Neurologie (ITN) in Münster und ist
Erstautorin der Studie [1], die nun in der renommierten Fachzeitschrift
Nature Communications veröffentlicht wurde. Groß und ihr Team haben
Immunzellen aus dem Blut, Nervenwasser und im Hirngewebe von
Susac-Patienten untersucht. So fanden sie heraus: Beim Susac-Syndrom werden
unreife CD8-T-Zellen aktiviert, expandieren klonal und reifen zu
zytotoxischen T-Zellen heran. Warum das geschieht, ist bisher unklar.
Sicher ist jedoch: Die zytotoxischen T-Zellen sammeln sich in den
kleinsten Blutgefäßen an und schütten Perforin und Granzym B aus -
Proteine, die eigentlich Virusinfektionen und Krebszellen bekämpfen, indem
sie deren Zelltod auslösen. Im Fall des Susac-Syndroms kommt es aber zum
Absterben körpereigener Zellen.

Dabei funktionieren Perforin und Granym B wie Brecheisen, die die
schützende Blut-Hirn-Schranke zerstören, und so die Tür zum zentralen
Nervensystem (ZNS) öffnen. Die Blut-Hirn-Schranke ist eine von den
Endothelzellen gebildete Barriere zwischen Blut und den Zellen des ZNS.
Sie verhindert normalerweise, dass potenziell toxische Substanzen aus dem
Blut ins Hirngewebe übertreten. Die CD8-T-Zellen sammeln sich an der
Zellwand der kleinsten Gefäße (Kapillaren) im Gehirn, der Netzhaut und des
Innenohrs. Dort heften sie sich an, zerstören mittels Perforin und Granzym
B die schützende Endothelzellschicht und schädigen so die Innenwände von
Blut- und Lymphgefäßen. Auf diese Weise werden - vergleichbar mit
kleinsten Schlaganfällen - Kapillaren verstopft und das umgebende Gewebe
stirbt wegen Mangeldurchblutung ab. Es bleiben dauerhafte neurologische
Schäden.

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse konnten die Neuroimmunologen nicht
nur endlich den Krankheitsmechanismus genau erklären, sondern sie
entwickelten auch eine Idee für die Therapie: "Wir müssen verhindern, dass
sich die zytotoxischen CD8-T-Zellen überhaupt an die Endothelzellschicht
anheften und diese zerstören", erläutert Dr. Catharina Groß. "Der
Wirkstoff Natalizumab erfüllt genau diese Funktion und wird bereits
erfolgreich zur Therapie der Multiplen Sklerose genutzt", so Professor
Sven Meuth, Münster.

Anhand eines Tiermodells, das Mitautor Professor Roland Liblau, Toulouse,
entwickelt hatte, bewies das Forscherteam, dass es richtig lag.
Natalizumab ist ein monoklonaler Antikörper, der die Einwanderung von
Leukozyten verhindert, indem er die entsprechenden Andock-Moleküle
blockiert und so den zentralen Krankheitsmechanismus durchbricht. "Auf
Basis dieser Daten haben wir vier Patienten mit Natalizumab behandelt und
konnten zeigen, dass sich deren Symptome durch die Therapie deutlich
verbesserten", so Professor Heinz Wiendl, Münster, Direktor der Klinik für
Neurologie mit ITN und einer der Letztautoren der Studie. Doch nicht nur
beim sehr seltenen Susac-Syndrom ist das Zusammenspiel von zytoxischen
CD8-T-Zellen und dem Hirnendothel wichtig. Auch bei anderen entzündlichen
und infektiösen Erkrankungen des zentralen Nervensystems, wie zum Beispiel
der zerebralen Malaria, spielt der entschlüsselte Mechanismus eine Rolle.
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RAUCHEN/565: Studie - Auch in rauchfreien Räumen raucht man mit (idw)

Max-Planck-Institut für Chemie - 04.03.2020

Auch in rauchfreien Räumen raucht man mit

Menschen geben gefährliche Teer- und Nikotinablagerungen aus Tabakrauch in
Nichtraucherumgebungen ab



Tabakrauch ist gesundheitsschädlich. Er besteht aus Feinstaub und
flüchtigen organischen Verbindungen (VOC) wie Nikotin oder Acetonitril,
für die es keinen Schwellenwert gibt, unter dem sie harmlos wären.
Rauchverbote verringern zwar das Passivrauchen, aber bei einer weltweiten
Raucherquote von 22% bleiben die gefährlichen Schadstoffen aus Tabakrauch
ein großes gesundheitliches Risiko.

Ein internationales Team von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts für
Chemie und Yale University entdeckte nun, dass Raucher und Passivraucher
Tabakablagerungen und somit Schadstoffe mit sich transportieren. Die Menge
der Schadstoffe, die sie abgeben, entspricht sogar der mehrerer
Zigaretten. Dies bedeutet, dass selbst wenn sich jemand in einem Raum
befindet, in dem noch nie geraucht wurde, diese Person möglicherweise
vielen gefährlichen chemischen Verbindungen ausgesetzt ist, aus denen
Zigarettenrauch besteht. Abhängig ist das davon, wer den Raum betreten
oder ihn zuvor besucht hat, denn Tabakrückstände an Oberflächen wie
Kleidern, Wänden, Haut oder Möbeln beinhalten Nikotinreste und
verschiedene andere schädliche Chemikalien. Durch Ausdünstungen von diesen
Oberflächen gelangen die Chemikalien in die Umgebungsluft und gefährden
somit die Gesundheit von Nicht-Rauchern.

Obwohl es bereits Vermutungen gab, dass Rauchrückstände auf Oberflächen in
rauchfreie Orte übertragen werden können, haben die Forscher aus Mainz und
Yale jetzt erstmalig die Emissionen von Menschen in
Nichtraucher-Umgebungen erfasst und überwacht. Dazu haben sie die flüchtigen
organischen Verbindungen von mit Tabakrauch belasteten Oberflächen in
rauchfreien Umgebungen gemessen. "Bei Tests unter realen Bedingungen
konnten wir feststellen, dass Personen, die zuvor Tabakrauch ausgesetzt
waren, beim Betreten eines zuvor strikt rauchfreien Raums konzentrierte
Emissionen gefährlicher Gase abgaben", erläutert Drew Gentner, Associate
Professor of Chemical & Environmental Engineering an der Yale Universität
und wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Alexander-Humboldt-Stiftung.
"Somit ist die Vorstellung, dass man als Nichtraucher in einem rauchfreien
Raum vor Passivrauchen geschützt wäre, ein Trugschluss", ergänzt der Autor
der im Forschungsmagazin Science Advances erschienen Studie.

Die Forscher führten ihre Experimente in einem Kino durch, in dem
Rauchverbort herrscht. An vier aufeinander folgenden Tagen identifizierten
sie während der Filmvorführung mithilfe eines hochauflösenden
Massenspektrometers deutliche Konzentrationen von 35 verschiedenen
chemischen Verbindungen, die aus Ausdünstungen von Tabakablagerungen
stammen. Das Überraschende: Die Emissionen waren vergleichbar mit dem
Rauch von ein bis zehn Zigaretten. Eine noch größere Menge organischer
Verbindungen aus Zigarettenrauch stellten sie in Luftproben aus dem Kino
fest, die sie anschließend im Labor untersuchten.

"Wir gehen davon aus, dass die Kinobesucher die Zigarettenrauchrückstände
mit ihrer Kleidung und ihrem Körper in den geschlossenen Raum
transportiert haben. Diese Beobachtung stimmt mit vorherigen Vermutungen
überein, die aber bisher noch nicht bewiesen werden konnten", fasst
Jonathan Williams, Gruppenleiter am Max-Planck-Institut für Chemie und
Co-Autor der Studie, zusammen.

Die Ergebnisse der Studie lassen sich auf andere, weniger gut belüftete
Standorte übertragen. "In schlecht belüfteten engen Räumen wie
beispielsweise Autos, Bars, Zügen oder Wohnungen werden die gefährlichen
Emissionen vermutlich deutlich höher sein", erklärt Williams Kollege
Gentner.
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KASSEN/1914: Vorläufige Finanzergebnisse der Krankenkassen in 2019 (BMG)

Bundesministerium für Gesundheit - 6. März 2020

Vorläufige Finanzergebnisse der Krankenkassen in 2019



Um ihre Rücklagen abzubauen, haben die gesetzlichen Krankenkassen nach
den vorläufigen Finanzergebnissen des Jahres 2019 rund 1,5 Milliarden
Euro mehr ausgegeben als sie durch Zuweisungen aus dem
Gesundheitsfonds erhalten haben. Ihre Finanzreserven beliefen sich
Ende 2019 auf rund 19,8 Milliarden Euro. Dies entspricht im
Durchschnitt noch immer knapp einer Monatsausgabe und damit etwa dem
Vierfachen der gesetzlich vorgesehenen Mindestreserve.

"Die aktuellen Zahlen zeigen in die richtige Richtung: Die
 Beitragszahler profitieren von niedrigeren Zusatzbeiträgen, weil
 Krankenkassen endlich ihre übermäßig hohen Finanzreserven abbauen.
 Und gleichzeitig kommen auch die notwendigen
 Leistungsverbesserungen bei den Versicherten an."
 (Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)  


Insgesamt stiegen die Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen im
Vergleich zum Vorjahr um 5,2 Prozent auf 251,9 Mrd. Euro. Die
Einnahmen sind im Vergleich zum Vorjahreszeitraum bei niedrigeren
Zusatzbeiträgen um 3,8 Prozent auf 250,4 Mrd. Euro gestiegen. Die Zahl
der GKV-Versicherten nahm um knapp 0,4 Prozent zu. Bei der steigenden
Veränderungsrate der Ausgaben spiegeln sich auch Mehrausgaben aus dem
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz und dem Terminservice- und
Versorgungsgesetz wider, die im Jahr 2019 in Kraft getreten sind.

Im Jahr 2019 lag der durchschnittlich von den Krankenkassen erhobene
Zusatzbeitragssatz bei 1,0 Prozent und damit um 0,1 Prozentpunkte
niedriger als im Jahr 2018. Auch nach dem Jahreswechsel 2019/2020
liegt der erhobene Zusatzbeitragssatz weiterhin stabil bei 1,0
Prozent, während das BMG den zur Deckung der laufenden Ausgaben
erforderlichen durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz auf 1,1 Prozent
festgelegt hatte. Somit blieb für 95 Prozent der GKV-Mitglieder der
bislang von ihrer Krankenkasse erhobene Zusatzbeitragssatz
unverändert. Lediglich einige wenige Krankenkassen haben ihren
Zusatzbeitragssatz angehoben oder gesenkt.

Finanzentwicklung nach Krankenkassenarten

Eine differenzierte Betrachtung zeigt, dass alle Krankenkassenarten
mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Krankenkasse im Jahr 2019 ein
Defizit verzeichneten. Die Allgemeinen Ortskrankenkassen (AOKen)
verbuchten ein leichtes Minus von rund 121 Mio. Euro, die Ersatzkassen
ein Defizit von 859 Mio. Euro, die Betriebskrankenkassen (BKKen) ein
Defizit von 295 Mio.

Euro, die Innungskrankenkassen (IKKen) ein Defizit von 231 Mio. Euro
und die knappschaftliche Krankenversicherung ein Defizit von 58 Mio.
Euro.

Bei Ersatzkassen und IKKen ist das Defizit jeweils weitgehend auf eine
große Krankenkasse mit hohen Finanzreserven zurückzuführen, die den
Zusatzbeitrag für das Jahr 2019 abgesenkt hatte.
Die landwirtschaftliche Krankenversicherung verbuchte einen Überschuss
von 49 Millionen Euro.

Ergebnis des Gesundheitsfonds

Der Gesundheitsfonds erzielte im Jahr 2019 einen Überschuss von rund
550 Mio. Euro. Damit verfügte der Fonds zum Stichtag 15. Januar 2020
über eine Liquiditätsreserve von rund 10,2 Mrd. Euro.
Über die günstige Entwicklung der Beitragseinnahmen konnte der
Gesundheitsfonds auch im vergangenen Jahr von der positiven Lohn- und
Beschäftigungsentwicklung profitieren. Die der Beitragsbemessung
zugrundeliegenden beitragspflichtigen Einnahmen stiegen im Jahr 2019
um 4,2. Die Zuwächse bei den Beitragseinnahmen fielen mit einem
Anstieg von 3,8 Prozent geringer aus, da der durchschnittliche
Zusatzbeitragssatz im Vergleich zum Jahr 2018 niedriger war.

Veränderungsraten bei den Ausgaben

Die Leistungsausgaben der Krankenkassen stiegen um 5,6 Prozent, die
Verwaltungskosten gingen hingegen um 1,9 Prozent zurück. Bei der
Interpretation der vorläufigen Finanzergebnisse ist zu
berücksichtigen, dass die Ausgaben in einigen Leistungsbereichen noch
von Schätzungen und Verpflichtungsbuchungen geprägt sind, da
vollständige Abrechnungsdaten noch nicht vorliegen.

Entwicklungen in den größeren Leistungsbereichen

Die Ausgaben für Krankenhausbehandlung sind im Jahr 2019 um 3,9
Prozent und damit deutlich stärker gestiegen als in den beiden
vorangegangenen Jahren. Die Krankenhäuser erhielten damit allein von
den gesetzlichen Krankenkassen ca. 3 Mrd. Euro mehr als in 2018. Neben
den Erhöhungen der Landesbasisfallwerte von gut 2,6 Prozent haben sich
hier auch Verbesserungen aus dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz
ausgewirkt.

Die Arzneimittelausgaben stiegen um 5,6 Prozent. Die Entwicklungen im
Bereich innovativer Arzneimittel spielen auch weiterhin eine zentrale
Rolle. Die Krankenkassen wurden durch deutliche Zuwächse (+11,2
Prozent) bei Rabattvereinbarungen mit pharmazeutischen Unternehmern
entlastet. Hohe Zuwachsraten von 17,5 Prozent gab es bei den Ausgaben
für Schutzimpfungen.

Im Bereich der vertragsärztlichen Vergütung stiegen die Ausgaben um
rund 4,0 Prozent. Deutliche Steigerungsraten gab es dabei bei
Hochschulambulanzen (+9,5 Prozent) und spezialisierter ambulanter
Palliativversorgung (+15,1 Prozent).

Deutlich überproportional haben sich die Ausgaben für Heilmittel
(+15,1 Prozent) entwickelt. Hier gab es in allen Leistungsbereichen
(Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Logopäden und Podologen)
zweistellige Zuwachsraten. Bei Heilmitteln machen sich vor allem die
vom Gesetzgeber schrittweise vorgegebenen Honorarsteigerungen
bemerkbar, die zu einer wesentlichen Verbesserung der wirtschaftlichen
Situation der Heilmittelerbringer beitragen. Seit Mitte 2019 gibt es
hier bundeseinheitliche Preise auf Basis der jeweils höchsten im
Bundesgebiet zwischen Krankenkassen und Heilmittelerbringern
vereinbarten Preise.

Die Ausgabenzuwächse für Krankengeld lagen mit einer in dieser Höhe
unerwarteten Veränderungsrate von 10,1 Prozent in 2019 erstmals seit
zehn Jahren wieder im zweistelligen Bereich.

Der Rückgang der Verwaltungskosten um 1,9 Prozent ist weitgehend auf
eine im Vergleich zum Vorjahr geringere Bildung von
Alterungsrückstellungen sowie auf einen deutlichen Anstieg der von
anderen Sozialversicherungsträgern erstatteten Verwaltungskosten
zurückzuführen.

Die endgültigen Finanzergebnisse des Jahres 2019 sowie erste

Quartalsdaten für das Jahr 2020 liegen Mitte Juni vor.
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KOMMENTAR/809: Dem Markt überlassen? Monika Münch-Steinbuch zum Kampf gegen Corona (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 10 vom 6. März 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Dem Markt überlassen?

Monika Münch-Steinbuch zum Kampf gegen Corona



Gesundheitsminister Spahn verteilt Beruhigungspillen: "Das deutsche
Gesundheitssystem ist eines der besten der Welt. Ärzte und
Pflegekräfte und alle, die im Gesundheitswesen tätig sind, bewältigen
jedes Jahr Grippewellen, die das Gesundheitssystem zumindest vor
vergleichbare Herausforderungen stellen."

Laut Robert-Koch-Institut starben 25.000 Menschen bei der Grippewelle
im Winter 2017/18. Mit Stand vom 2. März waren in ganz Deutschland
"nur" 150 Menschen nachweislich mit Coronavirus Sars-CoV-2 infiziert.
Warum also diese Panik?

Christian Dorsten, Leiter der Virologie an der Charité, Berlin, hält
die Infektion von 60 bis 70 Prozent der Bevölkerung in Deutschland mit
diesem Coronavirus für wahrscheinlich, Prof. Lipsitch,
Harvard-Epidemiologe, spricht sogar von 40 bis 70 Prozent der
Weltbevölkerung.

80 Prozent der Infektionen mit dem neuen Coronavirus verlaufen wie bei
grippalem Infekt mit Husten, Schnupfen, Heiserkeit und
Magen-Darm-Beschwerden, 20 Prozent aber schwerwiegend und
krankenhauspflichtig, 5 Prozent müssen sogar auf die Intensivstation
wegen Beatmung, septischem Schock und anderem. Aber schon mit der
jährlichen Grippewelle kommt unser Gesundheitswesen an seine
Kapazitätsgrenzen. Auch das trifft vor allem alte und gesundheitlich
angeschlagene Menschen. Bereits jetzt lassen sich die vorgeschriebenen
Isolierungsmaßnahmen bei Influenza kaum umsetzen, weder personell noch
räumlich. Wie soll das erst bei so einem hochinfektiösen Coronavirus
gelingen?

17.000 Vollzeitpflegestellen sind derzeit unbesetzt, etwa 100.000
fehlen sowieso, ein Drittel der Intensivbetten musste im letzten Jahr
vorübergehend gesperrt werden, ganze Krankenhäuser müssen wegen
mangelnder Finanzierung über die Fallpauschalen schließen. "Wir haben
schon seit Jahren ein unkontrolliertes Kliniksterben", so Professor
Thomas Busse von der Uni Frankfurt. "Aktuell versucht der Gesetzgeber
lediglich, den Krankenhausmarkt über den Hebel der Finanzierung und
insbesondere die Qualitätssicherung auszudünnen. ... Dem Markt die
Bereitstellung von Krankenhäusern zu überlassen, wird uns schließlich
schrecklich auf die Füße fallen."

Diese Zeit ist nun gekommen. Das Virus hat sich inzwischen in fast
allen Bundesländern breit gemacht. Die Klinik- und
Abteilungschließungen in diesem Land müssen sofort gestoppt
beziehungsweise rückgängig gemacht werden. Wenn private
Klinikbetreiber dabei nicht mitmachen, wäre die Enteignungsdrohung
wegen Gemeinwohlgefährdung nach Artikel 14 angezeigt und nicht nur die
Drohung. Großzügige Angebote an die 100.000 Aussteigerinnen und
Aussteiger aus dem Pflegeberuf zur Rückkehr in die Krankenhäuser,
umfassende Produktionsaufträge für Schutzausrüstung und Medikamente -
von all dem war bis jetzt nichts zu hören und zu lesen.

Wenn's aber doch nicht so schlimm wird, haben wir das der Konsequenz
und Umsicht Chinas zu verdanken: Der WHO wurde der Virusausbruch
umgehend gemeldet. China schaffte es, zusätzliche
1.000-Betten-Krankenhäuser in kürzester Zeit aus dem Boden zu
stampfen, angesichts zunächst fehlender Impf- und unzureichender
Therapiemöglichkeiten wurden ganze Millionenstädte in Quarantäne
versetzt und trotzdem versorgt. Der Wildtierhandel - offenbar
Ausgangspunkt des Virus - wurde landesweit verboten. Die Produktion
von Virustatika, Remdesivir und Favipivavir, ursprünglich gegen Ebola
eingesetzt, wurde mit Hochdruck organisiert ohne Rücksicht auf
US-Patentrechte und Drohungen im Handelsstreit mit den USA.

Allerdings gibt es auch Gewinner der Ausbreitung des Virus: die
Pharmaindustrie.

Finanzmarktwelt vom 25. Februar: "Ein Impfstoff gegen das
hochansteckende Coronavirus verspricht ein potentielles
Milliardengeschäft zu werden. Schnellere Umsätze versprechen Mittel,
die die Virenvermehrung bei bereits infizierten Patienten hemmen."
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POLITIK/2040: Regierungserklärung von Jens Spahn zur Bekämpfung des Coronavirus (SARS-CoV-2) in Deutschland (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

BPA Bulletin, Donnerstag, 05. März 2020

Regierungserklärung des Bundesministers für Gesundheit, Jens Spahn,
zur Bekämpfung des Coronavirus (SARS-CoV-2) in Deutschland vor dem
Deutschen Bundestag am 4. März 2020 in Berlin:



Herr Präsident!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Aus der Corona-Epidemie in China ist eine weltweite Pandemie geworden.
In Europa gibt es inzwischen mehr als 3.000 bestätigte Infektionen,
bei uns in Deutschland 240, die meisten in Nordrhein-Westfalen. Die
Bundesregierung und die Landesregierungen, das Robert-Koch-Institut
und die kommunalen Behörden haben in den letzten Wochen täglich über
den Stand der Dinge informiert. Wir werden weiterhin jeden Tag sagen,
was wir wissen, aber auch, was wir noch nicht wissen. Wir nehmen die
Situation sehr ernst und arbeiten jeden Tag daran, diese Situation
gemeinsam gut zu bewältigen. Alle Beteiligten in den Ländern und vor
Ort leisten einen enormen Einsatz.

Nach dem Ausbruch in China im Januar haben wir alle Kräfte
mobilisiert, um zu verhindern, dass das Coronavirus nach Deutschland
kommt. Dafür haben wir zum ersten Mal in der Geschichte der
Bundesrepublik Bürgerinnen und Bürger zentral in Quarantäne genommen.
Bis vergangene Woche konnten alle Fälle in Deutschland auf eine
Ansteckung im Ausland zurückgeführt werden. Betroffene und
Kontaktpersonen wurden rasch isoliert. So ist es uns über Wochen
hinweg gelungen, eine Ausbreitung zu verhindern. Bis Anfang letzter
Woche gab es 16 infizierte Patienten in Deutschland, von denen 14
bereits wieder gesund zu Hause waren.

Seit vergangener Woche befinden wir uns in Deutschland und in Europa
jedoch in einer neuen Lage. Nach zahlreichen weltweiten Infektionen
und dem starken Ausbruch in Südkorea, Japan, dem Iran und Norditalien
hat auch in Deutschland eine Epidemie begonnen. Die
Quarantänemaßnahmen der letzten Wochen waren dennoch sinnvoll. Sie
haben uns wertvolle Zeit gebracht.

Wir wissen jetzt mehr über das Virus als noch im Januar. Anfangs gab
es etwa die Vermutung, dass ähnlich wie bei den bekannten SARS-Viren
vor allem die unteren Lungenflügel betroffen wären. Nun hat sich
herausgestellt, dass die Viruslast besonders im Rachenraum sehr hoch
ist. Das macht für die Frage der Ansteckungswahrscheinlichkeit und
damit für die Beurteilung des Risikos einen großen Unterschied.

Wir können uns hier in Deutschland auf Expertinnen und Experten
stützen, die zu den besten und angesehensten in der Welt gehören. Der
erste Test zum sicheren Nachweis einer Corona-Infektion wurde
frühzeitig hier in Deutschland entwickelt und an unsere weltweiten
Partner gegeben.

Nach allem, was wir heute wissen, verläuft die übergroße Mehrheit der
Infektionen symptomfrei bis milde. Der Erreger ist deutlich weniger
ansteckend als zum Beispiel der von Masern. Noch kann aber niemand
eine abschließende Beurteilung und Bewertung des Virus abgeben. Dafür
gibt es weltweit noch nicht genug Daten.

Die Situation ist weiterhin sehr dynamisch. Gut vorbereitet sein
heißt, auf Entwicklungen flexibel reagieren zu können. In den
betroffenen Regionen stehen alle Akteure gerade unter großem Druck.
Natürlich sind noch nicht alle Abläufe eingespielt. Daran arbeiten
alle Beteiligten mit großer Kraft und Dringlichkeit. Es dauert
teilweise noch zu lange, bis Verdachtsfälle getestet werden. Darüber
habe ich gerade erneut im Ministerium mit Vertretern der Ärzteschaft
und der Krankenhäuser gesprochen.

Wir analysieren die Lage laufend und stellen auftretende Probleme so
schnell wie möglich ab. Wir gehen transparent vor und halten uns an
den Dreiklang aus wissenschaftlicher Expertise, sorgsamer Abwägung und
entschlossenem Handeln. Es wird immer wieder darum gehen, die richtige
Balance zu finden, zwischen einerseits notwendigen Einschränkungen zur
Eindämmung des Virus und andererseits unserem Alltag, der weitergeht.

Fest steht: Der Höhepunkt der Ausbreitung ist noch nicht erreicht. Die
Lage in unserem Land ist sehr unterschiedlich. Im Kreis Heinsberg ist
sie aktuell eine andere als etwa in der Hansestadt Rostock. Unsere
Strategie ist weiterhin, die Ausbreitung von Corona innerhalb
Deutschlands und in den betroffenen Regionen zu verlangsamen und
einzudämmen. Schon jetzt kommt es dabei zu Einschränkungen des
Alltags, weil öffentliche Einrichtungen wie Schulen und Kitas
zeitweise geschlossen bleiben oder weil Großveranstaltungen, etwa mit
internationalem Publikum, von den zuständigen Behörden abgesagt
werden. Dabei gilt immer der Grundsatz: Die Sicherheit der Bevölkerung
geht im Zweifel vor, auch vor wirtschaftlichen Interessen.

Ich will auch offen sagen, wie eine mögliche nächste Stufe aussehen
kann. Unser Fokus wird dann darauf liegen, unsere Kapazitäten auf
Patienten zu konzentrieren, bei denen schwerere Krankheitsverläufe
auftreten. Die Abläufe in den Kliniken und Praxen werden dann
entsprechend angepasst und die Kräfte im Gesundheitswesen auf die
akute Lage fokussiert. Das wird stellen- und phasenweise auch zu
Stress im System führen. Planbare medizinische Eingriffe werden dann
verschoben. Die große Mehrheit der Infizierten mit gar keinen oder
leichten Symptomen wird dann gebeten, sich zu Hause auszukurieren.

Noch sind wir nicht an diesem Punkt. Niemand kann heute seriös sagen,
wann er kommt. Aber mir ist wichtig, klar zu sagen, was kommen kann,
damit wir alle darauf vorbereitet sind. Ich habe großes Vertrauen in
unsere Experten, Ärzte und Pfleger. Während der schweren Grippewelle
2017/18 kam es nach Schätzung des Robert-Koch-Instituts zu etwa neun
Millionen zusätzlichen influenzabedingten Arztbesuchen hier bei uns in
Deutschland. Unser Gesundheitssystem hat das bewältigt.

Corona führt als Atemwegserkrankung zu Symptomen wie Niesen und
Husten, Fieber und Schnupfen und, bei schwererem Verlauf, zu
Lungenentzündungen. Insbesondere eine mögliche Lungenentzündung stellt
dabei für chronisch kranke, alte oder gebrechliche Patienten ein hohes
Risiko dar. Gleichwohl sind das alles Symptome und Krankheitsverläufe,
wie sie in Deutschland jeden Tag vielfach behandelt werden. Daher
können Bürgerinnen und Bürger mit schwereren Verläufen darauf
vertrauen, dass sie mit der nötigen Expertise behandelt werden.

Für uns als Gesellschaft ist die aktuelle Lage eine große
Herausforderung. Die Folgen von Angst können weit größer sein als die
des Virus selbst. Deshalb ist es gut, dass die Bundesbürgerinnen und
-bürger bis auf wenige Ausnahmen sehr besonnen reagieren. Ja, ein
Virus, mit dem wir keine Erfahrung haben, ist beunruhigend. Ja, die
Bilder aus China waren beunruhigend. Vergangene Woche haben sich
deshalb manche mit haltbaren Lebensmitteln und Toilettenpapier
eingedeckt; einige Supermarktregale waren deshalb vorübergehend leer.
Jetzt sind die meisten Regale schon wieder aufgefüllt.

Ich sage das nicht, um Ängste und Sorgen beiseite zu wischen, sondern
um die Lage einzuordnen. Angst und Sorge nicht nur um sich selbst,
sondern auch um Menschen, die einem wichtig sind, sind eine zutiefst
menschliche Reaktion. Ja, wir haben wenig Erfahrung mit dem Virus,
aber wir haben als Gesellschaft viel Erfahrung mit allen möglichen
Gefahren. Aus unserem persönlichen Alltag wissen wir: Mit einem kühlen
Kopf können wir Herausforderungen am besten bewältigen. Das gilt auch
für den Umgang mit dem Coronavirus.

Mein Ziel ist, die Bürgerinnen und Bürger zu bestärken, nicht, sie
einfach zu beruhigen. Bleiben Sie weiter besonnen. Informieren Sie
sich aus zuverlässigen Quellen wie infektionsschutz.de. Strafen Sie
diejenigen, die versuchen, Angst und Falschmeldungen zu verbreiten,
mit Nichtbeachtung. Es wird immer Einzelne geben, die aus einer
solchen Lage Kapital schlagen wollen, durch windige Geschäfte mit
überteuerten Schutzmasken zum Beispiel. Manche wollen auch einfach
Misstrauen gegenüber unseren Institutionen schüren oder Stimmung
machen, um politisch zu profitieren.

Hier im Bundestag und in der Zusammenarbeit mit den Ländern erlebe ich
alle politisch Beteiligten als sehr konstruktiv. Es ist sicher eine
unserer größten Stärken in der Demokratie, im Ernstfall gemeinsam an
einem Strang zu ziehen. Ich stehe im regelmäßigen Austausch mit den
Gesundheitspolitikern aller Parteien im Bundestag. Für den sachlichen
und konstruktiven Austausch, auch am Montag im Ausschuss für
Gesundheit, bin ich den Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen
sehr, sehr dankbar. Ich erlebe, dass alle ein Interesse daran haben,
diese Situation gemeinsam und besonnen zu bewältigen.

Die Bundesregierung und die Länder ergreifen alle Maßnahmen, die
sinnvoll und angemessen sind. Wir stimmen uns eng mit unseren
europäischen und internationalen Partnern ab: in der wöchentlichen
Schalte der Gesundheitsminister der G7 ebenso wie übermorgen beim
zweiten Treffen der EU-Gesundheitsminister innerhalb von zwei Wochen
in Brüssel.

Im Anschluss an diese Debatte habe ich erneut die Gesundheitsminister
aller Bundesländer zum Gespräch eingeladen. Ja, Corona ist auch eine
Herausforderung für den föderalen Staat; aber gerade in Krisenzeiten
zeigt dieser seine Stärke. Unsere Experten vom Robert-Koch-Institut
unterstützen fachlich. Aber es ist richtig, dass wir nicht von Berlin
aus darüber zu entscheiden haben, ob in Heinsberg oder anderswo eine
Schule zeitweise geschlossen wird.

Besonders hervorheben will ich den Einsatz unseres medizinischen
Personals. Alle, die für unsere Gesundheit im Einsatz sind, stehen im
Kampf gegen Corona an vorderster Front. Sie reagieren besonnen,
informieren sich über die aktuellsten Erkenntnisse und kümmern sich
mit großem Einsatz um ihre Patienten. Dafür möchte ich ihnen danken!

Sie sind auch die Ersten, die merken, wenn etwas nicht so läuft, wie
es eigentlich laufen soll. Deshalb ist es wichtig, dass sie sich
melden, wenn es Probleme gibt. Sie sind auch diejenigen, die
Schutzkleidung und Desinfektionsmittel für ihre Arbeit brauchen. Alle
anderen brauchen diese im Alltag nicht; da sind unsere Experten sehr
klar.

Gerade kaufen weltweit Regierungen, Krankenhäuser und Privatpersonen
Schutzkleidungen auf Vorrat. Gleichzeitig steht in China die
Produktion teilweise still. Deshalb kommt es auch hier bei uns in
Deutschland zu Knappheiten. Daher gilt seit heute elf Uhr eine
Ausfuhrbeschränkung für Schutzkleidung. Insbesondere Schutzmasken und
-anzüge werden seitens des Bundes, einiger Länder und Akteure des
Gesundheitssystems kurzfristig beschafft und bevorratet werden.

Grundsätzlich braucht es übrigens aus meiner Sicht - unabhängig von
dieser aktuellen Debatte - eine andere, grundsätzlichere Debatte:
Sollten wir in diesem Umfang wirtschaftlich und in unseren
Lieferketten von einem einzigen Land auf der Welt abhängig sein? Ich
denke, nein.

Alle Bürgerinnen und Bürger können ihren Beitrag im Kampf gegen Corona
leisten. Auch wenn es manch einer vielleicht nicht mehr hören kann:
Einfache Verhaltensregeln machen einen Unterschied: regelmäßiges
Händewaschen, nach Möglichkeit nicht mit ungewaschenen Händen ins
Gesicht fassen, in die Armbeuge oder ein Taschentuch husten. - Das ist
nicht banal, das ist wichtig. Denn das sind die Maßnahmen, die
mithelfen, die Verbreitung des Virus effektiv zu bekämpfen und die
Schwächsten zu schützen.

Wer sich krank fühlt oder mit einem Erkrankten Kontakt hatte, sollte
schnell den Hausarzt anrufen und nicht einfach in die Praxis gehen.

Und - auch das sei erwähnt - es gibt auch gute Nachrichten in diesen
Tagen: Seit zwei Wochen ist die erfasste Zahl der weltweit genesenen
Patienten höher als die Zahl der Neuinfizierten.

Gleichwohl: Die nächsten Tage und Wochen werden für uns herausfordernd
sein. Es wird in den betroffenen Regionen zu Einschränkungen im Alltag
kommen. Das kann und das wird Stress auslösen. Wir alle nehmen wahr,
dass Wut, Misstrauen, teilweise auch Aggressionen zu oft unsere
öffentlichen Debatten bestimmen. In der aktuellen Lage wird es deshalb
umso wichtiger sein, dass wir besonnen bleiben, dass wir
zusammenhalten und dass wir bereit sind, einander auch unter Stress zu
vertrauen.

Vielen Dank.

 * 
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EPIDEMIE/159: COVID-19 - Infektionsforscher identifizieren potentielles Medikament (idw)

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 05.03.2020

Die Vermehrung von SARS-Coronavirus-2 im Menschen verhindern

Göttinger Infektionsforscher identifizieren potentielles Medikament



Um eine Krankheit auszulösen, müssen Viren in Körperzellen eindringen.
Dazu heften sie sich an geeignete Zellen an und schleusen ihre
Erbinformation in diese Zellen ein. Infektionsforscher vom Deutschen
Primatenzentrum - Leibniz-Institut für Primatenforschung in Göttingen
haben zusammen mit Kollegen an der Charité - Universitätsmedizin Berlin
untersucht, wie das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 in Zellen eindringt.
Sie haben ein zelluläres Enzym identifiziert, das für den Eintritt des
Virus in Lungenzellen unverzichtbar ist: die Protease TMPRSS2. Ein bereits
existierendes Medikament, das diese Protease hemmt, könnte daher eine
erfolgversprechende Behandlungsmöglichkeit darstellen (Cell).




[image: Abbildung: © Markus Hoffmann]

Ursprung und Übertragbarkeit humanpathogener Coronaviren.

Abbildung: © Markus Hoffmann
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Das Anheftungsprotein "Spike" verwendet den gleichen zellulären Anheftungsfaktor (ACE2) wie das SARS-CoV und nutzt für seine Aktivierung die zelluläre Protease TMPRSS2

Abbildung: © Markus Hoffmann



Weltweit zirkulieren verschiedene Coronaviren, die ständig Menschen
infizieren und normalerweise nur milde Atemwegserkrankungen hervorrufen.
Aktuell jedoch erleben wir eine weltweite Ausbreitung eines neuen
Coronavirus mit mehr als 90.000 bestätigten Krankheitsfällen und über
3.000 Toten. Es handelt sich um das SARS-Coronavirus-2, das von Tieren auf
den Menschen übertragen wurde und eine schwere Erkrankung der Atemwege
hervorrufen kann, die COVID-19 genannt wird. Das SARS-Coronavirus-2
breitet sich seit Dezember 2019 aus und ist eng mit dem SARS-Coronavirus
verwandt, das in 2002/2003 die SARS-Pandemie ausgelöst hat. Für die
Bekämpfung beider Viren stehen gegenwärtig weder Impfstoffe noch
Medikamente zur Verfügung.

Virusvermehrung stoppen

Ein breit aufgestelltes Team, das von den Infektionsbiologen des Deutschen
Primatenzentrums geführt wurde und dem unter anderem Forscherinnen und
Forscher der Charité, der Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover, der
BG-Unfallklinik Murnau, der LMU München, des Robert-Koch-Instituts sowie
des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung angehörten, wollte
herausfinden, wie das neue Coronavirus SARS-CoV-2 in Wirtszellen eintritt
und wie dieser Prozess blockiert werden kann. Die Forscher identifizierten
ein zelluläres Protein, das für das Eindringen von SARS-CoV-2 in Zellen
wichtig ist. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass SARS-CoV-2 die im
menschlichen Körper vorhandene Protease TMPRSS2 benötigt, um in die
Wirtszelle einzudringen", sagt Stefan Pöhlmann, Leiter der Abteilung
Infektionsbiologie am Deutschen Primatenzentrum. "Damit haben wir einen
Ansatzpunkt zur Bekämpfung des Virus gefunden."

Erfolgversprechendes Medikament

Da bekannt ist, dass das Medikament Camostat Mesilate die Protease TMPRSS2
hemmt, haben die Forscher untersucht, ob es auch die Infektion mit
SARS-CoV-2 verhindern kann. "Wir haben SARS-CoV-2 aus einem Patienten getestet
und festgestellt, dass Camostat Mesilate das Eindringen des Virus in
Lungenzellen blockiert", sagt Markus Hoffmann, der Erstautor der Studie.
Camostat Mesilate ist ein in Japan zugelassenes Medikament, das bei
Entzündungen der Bauchspeicheldrüse eingesetzt wird. "Unsere Ergebnisse
legen nahe, dass Camostat Mesilate auch vor der Krankheit COVID-19
schützen könnte", sagt Markus Hoffmann. "Dies sollte im Rahmen von
klinischen Studien untersucht werden."


Die Deutsches Primatenzentrum GmbH (DPZ) - Leibniz-Institut für
Primatenforschung betreibt biologische und biomedizinische Forschung über
und mit Primaten auf den Gebieten der Infektionsforschung, der
Neurowissenschaften und der Primatenbiologie. Das DPZ unterhält außerdem
vier Freilandstationen in den Tropen und ist Referenz- und Servicezentrum
für alle Belange der Primatenforschung. Das DPZ ist eine der 96
Forschungs- und Infrastruktureinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft.


Originalpublikation:

Hoffmann, M et al. (2020). 

SARS-CoV-2 cell entry depends on ACE2 and
TMPRSS2 and is blocked by a 2 clinically-proven protease inhibitor. 

Cell

DOI: 10.1016/j.cell.2020.02.052

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution305
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FORSCHUNG/847: Metabolische Klassifikation der Prolaktin-Spiegel für Patienten mit Übergewicht und Diabetes (idw)

Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 05.03.2020

Metabolische Klassifikation der Prolaktin-Spiegel für Patienten mit Übergewicht und Diabetes



Mexikanische und deutsche Wissenschaftler des Instituts für Neurobiologie
der Nationalen Universität Mexikos (UNAM), des Klinikums Nürnberg und der
Paracelsus Medizinischen Privatuniversität Nürnberg haben Studien über den
Zusammenhang des Prolaktin-Spiegels und der metabolischen Gesundheit bzw.
der Entstehung von Diabetes analysiert und interpretiert. Als Konsequenz
dieser Analysen wird eine neue Einteilung der Prolaktin-Spiegel für
Patienten vorgeschlagen, welche als "metabolische Klassifikation der
Prolaktin-Spiegel" bezeichnet wird.

Lange wurde angenommen, dass das Hypophysenhormon Prolaktin, welches eine
fundamentale Rolle in der Laktation spielt und deshalb auch "Stillhormon"
genannt wird, die Entstehung von Diabetes begünstigt. Diese Sichtweise
entstand durch die Arbeiten des argentinischen Physiologen Bernardo
Houssay, der davon ausging, dass alle Hormone des vorderen
Hypophysenlappens diabetogen sind. Für diese Arbeiten erhielt Bernardo
Houssay 1947 den Nobelpreis für Physiologie und Medizin.

Die Annahme, dass Prolaktin diabetogen ist und das hohe Prolaktin-Spiegel
sich nachteilhaft auf den Metabolismus auswirken, besaß bis vor kurzem
Gültigkeit. Tatsächlich ist es so, dass exzessiv hohe Prolaktin-Spiegel,
wie zum Beispiel bei Patienten mit einem Prolaktin-produzierenden
Hypophysentumor, oder sehr niedrige Prolaktin-Spiegel, mit
Gewichtszunahme, Übergewicht, dem Metabolischen Syndrom und Typ 2 Diabetes
Mellitus assoziiert sind.

Prolaktin-Spiegel im hoch-normalen und niedrigen hyperprolaktinämischen
Bereich sind allerdings mit metabolischer Gesundheit assoziiert. Dies
wurde in zahlreichen epidemiologischen Studien gezeigt und wird durch
Ergebnisse aus experimentellen Modellen für Fettleibigkeit,
Insulinresistenz und Diabetes in Tieren gestützt.

Mexikanische und deutsche Wissenschaftler von dem Institut für
Neurobiologie der Nationalen Universität Mexikos (UNAM) und des Klinikums
Nürnberg und der Paracelsus Medizinischen Privatuniversität Nürnberg haben
diese Studien analysiert und interpretiert. Als Konsequenz dieser Analysen
wird eine neue Einteilung der Prolaktin-Spiegel für Patienten
vorgeschlagen, welche als "metabolische Klassifikation der
Prolaktin-Spiegel" bezeichnet wird.

Die Autoren stellten fest, welche Prolaktin-Spiegel die metabolische
Gesundheit beeinflussen und empfehlen die Berücksichtigung dieser
Prolaktin-Spiegel in Studien zu metabolischen Erkrankungen, wie
beispielsweise Typ 2 Diabetes. Es wird vermutet, dass Prolaktin-Spiegel im
hoch-normalen und niedrig hyperprolaktinämischen Bereich (bis zu 100 µg/L)
nicht nur mit metabolischer Gesundheit assoziiert sind, sondern sogar dazu
dienen könnten die metabolische Homöostase aufrechtzuerhalten und der
Entwicklung von Typ 2 Diabetes entgegenzuwirken.

"Patienten mit hohen Prolaktin-Spiegeln werden oft aus Untersuchungen zu
Typ 2 Diabetes und Prolaktin ausgeschlossen wohingegen es genau diese
Patienten sind, welche genauer untersucht werden sollten" erläutert Dr.
Jakob Triebel, einer der Autoren der Studie. "Der Ausschluss von Patienten
mit erhöhten Prolaktin-Spiegeln stellt eine Selektionsverzerrung dar und
sollte vermieden werden", erklärt Dr. Triebel.

Gemäß der Autoren sind die wesentlichen Fragen, die durch die Studie
aufgeworfen werden, die Identifikation der unbekannten Faktoren, welche
für erniedrigte Prolaktin-Spiegel in Patienten mit metabolischen
Erkrankungen führen, sowie die Entdeckung von Mechanismen zur Regulierung
der Prolaktin-Spiegel in Personen ohne metabolische Erkrankungen.

Die Studie erscheint in der Fachzeitschrift "Trends in Endocrinology and
Metabolism", wurde am 7. Februar 2020 online publiziert.

Originalpublikation:

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S1043276020300047.

10.1016/j.tem.2020.01.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 05.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1231: Lebenslange Nachsorge für Erwachsene mit einem angeborenen Herzfehler gefordert (idw)

Deutsche Gesellschaft für Pädiatrische Kardiologie und Angeborene Herzfehler e.V. (DGPK) - 04.03.2020

Lebenslange Nachsorge für Erwachsene mit einem angeborenen Herzfehler (EmaH) gefordert



Erwachsene mit einem angeborenen Herzfehler (EmaH) bedürfen in sehr vielen
Fällen einer kontinuierlichen lebenslangen Nachsorge, da sich Folgeschäden
wie Herzinsuffizienz, Herzrhythmusstörungen, Lungenhochdruck,
Herzinnenhautentzündungen, Wandveränderungen der Aorta und zusätzlich
altersbedingte Begleiterkrankungen einstellen können. Nachweislich sind
diese Patienten im Langzeitverlauf durch eine erhöhte Erkrankungs- und
Mortalitätsrate gefährdet.

Die Zahl der Erwachsenen mit einem angeborenen Herzfehler (EmaH) hat sich
seit den 90er Jahren in der Bundesrepublik versechsfacht - zu diesem
Ergebnis kommt Prof. Dr. Dr. Harald Kaemmerer, Deutsches Herzzentrum
München, auf der Jahrestagung der Deutschen Kinderkardiologen in
Wiesbaden. Ihre Zahl in Deutschland wird aktuell auf ca. 330.000
geschätzt. Die medizinische Versorgungslage dieser Patienten ist jedoch
durchwegs unzureichend. Zwar gibt es derzeit 19 überregionale und 11
regionale EmaH-Versorgungszentren sowie 349 zertifizierte EmaH-Kardiologen
(davon 243 Kinderkardiologen) in Deutschland - es existieren jedoch große
Versorgungsdefizite, da die meisten EmaH eine zertifizierte
kongenital-kardiologische Einrichtung erst gar nicht erreichen.

Das Hauptproblem liegt dabei in den mangelnden Kenntnissen der ärztlichen
Primärversorger, nämlich im Bereich der niedergelassenen
Allgemein-/Hausärzte und Internisten, die nach den Daten einer großen
Studie zur Versorgungssituation von EmaH in 75% keine Information zu
EmaH-Praxen hatten und vielfach auch nicht über die Verfügbarkeit
EmaH-zertifizierter Klinken bzw. Zentren Bescheid wussten. Aber auch auf Seiten
der Patienten selbst sind diesbezüglich nur sehr unzureichende Kenntnisse
vorhanden. Diese Informationen stammen aus einer aktuellen Umfrage unter
mehr als 5.000 EmaH-Patienten sowie mehr als 1.000 Medizinern der
Primärversorgung in Deutschland (www.vemah.info), die unter Mithilfe der
Deutschen Herzstiftung durchgeführt wurde, wie Kaemmerer betont. In diesem
Zusammenhang erscheint wichtig, dass eine frühere Untersuchung im
Vereinigten Königreich ergab, dass sich 50% aller Todesfälle dieser
Patienten ereignen, während sie sich nicht in spezialisierter Betreuung
befanden.

Es ergibt sich somit die unbefriedigende Situation, dass Zentren und
Spezialisten gar nicht erreicht werden und so schätzungsweise 200.000 EmaH
in Deutschland nicht fachspezifisch betreut und über die Verfügbarkeit
einer EmaH-Versorgung in Deutschland unzureichend informiert sind. Die
Konsequenzen sind potentiell negative Auswirkungen auf Morbidität und
Mortalität dieser Patienten.

Ein Ausweg aus dieser Situation muss nach Angaben des Mediziners sein, die
vorhandenen Experten und Zentren besser sichtbar zu machen und eine
intensivere Kooperation mit den Basisversorgern zu organisieren, damit die
verfügbaren modernen Therapieoptionen allen EmaH zugänglich gemacht werden
können. Eine lebenslange Nachsorge dieser Patienten ist gefordert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1747

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Pädiatrische Kardiologie und Angeborene Herzfehler e.V. (DGPK) - 04.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEBER/269: Forschung - Geschädigte Leberzellen geben Tötungsauftrag an Immunzellen (idw)

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 05.03.2020

Geschädigte Leberzellen geben Tötungsauftrag an Immunzellen



Medikamente und Chemikalien können der Leber schaden. Wie hoch das Risiko
solcher Leberschäden ist, kann noch nicht in allen Fällen vorhergesagt
werden. Dazu braucht es mehr Wissen über die molekularen Abläufe - etwa
über die Rolle des Immunsystems bei einer Leberschädigung durch
Chemikalien. Forschende des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung an der
TU Dortmund (IfADo) konnten in einer aktuellen Studie zeigen, dass mit
Medikamenten in Kontakt gekommene Leberzellen in der Kulturschale
bestimmte Immunzellen aktivierten. Die Immunzellen griffen dann die
Leberzellen an.

Das menschliche Abwehrsystem enthält eine große Vielfalt an Immunzellen,
um uns vor Krankheiten zu schützen. Ein Beispiel sind die Natürlichen
Killerzellen (NK-Zellen), die eine erste Verteidigungslinie im Körper
gegen virusinfizierte Zellen sowie Krebs bilden. In der Leber kommen mehr
NK-Zellen vor als im Blut. Sie spielen im Organ eine wichtige Rolle bei
der Entstehung und dem Verlauf einer Leberschädigung durch Medikamente und
Chemikalien sowie daraus resultierenden Lebererkrankungen. Die genauen
Zusammenhänge in der Leber sind noch unklar. Da mit den bislang
verfügbaren Methoden nicht alle Leberschäden, die durch Substanzen
verursacht werden, sicher vorhergesagt werden können, bedarf es weiterer
Grundlagenforschung.

IfADo-Forschende der Abteilungen "Immunologie" und "Toxikologie" haben nun
untersucht, welche Rolle die NK-Zellen bei einer Leberschädigung durch
bestimmte Medikamente spielen. Die Untersuchungen haben auf einer früheren
Studie aufgebaut: 2014 hatten IfADo-Forschende mit einem internationalen
Team gemessen, welche Gene in menschlichen Leberzellen aktiv sind, wenn
die Zellen in der Kulturschale klinisch relevanten Dosen von Medikamenten
ausgesetzt sind. Dabei fiel auch auf, dass bestimmte Proteine (Liganden)
auf den Leberzellen durch verschiedene Medikamente hochreguliert wurden.
Über die betreffenden Proteine ist bekannt, dass sie NK-Zellen aktivieren.

In der aktuellen Forschungsarbeit haben die Forschenden nun Leberzellen
mit NK-Zellen von Blutspendern zusammengebracht. Zunächst wurden Zellen
von menschlichen Leberzelllinien jeweils klinisch relevante Dosen von vier
Medikamenten zugesetzt. Für diese Medikamente ist bekannt, dass sie
Leberschäden hervorrufen können. Zur Kontrolle wurden zudem einige Zellen
einem Medikament ausgesetzt, das keine Leberschäden auslöst. Anschließend
kamen die NK-Zellen zu den Leberzellen.

NK-Zellen beeinflussen Verlauf einer toxikologischen Leberschädigung

Die Forschenden konnten die früheren Ergebnisse bestätigen. Nach der
Exposition mit den Medikamenten wurden auf den Leberzellen mehr solcher
Proteine gefunden, die an aktivierende Sensoren auf NK-Zellen binden
können (Ausnahme Kontrollgruppe). "Die Immunzellen interagieren also
direkt mit den exponierten Leberzellen im Gegensatz zur Kontrollgruppe.
Das tun die NK-Zellen, indem sie die betroffenen Leberzellen direkt töten
sowie zusätzlich regulatorische Proteine ausschütten. Diese Interaktion
zwischen Leberzellen und NK-Zellen war bisher nicht bekannt und trägt zum
Verständnis der molekularen Mechanismen während einer Leberschädigung
durch Medikamente bei", sagt Dr. Frank Fasbender, wissenschaftlicher
Mitarbeiter in der IfADo-Forschungsabteilung "Immunologie".

Dass NK-Zellen Leberzellen, die durch Medikamente geschädigt wurden,
töten, kann zum Schaden beitragen. Gleichzeitig kann es von Vorteil sein,
wenn kranke Zellen aussortiert werden. Möglicherweise lassen sich die
NK-Zell-aktivierenden Proteine auf den Leberzellen langfristig als Biomarker
für die Früherkennung von Leberschäden durch Medikamente einsetzen. Um die
erstmals im Labor beobachteten Erkenntnisse zu bestätigen und die Rolle
der Immunzellen bei Leberschäden durch Medikamente und Chemikalien zu
verstehen, sind weitere Studien notwendig.


Originalpublikation:

Publikation (Open Access):

Fasbender, F., Obholzer, M., Metzler, S., Stöber, R., Hengstler, J.,
Watzl, C.: Enhanced activation of human NK cells by drug-exposed hepatocytes. 

Arch. Toxicol (2020). 

doi: https://doi.org/10.1007/s00204-020-02668-8

Die Forschungsarbeit wurde mit Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziell gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ifado.de/2020/03/05/leberzellen-nk-zellen/ 

(IfADo-Homepage)

https://link.springer.com/article/10.1007/s00204-020-02668-8 

(Originalpublikation)

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs00204-014-1400-x 

(Studie aus 2014 (s. Text))

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 05.03.2020
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LIEDER/1842: Herten - Ulla Meinecke im Klangraum Glashaus. "Und danke für den Fisch", 27.03.2020

Stadt Herten

Ulla Meinecke im Klangraum Glashaus

"Und danke für den Fisch"



Herten. Ulla Meinecke ist die Grande Dame der poetischen deutschen
Popmusik. Ihre Songs sind zeitlos, weil es bei ihr textlich keine
Schnellschüsse, Kompromisse oder modische Gags gibt. Ihr aktuelles
Projekt "Und danke für den Fisch" präsentiert sie am Freitag, 27.
März, um 20 Uhr im Rahmen von Klangraum Glashaus gemeinsam mit den
Multi-Instrumentalisten Ingo York und Reinmar Henschke. Karten sind ab
sofort erhältlich.

Seit über 30 Jahren ist die Wahlberlinerin Ulla Meinecke aus Usingen
eine feste Größe in der deutschen Musik- und Kulturlandschaft. Ihre
samtige Stimme, poetische Sprache und nachdenklich-ironische Sicht auf
die alltäglichen Dinge begründen ihren Ruf als Sängerin, Dichterin und
Autorin. Ulla Meinecke hat die "Zauberformel" für ihr Programm
gefunden: Eine Mischung aus Komik, Poesie und abgründiger Liebeslyrik.
"Sie singt von Wünschen und Sehnsüchten, in fast jedem ihrer Lieder
findet auch die Liebe ihren Platz", so Bettina Hahn vom Kulturbüro.
Die Sängerin präsentiert neben Klassikern wie "Feuer unterm Eis", "Die
Tänzerin" und "50 Tipps ihn zu verlassen" auch neue, noch nicht
veröffentlichte Lieder.

Eintrittspreise:

Der Eintritt beträgt 22 Euro im Vorverkauf und 24 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 12 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf:

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. 02366 303-232
Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. 02361
17002

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. 02366 181160

proticket.de (gebührenpflichtig)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.03.20

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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AUSLAND/9339: Aus aller Welt - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Sudans Ministerpräsident Hamdok

Sudans Ministerpräsident Abdullah Hamdok ist am Montagmorgen Ziel
eines Anschlags geworden. Auf dem Weg in sein Büro in Khartum wurden
mehrere Fahrzeuge seines Konvois durch Sprengsätze beschädigt. Der
Regierungschef entkam dem Anschlag unverletzt. Zu der Tat bekannte
sich zunächst niemand. Hamdok führt seit August eine
Übergangsregierung aus Militärs und Zivilisten.

9. März 2020
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JUSTIZ/9339: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Waldarbeiter finden Kisten mit Waffen

In einem Gehölz nahe dem hessischen Driedorf haben Waldarbeiter unter
einem entwurzelten Baum vier Munitionskisten gefunden. Darin befanden
Handgranaten, Munition, Sprengkörper, Sprengschnüre, Sprengkapseln
und zwei geladene Pistolen. Aus Sicherheitsgründen wurden 150
Sprengkapseln von Experten vor Ort kontrolliert gesprengt. Die
Kriminalpolizei ermittelt nun wegen Verstößen gegen das
Kriegswaffenkontroll- und Waffengesetz.

9. März 2020
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MILITÄR/9336: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Südkorea meldet nordkoreanischen Raketentest

Das nordkoreanische Militär soll am Montag einen weiteren Raketentest
durchgeführt haben. Nach Angaben des südkoreanischen Generalstabs
wurden drei Kurzstreckenraketen an der Ostküste nahe der Stadt Sondok
in östlicher Richtung abgefeuert. Die Geschosse flogen demnach etwa
50 Kilometer hoch und fielen in einer Entfernung von 200 Kilometern
ins Japanische Meer. Es soll dies der zweite nordkoreanische
Raketentest binnen einer Woche gewesen sein.

9. März 2020
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POLITIK/9338: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD kritisiert Absage der Union an vorgezogene Soli-Abschaffung

SPD-Chef Norbert Walter-Borjans übte scharfe Kritik an der harten
Haltung der Union beim Thema Solidaritätszuschlag. CDU und CSU
sperren sich gegen den SPD-Vorschlag, den für 2021 geplanten Abbau
des Solidaritätszuschlags für 90 Prozent der Zahler schon auf diesen
Sommer vorzuziehen. Die Union habe in der Nacht zum Montag fünf
Milliarden Euro mehr Kaufkraft 2020 schroff abgelehnt, sagte
Walter-Borjans laut AFP-Angaben mit Blick auf den Koalitonsgipfel im
Kanzleramt.

9. März 2020
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SONSTIGES/9336: Tragisches und Kurioses - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Coronavirus: Bundestag schließt Türen für Touristen

In Hinblick auf die Coronakrise wird die Kuppel des
Reichstagsgebäudes ab Dienstag für Besucher gesperrt. Ab der
kommenden Woche sollen die Abgeordneten auch keine Besuchergruppen
mehr in den Parlamentsgebäuden empfangen dürfen. Das bestätigten
Bundestagskreise dem RedaktionsNetzwerk Deutschland (RND).

9. März 2020
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WISSENSCHAFT/8421: Aus Forschung und Technik - 09.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Kapsel erfolgreich an der Raumstation angekoppelt

Das Transportraumschiff Dragon hat die Internationale Raumstation ISS
erreicht. Die Kapsel wurde von NASA-Astronautin Jessica Meir mit
Hilfe des Roboterarms Canadarm2 eingefangen und an das US-Modul
Harmony umgesetzt. An Bord des unbemannten Frachtschiffs befindet
sich die kommerzielle Europäische Außenplattform Bartolomeo, die im
Frühjahr an das Columbus-Modul angebracht werden soll. Die zwei mal
zweieinhalb Meter große Plattform verfügt über zwölf
Experimentierplätze, die von Firmen und Forschungseinrichtungen
genutzt werden können.

9. März 2020
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AUSLAND/8435: Aus aller Welt - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Internationaler Frauentag in Chile

Zum Internationalen Frauentag am vergangenen Sonntag haben allein in
Chile bis zu 500.000 Menschen gegen die von Männern an Frauen verübte
Gewalt protestiert. Außerdem forderten sie die Verankerung von mehr
Rechten für Frauen in der Verfassung und eine Liberalisierung des
Abtreibungsrechts. Für Montag war in dem südamerikanischen Land ein
"feministischer Generalstreik" geplant gewesen. Protestkundgebungen
zum Frauentag fanden unter anderem in Mexiko, Argentinien, Kolumbien,
Chile und Brasilien statt. Südamerika gehört zu den Regionen, in
denen die meisten Frauen ermordet werden.

9. März 2020
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GESUNDHEIT/8390: Medizin und Gesundheitswesen - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronavirus breitet sich über Deutschland aus

Während man in China den Eindruck gewinnen kann, daß sich der
Coronavirus-Ausbruch dem Ende entgegen neigt, scheint es in Europa
erst so richtig loszugehen. Das gilt nicht nur für Italien, sondern
auch für Deutschland. Laut dpa haben sich inzwischen bundesweit 1133
Menschen mit Sars-CoV-2 infiziert. Das teilten die Experten des
Robert-Koch-Instituts (RKI) am Montag mit. Die mit Abstand meisten
Corona-Fälle wurden in Nordrhein-Westfalen registriert, wo die
gefährliche Lungenerkrankung Covid-19 bislang bei insgesamt 484
Personen nachgewiesen wurde. Es folgen Baden-Württemberg mit 199 und
Bayern mit 256 Infektionsfällen. In Nordrhein-Westfalen gab es auch
den ersten Todesfall hierzulande. Trotzdem scheint es den Mediziner
vor Ort bisher zu gelingen, bei der überwiegenden Zahl der
Neuinfektionen eine weitere Übertragung des Virus auf größere
Personengruppen zu verhindern. Nicht wenige Experten rechnen
allerdings damit, daß dies bald nicht mehr möglich sein wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8423: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



MH17-Prozeß vor Bezirksgericht in Den Haag hat begonnen

Vor dem Bezirksgericht in Den Haag hat am Montag der Strafprozeß zum
Abschuß der malaysischen Passagiermaschine MH17 begonnen. Die Boeing
777 war am 17. Juli 2014 in den Niederlanden gestartet und hatte auf
dem Weg nach Malaysia das Bürgerkriegsgebiet in der Ostukraine
überflogen. Beim Absturz kamen alle 289 Menschen an Bord ums Leben.
Bei den Ermittlungen stellte sich heraus, daß die Maschine von einer
Rakete des russischen Typs Buk getroffen worden war.

Unter Anklage stehen ein russischer ehemaliger FSB-Oberst und
Kommandeur im Donbaß-Krieg von Anfang 2014, dessen Stellvertreter vom
russischen Militärgeheimdienst GRU sowie ein weiterer GRU-Offizier und
ein Ukrainer, der ein Milizen-Bataillon kommandiert hat. Die
Angeklagten bestreiten den gegen sie erhobenen Vorwurf, das
Flugabwehrgeschütz von der russischen Armee besorgt und den Transport
in die Ukraine organisiert zu haben. Das Verfahren findet in
Abwesenheit der Angeklagten statt. Sie sind international zur
Fahndung ausgeschrieben, doch haben Rußland und die EU kein
Auslieferungsabkommen getroffen. In dem Verfahren in dem besonders
gesicherten Saal des niederländischen Gerichts werden 13 Zeugen
angehört. Damit sie auch per Videozuschaltung befragt werden können,
wurden eigens niederländische Gesetze angepaßt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8345: Sprache, Kunst und Medium - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bonner UNO-Flüchtlingshilfe organisiert Kunstwerke-Lotterie

Die deutsche UNO-Flüchtlingshilfe, Partner des Pariser
UN-Flüchtlingswerks (UNHCR), feiert 2020 ihr 40jähriges Bestehen mit
einer großen Kunstlotterie. Unter dem Motto "Heart - 100 Artists. 1
Mission" soll im August eine große Kunstlotterie steigen, für die sich
hierzulande spontan über hundert namhafte Künstlerinnen und Künstler
zu Spenden von Kunstwerken bereiterklärt haben.

Wie das Hilfswerk in Bonn mitteilte, will die Flüchtlingshilfe ein
Zeichen der Humanität und Solidarität für die weit über 70.000
Millionen Menschen setzen, die weltweit auf der Flucht sind oder
vertrieben wurden.

Laut WDR1 sollen 25.000 Lose der erstmalig veranstalteten Lotterie
verkauft werden und deren Erlös an die UN-Organisation gehen.

Bevor es zu der Verlosung kommt, werden die Werke im Herbst zwei
Wochen lang ausgestellt. Für die Ausstellung arbeiten das Kunstmuseum
Bonn, die Hamburger Kunsthalle und die Berlinische Galerie zusammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8412: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Sipri meldet deutliche Steigerung der US-Waffenexporte

Die USA haben in den fünf Jahren 2015 bis 2019 ihre Exporte an
Kriegsgerät im Vergleich zum Fünfjahreszeitraum zuvor um 23 Prozent
auf einen Anteil am globalen Waffenhandel von 36 Prozent gesteigert.
Insgesamt belieferten die USA 96 Länder. Das meldete das Stockholmer
Friedensforschungsinstitut Sipri. Demnach stieg der Umfang des
Waffenhandels weltweit um 5,5 Prozent. Der Anteil Rußlands am
internationalen Rüstungsgeschäft sank von 27 auf 21 Prozent. Deutsche
Rüstungsexporte haben am Anteil von 5,8 Prozent. Vom Volumen her
legten sie im Fünfjahresvergleich um 17 Prozent zu.
Hauptabnehmerländer Deutschlands waren Südkorea, Griechenland und
Algerien. Die größten Importeure weltweit sind Saudi-Arabien, Indien
und Ägypten, Australien und China.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8426: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Koalition stärkt Wirtschaft angesichts Corona-Epidemie

Die Bundesregierung wird nach Angaben von Finanzminister Scholz im
Deutschlandfunk vor dem Hintergrund der Corona-Epidemie alles
unternehmen, um die Wirtschaft in Deutschland zu stabilisieren und
die Arbeitsplätze zu erhalten. Der Koalitionsausschuß beschloß in der
Nacht auf Montag unter anderem, die Schwelle für den Bezug von
Kurzarbeitergeld zu senken und Arbeitgebern die Sozialbeiträge auf
ausgefallene Arbeitsstunden voll zu erstatten. Außerdem werden die
bereits geplanten Investitionen des Bundes in den Jahren 2021 bis
2024 um jeweils 3,1 Milliarden Euro erhöht. Darüber hinaus wurden
Liquiditätshilfen, Bürgschaften und Steuerstundungen für betroffene
Branchen beschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8395: Tragisches und Kurioses - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Katholische Diözese im US-Bundesstaat New York pleite

Die römisch-katholische Diözese Buffalo im US-Bundesstaat New York
mußte nach Schadensersatzforderungen zahlreicher Mißbrauchsopfer
Insolvenz anmelden. Gegen sie liegen weit mehr als 200 Klagen vor, wie
kürzlich die Zeitung "Buffalo News" berichtete. Der Diözese gehören in
dem Bundesstaat rund 160 Pfarreien an.

Nach Angaben der ARD hatte die Diözese 2018 eine Liste mit den Namen
von 42 Priestern veröffentlicht, denen "kriminelles, mißbräuchliches
oder unangebrachtes Verhalten" vorgeworfen wird. Eine Whistleblowerin
aus dem Bischofsbüro erklärte jedoch, die tatsächliche Zahl sei mehr
als doppelt so hoch.

Zuvor hatten schon 15 andere Diözesen und Erzdiözesen Insolvenz
beantragt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8424: Arbeit, Soziales und Familie - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Tafeln haben Nachschubprobleme wegen Hamsterkäufen

Hamsterkäufer haben sich aus Sorge davor, wegen der Corona-Epidemie
zu Hause festzusitzen, umfangreiche Vorräte zugelegt und dabei
manches Regal in Supermärkten und Drogerien leergeräumt. In der Folge
bekommen die Tafeln deutlich weniger Lebensmittel, welche sie an
Bedürftige weitergeben können. Das berichtete unter anderem die Neue
Osnabrücker Zeitung am Montag unter Berufung auf den
Verbandsvorsitzenden der Tafel Deutschland, Brühl. Landesweit gibt es
940 Tafeln, bei denen regelmäßig 1,6 Millionen Menschen Lebensmittel
bekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8401: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Erdbeben erschüttert Madeira

Die portugiesische Urlaubsinsel Madeira im Atlantik ist von einem
heftigen Erdbeben heimgesucht worden. Nach Auskunft des lokalen
meteorologischen Instituts IPMA soll es eine Stärke von 5,1 gehabt
haben und bis auf die Kanarischen Inseln Teneriffa und La Palma zu
spüren gewesen sein. Das Epizentrum soll etwa 40 Kilometer südlich
von Funchal im Meer gelegen haben. Wie stern.de meldete, sind
Tausende von Menschen aus Sorge vor eventuellen weiteren
Erschütterungen aus ihren Häusern auf die Straßen gelaufen. Nicht
ganz unverständlich, wenn man bedenkt, daß stärkere Erdbeben in der
Region sehr ungewöhnlich sind. Das letzte ist im Mai 1975 verzeichnet
worden. Damals hat es Schäden an einigen Gebäuden gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8412: Märkte und Finanzen - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Nordex meldet Umsatz- und Auftragssteigerung

Der Windanlagenbauer Nordex meldet für vergangenes Jahr eine
Umsatzsteigerung von rund einem Drittel. Das in Hamburg und Rostock
ansässige, weltweit aktive Unternehmen kam laut vorläufigen
Geschäftszahlen bei Windanlagen und Serviceleistungen auf einen
Umsatz von rund 3,3 Milliarden Euro. Es blieb ein Überschuß (EBITDA)
von fast 124 Millionen Euro. Außerdem meldete Nordex am Montag einen
Auftragsbestand über 6,2 Gigawatt Anlagenleistung. Davon entfällt
rund die Hälfte auf Europa und der übrige Teil meist auf Nord- und
Lateinamerika. Das Unternehmen produziert auch in Spanien, Brasilien,
Indien und Mexiko. Weltweit stellen rund 6800 Mitarbeiter
Onshore-Windturbinen von 2,4 bis 5 Megawatt her.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8424: Aus Forschung und Technik - 09.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Google Maps mit neuer Funktion bei Restauranteinträgen

Und wieder hat Google seinem Navigationsdienst eine neue Funktion
verpaßt. Daß man sich von Google Maps auch zu Restaurants führen
lassen kann, ist zwar nichts Neues. Aber künftig wird man bei den
entsprechenden Einträgen häufig Fotos der Speisekarte studieren
können. Laut golem.de ist das möglich, weil Google in seinen
Kartendienst die App Google Lens integriert hat. In der Folge kann
man die jeweiligen Gerichte anklicken und anschauen, ohne Maps zu
verlassen. Dazu zeigt Lens Links mit Informationen zu dem jeweiligen
Gericht an, worunter häufig auch Rezepte sind.
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MELDUNG/854: 125 Jahre Röntgenstrahlung (idw)

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) - 06.03.2020

125 Jahre Röntgenstrahlung

Ein neues Physikkonkret der Deutschen Physikalischen Gesellschaft (DPG)
würdigt die Entdeckung der Röntgenstrahlung.



Bad Honnef, 6. März 2020 - Es war eine Zufallsentdeckung - so wie manch
anderer technologischer Durchbruch: Bei Arbeiten in seinem Würzburger
Laboratorium entdeckte Wilhelm Conrad Röntgen vor 125 Jahren, dass seine
Entladungsröhre Kristalle zum Fluoreszieren anregte. Die Strahlen konnten
sogar Knochen im Körper eines Menschen sichtbar machen. Heute ist die nach
ihm benannte Strahlung nicht nur eines der wichtigsten Instrumente der
Medizin, sondern sie eignet sich ebenso zur zerstörungsfreien
Werkstoffprüfung oder zur Durchmusterung des Alls.

Das aktuelle Physikkonkret der Deutschen Physikalischen Gesellschaft (DPG)
ist diesem Jubiläum gewidmet. Gleichzeitig wäre Röntgen heuer 175 Jahre
alt geworden - und damit genau so alt wie die Deutsche Physikalische
Gesellschaft! Was 1845 mit sechs jungen Wissenschaftlern aus dem
Kolloquium von Gustav Magnus als "Physikalische Gesellschaft zu Berlin"
begann, wurde zur "Deutschen Physikalischen Gesellschaft" mit mittlerweile
über 55.000 Mitgliedern.

Die DPG feiert das Jubiläum mit vielfältigen Aktivitäten (Näheres unter:
https://www.dpg-physik.de/aktivitaeten-und-programme/175-jahre-dpg). Dabei
steht jedes Vierteljahr unter einem anderen Motto. Das 1. Quartal steht
unter dem Leitspruch: Physik als Naturerkenntnis. Exemplarisch dafür steht
das Physikkonkret zur Entdeckung der Röntgenstrahlung.

Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition bis
in das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit über
55.000 Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt.
Als gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen.
Die DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen den
Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und möchte
allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere Schwerpunkte
sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und der
Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

Website:

https://www.dpg-physik.de


Originalpublikation:

https://www.dpg-physik.de/veroeffentlichungen/publikationen/physikkonkret/pix/pk44_2020-roentgen.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution389

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG), 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1666: Big Data in der Windenergie - wie Digitalisierung Windstrom günstiger machen kann (idw)

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 06.03.2020

Big Data in der Windenergie - wie Digitalisierung Windstrom günstiger
machen kann

Interdisziplinäres Forscherteam entwickelt virtuellen Assistenten für
Windparks



Windräder sind eine reichhaltige Datenquelle. Wie sich diese
Informationen besser nutzen lassen, ist Thema des Forschungsprojekts WiSA
big data ("Wind farm virtual Site Assistant for O&M decision support -
advanced methods for big data analysis"). Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie (BMWi) fördert das Vorhaben über einen Zeitraum von
drei Jahren mit insgesamt 2,6 Millionen Euro. Im Rahmen von WiSA big data
analysieren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener
Institutionen zusammen mit Partnern aus der Industrie große Mengen an
zeitlich hochaufgelösten Betriebsdaten von Windenergieanlagen. Neue und
erweiterte Analyseverfahren sollen helfen, Fehler im Betrieb der
Windenergieanlagen frühzeitig zu erkennen und die Instandhaltung der
Anlagen zu optimieren.

In modernen Windenergieanlagen werden große Mengen an Betriebsdaten in
hoher zeitlicher Auflösung erfasst. Bislang werden diese aber nur in
Teilen und in Form von zehnminütigen Mittelwerten archiviert und nicht
vollständig ausgewertet. Zudem überlagert häufig ein Messrauschen die
Daten, was die Analyse erschwert. "In unserem Verbundprojekt wollen wir
diesen Schatz an Daten heben und mit neuen und erweiterten
Analyseverfahren nutzbar machen", so Projektkoordinator Prof. Dr. Joachim
Peinke vom Zentrum für Windenergieforschung (ForWind) an der Universität
Oldenburg. "Die Auswertung der Daten soll uns helfen, Fehler im Betrieb
von Windenergieanlagen frühzeitig zu erkennen oder auch vorhersagen zu
können." Es bestehe jedoch noch beträchtlicher Forschungsbedarf, um das
Potenzial der in den Daten enthaltenen Informationen zu erschließen.

Die erfassten Daten beinhalten Wetterdaten, Informationen aus Reparatur-
und Wartungsberichten und hochfrequente Sensormessungen wie beispielsweise
Rotordrehzahl, Leistung und Temperaturen. Die Projektpartner wollen diese
Daten auf einer speziell entwickelten Hard- und Software-Plattform
sammeln, verwalten, analysieren und bewerten. Ziel des Projekts ist es,
einen virtuellen Assistenten für die Windindustrie zu entwickeln. Dieses
Werkzeug soll eine genauere Fehlerdiagnose ermöglichen und den Betreibern
von Windparks Entscheidungshilfen bieten, um Windenergieanlagen
vorausschauend zu warten. "Durch die Auswertung der Daten werden wir
wesentlich genauer als bisher bestimmen können, wann Unregelmäßigkeiten
auftreten und was die bestmögliche Vorgehensweise ist. So kann der
Windparkbetreiber schnell reagieren und die Anlage zügig wieder in
Normalbetrieb nehmen", so Peinke. Ein solcher virtueller Assistent würde
vor allem die aufwendige Wartung und Instandhaltung von Windenergieanlagen
auf See vereinfachen und somit dazu beitragen, Windstrom günstiger zu
erzeugen.

Das Projektkonsortium will in WiSA big data die Brücke von fundierter
Methodenforschung hin zur Erprobung im industriellen Einsatz schlagen.
Neben der Universität Oldenburg mit dem Zentrum für Windenergieforschung
(ForWind), dem Institut für Chemie und Biologie des Meeres (ICBM) und der
Abteilung Wirtschaftsinformatik / Very Large Business Applications (VLBA)
sind sechs weitere Partner im Verbundprojekt beteiligt: die Universität
Duisburg-Essen, das Fraunhofer-Institut für Windenergiesysteme IWES, das
Institut für Informatik OFFIS e.V., die Ramboll Deutschland GmbH, die
Ocean Breeze Energy GmbH & Co. KG und die Deutsche Windtechnik X-Service
GmbH.

Unterstützt wird das Projektkonsortium unter anderem durch die
assoziierten Partner Vattenfall Europe Windkraft GmbH und die ADDITIVE
Soft- und Hardware für Technik und Wissenschaft GmbH.


Weitere Informationen unter:

http://uol.de/r/Wisa

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/234: Wie Drohnen Wände hören (idw)

Technische Universität München - 06.03.2020

Wie Drohnen Wände hören



Eine Drohne, vier Mikrofone und ein Lautsprecher: Mehr ist nicht nötig,
um die Lage von Wänden und anderen ebenen Flächen innerhalb eines Raums zu
erfassen. Das haben Prof. Gregor Kemper von der Technischen Universität
München (TUM) und Prof. Mireille Boutin von der Purdue University in
Indiana, USA, mathematisch bewiesen.

Können Wände und ebene Fläche mithilfe von Schallwellen erkannt werden?
Mathematiker beschäftigen sich mit diesem Problem auf theoretischer Ebene
bereits seit längerer Zeit.

"Das Grundszenario ist ein Raum mit flachen Wänden, inklusive Zimmerdecke
und Fußboden", erklärt Prof. Gregor Kemper vom Lehrstuhl für
Algorithmische Algebra der TUM. Dabei muss der Raum nicht zwingend eine
rechteckige Form haben. Auch die Neigung der Wände kann detektiert werden.
In dem Raum befinden sich mehrere Mikrofone sowie ein Lautsprecher.

Lautsprecher und Mikrofone werden auf Drohne platziert

Frühere Arbeiten konnten bereits mathematisch beweisen, dass vier
Mikrofone, die im Raum angebracht sind und ein Lautsprecher ausreichen, um
die Wände zu lokalisieren und auch ihre Neigung zu berechnen. Dazu müssen
die Mikrofone unabhängig voneinander in zufällige Raumpositionen gebracht
werden, was einigen Aufwand darstellt und bei einem konkreten
Anwendungsfall unter Umständen gar nicht möglich wäre.

Kemper und Boutin gingen daher einen Schritt weiter. Sie platzierten in
ihrem theoretischen Ansatz den Lautsprecher und vier Mikrofone auf einer
Drohne, so dass diese das Messequipment direkt in den Raum fliegen könnte.

Algorithmus kann Echos einer Wand zuordnen

Das Prinzip bleibt bei dem aktuellen Ansatz der gleiche: Sendet der
Lautsprecher einen Schallimpuls aus, werden die Schallwellen von den
Wänden zurückgeworfen. Diese direkten Reflexionen des Impulses werden als
Echos erster Ordnung bezeichnet. Das größte Problem, das die
Wissenschaftler bei der mathematischen Machbarkeitsstudie lösen mussten:
"Jedes Mikrofon nimmt sehr viele Echos auf. Wir müssen genau zuordnen
können, welche Echos von welcher Wand stammen", erklärt Kemper.

Die Laufzeit, also die Zeitdifferenz von der Aussendung des Schallimpulses
bis zum Empfangen des Echos, kann mithilfe der Mikrofone sehr genau
bestimmt werden. Alle Laufzeiten, die einer bestimmten Wand zugeordnet
sind, stehen in einer ganz bestimmten Beziehung zueinander. Kemper und
Boutin entwickelten einen Algorithmus, der diese Beziehung berücksichtigt
und so die einzelnen Echos der richtigen Wand zuordnen kann.

Nachdem die Echos den jeweiligen Wänden zugeordnet wurden, erfolgt die
Berechnung der Position und Neigung der Wände durch geometrische
Verfahren, die der Standortermittlung mit GPS ähneln.

Der Zufall lässt Geisterwände entstehen

Ein bekanntes Problem dieser Berechnungen: Sie sind nicht immer
zutreffend. Denn es kann vorkommen, dass die Echos zufällig die
mathematische Beziehung zueinander erfüllen. Dann können sogenannte
Geisterwände entstehen.

"An sich wäre zu erwarten, dass die Wahrscheinlichkeit von Geisterwänden
bei der Befestigung der Mikrofone auf einer Drohne höher ist", erklärt
Kemper. "Denn im Gegensatz zu den frei im Raum angebrachten Mikrofonen
haben sie aufgrund der starren Anbringung auf der Drohne einen geringeren
Bewegungsfreiraum. Statt zwölf besitzen sie nur sechs Freiheitsgrade."

Drohne in idealer Position für Messungen

Die Frage, wie wahrscheinlich Geisterwände bei der Vermessung auftreten,
führt zur Kernaussage der wissenschaftlichen Arbeit: Kemper und Boutin
haben mathematisch bewiesen, dass die Bewegungsfreiheit der Drohne
ausreicht, um sie mit Wahrscheinlichkeit 1, also mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit, in eine Position zu bringen, bei der keine
Geisterwände entstehen.

"Die sechs Freiheitsgrade der Drohne sind genug, damit sich die Mikrofone
fast sicher in einer optimalen Position für die Messung befinden", sagt
Kemper. Die einzige Bedingung: Die Mikrofone dürfen nicht auf einer Ebene
auf der Drohne angeordnet sein.

Erster Schritt für praktische Anwendungen

In einem nächsten Schritt wird das Szenario der Forscher noch
realistischer: Sie wollen eine mathematische Lösung finden für den Fall,
dass es zu Messfehlern oder Messungenauigkeiten kommt. Auch die
Konfiguration des Lautsprechers und der Mikrofone auf einem
bodengebundenen Fahrzeug wollen sie prüfen.


Originalpublikation:

Mireille Boutin and Gregor Kemper:

A Drone Can Hear the Shape of a Room,

SIAM J. APPL. ALGEBRA GEOMETRY; Vol. 4, No. 1, pp. 123-140

DOI: 10.1137/19M1248534

Weitere Informationen unter:
https://www.youtube.com/watch?v=qHF4mpQ2irc&feature=youtu.be

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 06.03.2020
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EUROPA/1845: EU-Afrikastrategie setzt einseitig auf europäische Interessen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2020

EU-Afrikastrategie setzt einseitig auf europäische Interessen



Zum Entwurf einer neuen Afrikastrategie der europäischen Kommission
erklären Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik, und
Dr. Frithjof Schmidt, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Für eine Neuausrichtung der Afrikapolitik der EU ist es höchste Zeit.
Das immer wieder angekündigte Umdenken in Bezug auf die Zusammenarbeit
mit Afrika spiegelt sich im vorliegenden Entwurf jedoch nicht wider.
Es ist zwar begrüßenswert, dass Zukunftsthemen wie die Klimakrise und
Digitalisierung stärker berücksichtigt werden. Jedoch bejubelt der
Entwurf ansonsten alten Wein in neuen Schläuchen: Die EU sieht im
Privatsektor weiterhin einen zentralen Entwicklungsakteur. Die
Handelspolitik bleibt einseitig an den eigenen Wirtschaftsinteressen
orientiert. Änderungsbedarf in den Bereichen Klima oder nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung scheint die EU nur auf afrikanischer Seite zu
sehen.

In Bezug auf Migration werden zwar richtigerweise Prinzipien der
Solidarität, Partnerschaft und gemeinsamen Verantwortung genannt.
Jedoch setzt die EU weiterhin auf die alten - und falschen -
Umsetzungsmechanismen wie den EU-Treuhandfonds für Afrika und
schärfere Grenzkontrollen. Hierzu kooperiert man viel zu häufig mit
Regierungen mit verheerender Menschenrechtsbilanz. Statt
Transitstaaten zu Bollwerken gegen Migration zu machen, sollten
insbesondere die ärmsten Staaten gefördert, ihre Zivilgesellschaften
gestärkt werden und gute Regierungsführung Wertschätzung erfahren. Das
militärische Engagement der EU in Afrika wird weitestgehend unter den
Teppich gekehrt. Dabei braucht es gerade hier eine neue Strategie, wie
Bemühungen um Sicherheit, Frieden und Entwicklung sinnvoll
ineinandergreifen können.

Auch der Zeitpunkt des Vorstoßes wirft Fragen auf: Das neue EU-Budget
ist noch nicht verabschiedet. Die EU steckt zudem bereits mitten in
Verhandlungen über ein Abkommen, das die Handelsbeziehungen und
sonstige Formen der Zusammenarbeit mit den Staaten Afrikas, der
Karibik und des Pazifiks regeln soll. Es ist völlig unklar, wie dies
mit der neuen Afrikastrategie einhergehen soll.

Es bleibt zu hoffen, dass trotz der von der EU bereits vorgegebenen
Eckpunkte ein Austausch mit den Regierungen und Zivilgesellschaften in
der EU und in Afrika noch das notwendige Umdenken einleitet.

 * 
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Pressemitteilung vom 9. März 2020
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GESUNDHEIT/1057: Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern - Keine Zeit mehr verlieren

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2020

Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern - Keine Zeit mehr verlieren



Anlässlich der heutigen Vorstellung des Abschlussberichtes der
Arbeitsgruppe "Kinder psychisch und suchtkranker Eltern" erklären
Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Jugendpolitik, und Maria
Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Kinder psychisch kranker Eltern sind häufig auf sich allein gestellt,
ihnen muss endlich geholfen werden. Wenn Eltern psychisch erkranken
oder an einer Suchterkrankung leiden, hat das Auswirkungen auf die
ganze Familie. Eigentlich sollten Eltern Sorge für Ihre Kinder tragen.
Bei Kindern aus Suchtfamilien oder mit psychisch erkrankten
Elternteilen ist es oft andersrum: Die Kinder fühlen sich für ihre
Eltern und das Funktionieren der Familie im Alltag verantwortlich.
Expertinnen und Experten sprechen hier von Parentifizierung. Diese
Verantwortung ist nicht alters- und kindgerecht. Zusätzlich belastet
werden sie häufig durch den aus Angst vor Stigmatisierung immer noch
sehr hohen Schweigedruck in den Familien.

Kinder psychisch und suchtkranker Eltern sind deswegen ganz besonders
auf ein unterstützendes soziales Umfeld und rechtzeitige sowie
qualifizierte Hilfe angewiesen. Bei der Behandlung der Eltern werden
Kinder bislang zu oft nicht mitgedacht und bleiben mit ihren Sorgen
und ihrer Belastung häufig allein. Das erhöht ihr Risiko, später
selbst seelisch zu erkranken. Kinder und ihre Familien benötigen
sowohl alltagspraktische Unterstützung als auch medizinische
beziehungsweise psychotherapeutische Versorgung. Es fehlt jedoch
bisher an speziell zugeschnittenen Hilfs- und Präventionsangeboten,
die die Kinder und ihre gesamte Familie in den Blick nehmen.

Es braucht zudem eine interdisziplinäre Kooperations- und
Vernetzungsstruktur der beteiligten professionellen Akteure und
Hilfssysteme, um den komplexen Hilfebedarfen in Familien mit psychisch
und suchtkranken Eltern angemessen zu adressieren. Konkrete
Empfehlungen seitens der Arbeitsgruppe liegen nun vor.

Wir erwarten, dass die zuständigen Bundesministerien für Gesundheit
und für Frauen, Senioren, Familie und Jugend diese umsetzen und dafür
zeitnah konkrete Regelungsvorschläge vorlegen. Die Unterstützung der
Kinder muss breit in der Fläche und dauerhaft gewährleitest sein,
ebenso wie die Frage der Finanzierung. Darüber hinaus braucht es eine
bundesweite Aufklärungs- und Entstigmatisierungskampagne.

Der vom Parlament einstimmig beschlossene Bundestagsbeschluss liegt
fast drei Jahre zurück. Weiterer Zeitverzug ist im Sinne der
betroffenen Kinder und ihrer Familien nicht hinnehmbar.

 * 
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SOZIALES/1983: Internationaler Frauentag - Entschlossen gegen Antifeminismus

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. März 2020

Internationaler Frauentag: Entschlossen gegen Antifeminismus



Anlässlich des Internationalen Frauentages am 8. März erklärt Ulle
Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik:

Antifeminismus ist ein zunehmendes Problem in unserer Gesellschaft.
Das gesellschaftliche Klima wird merklich rauer. Eine breite
rechtsextreme Bewegung propagiert neben einem rassistischen ein
zutiefst antifeministisches Weltbild. Rechte Hetzer haben eine
rückwärtsgewandte, stereotype Rollenvorstellung und wollen Frauen das
Recht verwehren, über ihr eigenes Leben und ihren eigenen Körper zu
entscheiden. Queere Personen diffamieren sie als krank oder sprechen
ihnen das Existenzrecht gänzlich ab. Feministinnen bezeichnen sie
häufig als Ursprung allen Übels. Ihr Weltbild speist sich aus
brandgefährlichen rechten Ideologien und Verschwörungstheorien.
Rassismus und Antifeminismus bilden eine Einheit und sind der
Nährboden für Hass und Gewalt. Dem treten wir entschlossen entgegen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2906: Koalitionsausschuss - Das Ergebnis greift zu kurz

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2020

Koalitionsausschuss: Das Ergebnis greift zu kurz



Zu den Beschlüssen des Koalitionsausschusses erklärt Anja Hajduk,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Die Beschlüsse des Koalitionsausschusses werden die in der Wirtschaft
herrschende Verunsicherung kaum lindern können. In der jetzigen
Situation braucht es gezielte Soforthilfen etwa bei Ausfällen von
Lieferketten oder bei Absagen von Großveranstaltungen. Auch wenn die
Verbesserungen beim Kurzarbeitergeld richtig sind, sind die Beschlüsse
insgesamt zu unkonkret und greifen zu kurz. Vage Ankündigungen von
Liquiditätshilfen reichen nicht aus.

Dass die Regierung jetzt jährlich 3,1 Milliarden zusätzlich
investieren will, zeigt exemplarisch die viel zu große Zögerlichkeit
der Regierung. Diese Summe reicht bei Weitem nicht aus, denn völlig
unabhängig von der Debatte um das Corona-Virus müssen wir jetzt massiv
in klimaverträgliche Wirtschaft, zukunftsfähige Infrastruktur und
Digitalisierung investieren, damit Deutschland hier nicht den
Anschluss verpasst. Wir Grüne fordern eine Investitionsoffensive, die
die Investitionen des Bundes nahezu verdoppelt. Es ist aber ein
Schritt in die richtige Richtung, dass dann auch Planungs- und
Genehmigungsverfahren beschleunigt werden sollen, damit das Geld auch
wirklich verwendet werden kann. Es ist enttäuschend, dass sich die
Koalition beim Thema Altschulden für die Kommunen nicht bewegt hat.
Gerade in diesen Zeiten müssen wir das Vertrauen in die Politik auch
durch gute öffentliche Infrastruktur stärken. Dass vor Ort die
Schulen, Kitas, Spielplätze und Schwimmbäder in gutem Zustand sind ist
auch entscheidend dafür, was die Bürgerinnen und Bürger über Politik
denken.
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WIRTSCHAFT/2905: Zahlen lügen nicht - Die Bundesregierung gehört zu den Rüstungsexportweltmeistern

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2020

Zahlen lügen nicht: Die Bundesregierung gehört zu den Rüstungsexportweltmeistern



Zu den heute veröffentlichten Zahlen des schwedischen
Friedensforschungsinstituts SIPRI zu gestiegenen Rüstungsexporten
erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Zahlen lügen nicht. Ungeachtet des weltweiten, durch Kriege
verursachten Flüchtlingselends steigern die größten Rüstungsexporteure
weiter ihre Zahlen. Dazu zählt auch Deutschland, das laut SIPRI eine
Zunahme von Rüstungsexporten um 17 Prozent verzeichnet und damit auf
Platz 4 hinter Frankreich und vor China bleibt. 2019 hat Deutschland
damit mehr Waffen exportiert als jeweils in den zehn Jahren zuvor.
Damit wäre wieder einmal der Nachweis erbracht, dass die
Bundesregierung nicht, wie von ihr behauptet, eine restriktive - also
zurückhaltende - Rüstungsexportpolitik betreibt.

Noch dramatischer stiegen die Zahlen des Nachbarn Frankreich. Hier
steigerten sich die Ausfuhren um ganze 72 Prozent im gemessen
Zeitraum, unter anderem durch Waffenausfuhren nach Ägypten und Katar.
Da der libysche General Haftar von Ägypten unterstützt und über die
ägyptische Grenze mit Waffen versorgt wird, entsprechen diese Exporte
weder den europäischen Sicherheitsinteressen noch den Beschlüssen der
Berlin-Konferenz zu Libyen. Auch für die geplante industriepolitische
Zusammenarbeit bei Rüstungsprojekten muss Voraussetzung sein, dass man
sich auf eine gemeinsame Exportkontrolle im Sinne des gemeinsamen
Standpunktes der EU einigt und diese auch gemeinsam kontrolliert.

In immer mehr europäischen Ländern gibt es Widerstand gegen die
Aufrüstung konfliktträchtiger Drittstaaten. In Großbritannien, Belgien
und Italien ist oder wurde bereits rechtlich gegen die Rüstungsexporte
der jeweiligen Regierungen vorgegangen.

Es wird Zeit, dass auch in Deutschland Klagemöglichkeiten eingeführt
werden. Dafür braucht es, wie von uns gefordert, ein verbindliches
Rüstungsexportkontrollgesetz.
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INNEN/3554: Aufnahme von Flüchtlingen aus humanitären Gründen ist eine Frage des persönlichen politischen Selbstverständnisses

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. März 2020

Aufnahme von Flüchtlingen aus humanitären Gründen ist eine Frage
des persönlichen politischen Selbstverständnisses



Zur aktuellen Berichterstattung über eine Diskussion zwischen
Bundesinnenminister Horst Seehofer und dem Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ralph Brinkhaus, können Sie Herrn
Brinkhaus wie folgt zitieren:

"In der BILD am Sonntag ist über eine Diskussion zwischen Horst
Seehofer und mir im Rahmen des Frühstücks vor der Kabinettssitzung am
Mittwoch berichtet worden. Hierzu möchte ich Folgendes klarstellen:
Ich stehe sehr wohl dazu, dass dieses Land aus humanitären Gründen
auch weiterhin Flüchtlinge aufnimmt. Das ist für mich, wie auch für
die meisten Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, eine Frage des
persönlichen politischen Selbstverständnisses und natürlich der
Humanität. Ich bin daher davon überzeugt, dass die große Mehrzahl der
Menschen in diesem Land auch weiterhin den Willen hat,
hilfsbedürftige Menschen aus Krisengebieten aufzunehmen. Ich setze
mich aber durchaus kritisch damit auseinander, wie Flucht und auch
Migration besser gesteuert werden können. Mir geht es vor dem
Hintergrund der Erfahrungen der letzten Jahre, insbesondere aus 2015,
darum, dass wir die Zuwanderung in diesem Land so aussteuern, dass
die Tragfähigkeit von Migration und der Zusammenhalt in dieser
Gesellschaft erhalten bleiben. Denn nur das ermöglicht uns auch
langfristig Menschen in unser Land aufzunehmen, die verfolgt und
bedroht sind."
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WIRTSCHAFT/2893: Schub für schnelleres Planen und Bauen von Verkehrswegen und Mobilfunk-Infrastruktur

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. März 2020

Schub für schnelleres Planen und Bauen von Verkehrswegen und
Mobilfunk-Infrastruktur



Der gestrige Koalitionsausschuss hat Planungsbeschleunigungen im
Infrastrukturbereich und ein milliardenschweres zusätzliches
Investitionspaket beschlossen. Hierzu können Sie den für Verkehr und
digitale Infrastruktur zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Mit der Verstärkung der Investitionsmittel für die Verkehrswege
können weitere Engpässe beseitigt und wichtige Vorhaben umgesetzt
werden. Außerdem wird mit der Bundesförderung des Glasfaser- und
Mobilfunknetzausbaus in Höhe von knapp drei Milliarden Euro im Jahr
2024 eine solide finanzielle Basis für die nächsten Jahre geschaffen.
Ich bin weiter dafür, dass wir wieder eine Präklusionsregel
einführen. Wer mit seinen Einwänden in den Verfahren zu spät kommt,
sollte nicht mehr gehört werden. Außerdem ist es absolut sinnvoll,
Verfahrensschritte zu bündeln anstatt sie doppelt durchzuführen. Auch
bei den Gerichtsverfahren wird das Beschleunigungspotenzial
ausgeschöpft. Die Eingangszuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte
bei Großvorhaben wird einen deutlichen Zeitgewinn bringen. Der Bund
wird die Mobilfunknetzbetreiber von unnötiger Bürokratie entlasten.
Hierzu gehört beispielsweise, dass sie für einen Standort im
Außenbereich nicht mehr nachweisen müssen, dass Masten in der Stadt
abgelehnt wurden."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2892: Bis 2024 insgesamt eine halbe Milliarde Euro zur Reaktivierung von Brachflächen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. März 2020

Bis 2024 insgesamt eine halbe Milliarde Euro zur Reaktivierung von
Brachflächen



Der gestrige Koalitionsausschuss hat ein milliardenschweres
zusätzliches Investitionspaket beschlossen. Dazu gehören auch
zusätzliche Mittel zur Reaktivierung von Brachflächen. Hierzu können
Sie den für Bauen zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Wir müssen endlich mehr Brachflächen insbesondere für den
preiswerten Mietwohnungsneubau zur Verfügung stellen. Deshalb ist es
eine gute Nachricht, dass vom Bund jetzt zusätzliche Mittel für einen
Investitionspakt zur Reaktivierung von Brachflächen frei geschaufelt
werden. Reaktivierte Brachflächen sind ein wesentlicher Schlüssel, um
die Wohnungsnot vor allem in den Ballungsräumen zu bekämpfen. Bis
Mitte des Jahrzehnts werden insgesamt eine halbe Milliarde Euro an
Bundesmitteln vor Ort für das Brachflächenprogramm des Bundes zur
Verfügung stehen. Unsere historisch beispiellose Wohnraumoffensive
zeigt: Wir handeln und schaffen echten Wohnraum, wo andere nur
Mietendeckel einführen."
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GESUNDHEIT/1164: Versorgung mit medizinischem Cannabis sichern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2020

Versorgung mit medizinischem Cannabis sichern



"Seit drei Jahren können sich Patientinnen und Patienten Cannabis
verschreiben lassen. Doch die Versorgung ist nicht gesichert, die
Preise in den Apotheken sind horrend und viele Anträge auf
Kostenübernahme werden durch die Krankenkassen abgelehnt. Es gibt
viele Baustellen", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, zum dritten Jahrestag des Inkrafttretens des
Cannabis-als-Medizin-Gesetzes. Movassat weiter:

"Der Bedarf an medizinischem Cannabis ist groß. Immer noch gibt es in
Deutschland ausschließlich importiertes Cannabis. Erst Ende des Jahres
erwartet die Bundesregierung die erste Ernte von in Deutschland
angebautem Cannabis. Allerdings wird dies nur einen Bruchteil des
Bedarfs decken. Die geplante Anbaumenge stellt eine absolute
Fehlkalkulation dar. Die Bundesregierung muss hier dringend
nachbessern. Wir brauchen unverzüglich eine weitere Ausschreibung.
Zudem muss denjenigen, die eine Anbaugenehmigung haben, erlaubt
werden, deutlich mehr anzubauen.

Das andere große Problem ist die mangelnde Bereitschaft der
Krankenkassen, die Kosten für Cannabis-Rezepte zu übernehmen. DIE
LINKE fordert, den Genehmigungsvorbehalt durch die Krankenkassen
abzuschaffen. Um die Preise für Cannabis in den Apotheken zu senken,
muss die Prüfpflicht abgeschafft werden. Deutschland importiert
zertifiziertes Cannabis. Eine teure mikroskopische Prüfung in den
Apotheken ist nicht notwendig.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, die schwierige Situation
von zehntausenden Cannabispatientinnen und -patienten nicht länger
abzutun, sondern endlich zu handeln. Ärzte müssen besser geschult
werden, die Krankenkassen dürfen nicht länger ein Drittel der
Kostenanträge ablehnen und der Cannabisanbau muss aufgestockt werden."

 * 
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INNEN/5116: Hotspots schließen, Flüchtlinge aufnehmen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2020

Hotspots schließen, Flüchtlinge aufnehmen



"Es wird Zeit, dass die EU und vor allem auch Deutschland endlich
Verantwortung für das Elend übernimmt, das der
EU-Türkei-Deal-produziert hat. Die Massenlager auf den griechischen
Inseln müssen vollständig aufgelöst werden. Den Menschen, die an der
türkisch-griechischen Grenze gefangen sind, muss die Einreise in die
EU ermöglicht werden. Sie haben ein Recht auf ein faires
Asylverfahren", erklärt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zur heutigen Entscheidung des
Koalitionsausschusses. Jelpke weiter:

"Die Entscheidung der Bundesregierung, gemeinsam mit anderen
EU-Staaten 1.000 bis 1.500 unbegleitete Minderjährige aufzunehmen, ist
kein humanitärer Akt, sondern eine Bankrotterklärung. Deutschland hat
erhebliche Aufnahmekapazitäten: 140 Städte und etliche Bundesländer
haben mit Nachdruck ihre Bereitschaft zur Flüchtlingsaufnahme erklärt.
Seehofer muss umgehend seine Zustimmung erteilen.

Dass Erdogan nun auf dem Rücken der Schutzsuchenden Zustimmung zu
seinem völkerrechtswidrigen Krieg in Syrien zu erpressen sucht, ist
eine Folge des schändlichen EU-Türkei-Flüchtlingsdeals. Die Konsequenz
kann jetzt nicht sein, dem Despoten noch mehr Milliarden in den Rachen
zu werfen. Denn Erdogans Kriege und seine Unterdrückung von Kurden und
Oppositionellen im eigenen Land ist selbst eine zentrale
Fluchtursache."

 * 
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SOZIALES/2718: Der Frauentag ist auch ein Tag gegen Gewalt

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2020

Der Frauentag ist auch ein Tag gegen Gewalt



"Am 8. März gehen Frauen weltweit auf die Straße, um für ihre Rechte,
für Gleichstellung und für ein Leben frei von Gewalt zu demonstrieren.
All das ist für Frauen immer noch nicht selbstverständlich. Im
Gegenteil: Wir erleben zwar kleine gleichstellungspolitische Schritte,
die dem zunehmenden, mitunter tödlichen Frauenhass aber nicht genug
entgegensetzen", erklärt Cornelia Möhring, stellvertretende
Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
mit Blick auf den Internationalen Frauentag am 8. März. Möhring
weiter:

"Gewalt an Frauen muss auf allen Ebenen konsequent bekämpft werden.
Die Fraktion DIE LINKE hat in dieser Woche den Antrag 'Für eine
friedliche, feministische Außenpolitik' beschlossen. Uns geht es nicht
um eine Besetzung von militärischen Spitzenpositionen mit Frauen oder
quotierten Bundeswehreinheiten. Militärische Interventionen schützen
keine Frauenrechte. Deutsche Panzer sichern keine Frauenrechte.
Waffengewalt schafft Situationen, in denen Frauen und Mädchen
systematisch sexualisierter Gewalt ausgesetzt sind. Deshalb fordern
wir den Stopp deutscher Waffenexporte und die Verankerung von
sexualisierter Gewalt als legitimen Fluchtgrund im Asylgesetz. Und
angesichts der humanitären Katastrophe an der europäischen Außengrenze
ist das Gebot der Stunde: Die EU muss die Grenze öffnen und die
schutzsuchenden Menschen aufnehmen."

Doris Achelwilm, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für

Gleichstellungs- und Queerpolitik, fährt fort:

"Wir kämpfen am Internationalen Frauentag auch für ein gerechteres
Wirtschaftssystem. Profite werden auf Kosten von Frauen und Mädchen
gemacht. Sie leisten weltweit täglich 12,5 Milliarden Stunden
unbezahlte Arbeit: bei der Kindererziehung, im Haushalt und bei der
Pflege von Angehörigen. Diese gesellschaftlich notwendigen Aufgaben
werden im patriarchalen Kapitalismus als billig oder
selbstverständlich vorausgesetzt. Oxfam hat errechnet: Ihr Geldwert
entspricht einer Summe von 11 Billionen US-Dollar im Jahr - und das,
wenn für diese Arbeit gerade einmal landesübliche Mindestlöhne gezahlt
würden.

Auch bei uns sind Erwerbs- und Sorgearbeit ungleich zwischen den
Geschlechtern verteilt. Laut Zweitem Gleichstellungsbericht von 2017
bringen Frauen für Sorgearbeit in Familien um die Hälfte mehr Zeit auf
als Männer und stecken entsprechend beruflich zurück. Die Folge sind
schlechtere Einkommen, Aufstiegschancen und Renten. Gleichzeitig
werden Sorgeberufe wie die Pflege, schlechter bezahlt als z.B.
technische Fachberufe. Deshalb fordern wir, Arbeit und Zeit
geschlechtergerecht zu verteilen. Berufe der Sozialen Arbeit,
Gesundheit, Erziehung und haushaltsnahe Dienstleistungen müssen
endlich gesellschaftlich und finanziell aufgewertet werden. Am
Internationalen Frauentag und an allen anderen Tagen im Jahr."

 * 
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WIRTSCHAFT/2228: Waffenexporte gesetzlich verbieten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2020

Waffenexporte gesetzlich verbieten



"Die selbsterklärte restriktive Rüstungsexportpolitik der
Bundesregierung ist angesichts der realen Zahlen des Stockholmer
Friedensforschungsinstituts SIPRI über Waffenlieferungen weltweit
nichts als hohles Gerede und gezielte Täuschung der Öffentlichkeit.
DIE LINKE fordert ein gesetzliches Verbot von Rüstungsexporten",
erklärt Sevim Dagdelen, abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, anlässlich der Veröffentlichung der aktuellen SIPRI-Studie.
Dagdelen weiter:

"Deutschland ist mit einer Zunahme von 17 Prozent und einem Anteil von
5,8 Prozent an den Gesamtexporten auf Platz vier der SIPRI-Rangliste -
und damit führend mitverantwortlich bei der Schaffung von
Fluchtursachen. Da sich die Bundesregierung offensichtlich nicht an
ihre selbst auferlegte restriktive Rüstungsexportpolitik hält, ist ein
Verbot der Waffenlieferungen notwendig.

Besonders besorgniserregend sind die dramatischen Steigerungen der
Rüstungsexporte in die Länder des Nahen und Mittleren Ostens. Allein
die USA als mit deutlichem Abstand größter Waffendealer der Welt haben
die Hälfte ihrer Rüstungsgüter in die Krisenregion geliefert, allen
voran an die Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien und die Vereinigten
Arabischen Emirate, die seit fünf Jahren einen erbarmungslosen Krieg
im Jemen führen."

 * 
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BUNDESTAG/9570: Heute im Bundestag Nr. 261 - 09.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 261

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. März 2020, Redaktionsschluss: 15.45 Uhr

1. Regeln für die Sozialversicherung

2. Grüne fordern Qualifizierungs-Kurzarbeit

3. Passiv-Aktiv-Transfer wird oft genutzt

4. Nachfrage zu Erstattungsleistungen

5. AfD fragt nach Leiharbeitern



1. Regeln für die Sozialversicherung

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Entwurf (19/17586)
eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IV) und anderer Gesetze vorgelegt. Das SGB IV
enthält gemeinsame Regelungen für die Sozialversicherung, die
regelmäßig angepasst werden müssen. Ziel des Gesetzes ist es,
bestehende Verfahren in der Sozialversicherung zu verbessern, das
Berufskrankheitenrecht in der gesetzlichen Unfallversicherung
fortzuentwickeln, Lücken im Leistungsrecht zu schließen und das
Dienstordnungsrecht (DO-Recht) Anfang 2023 zu schließen. Außerdem soll
im Rahmen eines Modellprojektes bei den Krankenkassen die Einführung
von fakultativen Online-Wahlen bei den Sozialversicherungswahlen im
Jahr 2023 erprobt werden.

 * 

2. Grüne fordern Qualifizierungs-Kurzarbeit

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Einführung einer Qualifizierungs-Kurzarbeit. In einem entsprechenden
Antrag (19/17521) schreiben die Abgeordneten, dass Digitalisierung,
demografischer Wandel und ökologische Transformation die Arbeitswelt
gleichzeitig auf drei Ebenen enorm verändere. Die Beschäftigten
bräuchten in dieser Situation zukunftsfähige Qualifizierungsangebote,
denn die heutigen arbeitsmarktpolitischen Instrumente reichten dafür
nicht aus, so die Grünen. Sie verlangen von der Bundesregierung
deshalb, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der zum einen ein
Qualifizierungs-Kurzarbeitergeld einführt, das eng an die
Sozialpartnerschaft gekoppelt sein soll. Darüber hinaus soll das
bisherige Transfer-Kurzarbeitergeld reformiert werden. Nach den
Vorstellungen der Grünen soll es künftig nicht nur ein sondern drei
Jahre gezahlt werden, um den Betroffenen die Chance einer
zukunftsfähigen Qualifizierung, Umschulung oder Ausbildung zu
eröffnen. Drittens wollen die Grünen die betriebliche Mitbestimmung in
Fragen des Strukturwandels stärken.

 * 

3. Passiv-Aktiv-Transfer wird oft genutzt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Ende Januar 2020 wurde die Beschäftigung von rund
34.800 Menschen durch Lohnkostenzuschüsse nach Paragraf 16i SGB II
(Zweites Buch Sozialgesetzbuch) gefördert. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17486) auf eine Kleine Anfrage
(19/17177) der FDP-Fraktion mit. Inwieweit bei diesen Förderungen, die
Kern des Teilhabechancengesetzes sind, der Passiv-Aktiv-Transfer als
Finanzierungsweg genutzt wird, kann die Bundesregierung zwar nicht
beantworten. Mit Blick auf Daten des Jahres 2019 könne jedoch
ausgegangen werden, dass der Anteil bei rund einem Viertel liege,
schreibt die Regierung. Auf Ebene der Jobcenter stelle sich die
Nutzung des Passiv-Aktiv-Transfers sehr positiv dar, so hätten Ende
Januar 2020 98 Prozent der Jobcenter diesen Weg gewählt, um Maßnahmen
des Teilhabechancengesetzes zu finanzieren, heißt es in der Antwort
weiter.

Der Passiv-Aktiv-Transfer ist ein Finanzierungsweg für öffentlich
geförderte Beschäftigung, aber kein arbeitsmarktpolitisches Instrument
und keine Maßnahme. Grundgedanke ist, dass Mittel für "passive
Leistungen", also für Arbeitslosengeld II und für die Kosten der
Unterkunft und Heizung, die durch öffentlich geförderte Beschäftigung
eingespart werden, nicht an den Gesamthaushalt zurückfließen, sondern
zusätzlich zur Finanzierung der geförderten Beschäftigung herangezogen
werden können.

 * 

4. Nachfrage zu Erstattungsleistungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17501)
zum Thema Verpflichtungserklärungen nach Paragraf 68 des
Aufenthaltsgesetzes gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem, aus welchem Grund Erstattungsleistungen von
Verpflichtungsgebern als Einnahmen die Ausgaben für Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts in der Grundsicherungsstatistik
mindern.

 * 

5. AfD fragt nach Leiharbeitern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für Beschäftigung und Entgelt in der Leiharbeit
interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/17491). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem
Informationen zu Berufsabschlüssen, zur Art der Beschäftigung und zu
den Verdienstunterschieden zwischen ausländischen und deutschen
Leiharbeitskräften erhalten.

 * 
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BUNDESTAG/9569: Heute im Bundestag Nr. 260 - 09.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 260

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. März 2020, Redaktionsschluss: 14.47 Uhr

1. Aktuelle Ausgabe von "Das Parlament"

2. Bundeswehrstandort Flughafen Tegel

3. Verlegung von Glasfaserinfrastruktur

4. AfD fragt nach verzögerten BVWP-Projekten

5. Verhandlungen mit Luxemburg

6. Zusammenarbeit mit Wirtschaftskanzlei



1. Aktuelle Ausgabe von "Das Parlament"

Bundestagsnachrichten/Bericht

Berlin: (hib/SCR) Der Migrationsstreit mit der Türkei bildet den
Schwerpunkt der aktuellen Ausgabe von "Das Parlament", die heute
erschienen ist. Im Interview der Woche erteilt der stellvertretende
Vorsitzende der Unions-Fraktion im Bundestag, Thorsten Frei (CDU),
Forderungen nach einer schnellen Verteilung von Flüchtlingen aus
Griechenland auf andere EU-Staaten eine strikte Absage. Damit würde
man "eine unglaubliche Sogwirkung erzeugen, weil es das Signal wäre,
dass die Wege nach Deutschland offen sind", sagte der für Innenpolitik
zuständige Fraktionsvize. Die Redaktion blickt zudem im Hintergrund
auf die Situation an der türkisch-griechischen Grenze.

Das E-Paper von "Das Parlament" ist kostenfrei im Netz abrufbar:
http://epaper.das-parlament.de/2020/11/index.html

Ein weiteres Thema der Ausgabe ist die anhaltende Corona-Krise. Die
Redaktion berichtet über Reaktionen aus der Politik sowie die
Auswirkungen auf die Wirtschaft.

Jüngst erschien zudem eine Themenausgabe von "Das Parlament" zum
kolonialen Erbe Deutschlands: 

http://epaper.das-parlament.de/2020/2_3/index.html

 * 

2. Bundeswehrstandort Flughafen Tegel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Zukunft des Flughafens Berlin-Tegel stellt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/17425). Die Abgeordneten verweisen darauf, dass eine
Schriftliche Anfrage im Abgeordnetenhaus Berlin ergeben habe, "dass
der Bundeswehrstandort Flughafen Tegel erst 2029 geschlossen werden
muss". Laut Aussage der Senatsverwaltung sei diese Entscheidung von
der Bundesregierung "ohne Absprache mit dem Land Berlin" getroffen
worden.

Die Grünen wollen nun von der Bundesregierung wissen, welche Gründe
sie zu der Entscheidung gebracht haben, den Bundeswehrstandort
Flughafen Berlin-Tegel erst im Jahr 2029 zu schließen. Gefragt wird
auch, auf welcher konkreten rechtlichen Grundlage der Weiterbetrieb
des Bundeswehrstandortes Flughafen Berlin-Tegel basiert.

 * 

3. Verlegung von Glasfaserinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Methode zur Verlegung von
Glasfaserinfrastruktur nach Auffassung der Bundesregierung am
geeignetsten ist, um einen kostengünstigen und flächendeckenden Ausbau
der Glasfaserinfrastruktur in Deutschland zu gewährleisten, möchte die
FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/17432) erkundigen
sich die Liberalen auch nach den von der Bundesregierung geplanten
Maßnahmen, um die Akzeptanz alternativer Verlegemethoden zu steigern.
Gefragt wird auch, ob die Bundesregierung die Etablierung und
Gleichstellung alternativer Verlegeverfahren in den Allgemeinen
Technischen Bestimmungen für die Benutzung von Straßen durch Leitungen
und Telekommunikationslinien plant.

 * 

4. AfD fragt nach verzögerten BVWP-Projekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Projekte der Bundesverkehrswegepläne (BVWP)
1992 bis 2030 bis heute aufgrund von beispielsweise Klagen oder
Grunderwerb verzögert oder nicht umgesetzt wurden, möchte die AfD-
Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/17416) erkundigen sich
die Abgeordneten bei der Bundesregierung auch nach Projekten, deren
Kosten-Nutzen-Analyse negativ ausgefallen ist, die aber aufgrund
politischer Entscheidungen dennoch umgesetzt worden sind. Für
Projekte, bei denen die Kosten-Nutzen-Analyse positiv ausgefallen ist,
die aber aufgrund politischer Entscheidungen nicht umgesetzt worden
sind, interessiert sich die AfD ebenfalls. Gefragt wird außerdem nach
der durchschnittlichen Planungsdauer vor dem Baubeginn bei den
Verkehrsträgern Straße, Schiene und Wasserstraße.

 * 

5. Verhandlungen mit Luxemburg

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Verhandlungen mit Luxemburg über
Ausgleichszahlungen an rheinland-pfälzische Kommunen erkundigt sich
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17440). Dabei geht es um
etwa 30.000 Personen aus rheinland-pfälzischen Landkreisen, die in
Luxemburg arbeiten und dort Einkommensteuer bezahlen, öffentliche
Dienstleistungen jedoch in Rheinland-Pfalz in Anspruch nehmen. Die
Abgeordneten wollen wissen, welche Zielsetzungen bei den Verhandlungen
verfolgt werden sollen.

 * 

6. Zusammenarbeit mit Wirtschaftskanzlei

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Zusammenarbeit der Bundesregierung mit
Deutschlands führender Wirtschaftskanzlei Freshfields Bruckhaus
Deringer erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/17444). Thematisiert wird darin, dass sich die Kanzlei
einer Reihe von Vorwürfen der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt im
Hinblick auf den Cum-Ex-Skandal ausgesetzt sehe. Die Bundesregierung
soll unter anderem angeben, in welcher Höhe und für welche
Dienstleistungen seit 2013 Aufträge an diese Kanzlei vergeben worden
seien.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9568: Heute im Bundestag Nr. 259 - 09.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 259

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. März 2020, Redaktionsschluss: 13.05 Uhr

1. Linke für Pflegepersonalbemessung

2. Auswirkung der Null- und Negativzinsen

3. Cyberangriffe auf das Finanzministerium

4. Stilllegung von Bahnstrecken in Sachsen

5. FDP fragt nach Schiffsflotte des Bundes

6. Umsetzung des Gesamtkonzeptes Elbe



1. Linke für Pflegepersonalbemessung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion fordert eine veränderte
Pflegepersonalplanung in Krankenhäusern. Der Paradigmenwechsel in der
Krankenhausfinanzierung, der mit der Herauslösung der
Pflegepersonalkosten aus den Fallpauschalen eingeleitet worden sei,
müsse mit der Einführung einer bedarfsgerechten Personalbemessung
fortgesetzt werden, heißt es in einem Antrag (19/17544) der Fraktion.

Die Abgeordneten fordern konkret die Einführung des neuen Instruments
zur Bemessung des Pflegepersonalbedarfs in Krankenhäusern (PPR 2.0).
Es sei von der Gewerkschaft ver.di, der Deutschen
Krankenhausgesellschaft (DKG) und dem Deutschen Pflegerat (DPR)
gemeinsam entwickelt und erprobt worden und stelle einen erheblichen
Fortschritt zu den bisherigen Regelungen dar.

Die Einführung der PPR 2.0 sollte zum Jahresbeginn 2021 ermöglicht
werden. Die vollständige Refinanzierung der Pflegepersonalkosten müsse
dabei sichergestellt werden.

Zudem sollten die maßgeblichen Akteure beauftragt werden, Instrumente
zur Personalbemessung für die Intensivmedizin und Pädiatrie zu
entwickeln. Ferner müsse sichergestellt werden, dass die
Pflegepersonaluntergrenzen in der Intensivmedizin erst aufgehoben
würden, sobald sie durch das Personalbemessungsinstrument ersetzt
werden könnten.

 * 

2. Auswirkung der Null- und Negativzinsen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Auswirkungen der Null- und Negativzinsen auf die
private Altersvorsorge in Deutschland macht die FDP-Fraktion zum Thema
einer Kleinen Anfrage (19/17403). Die anhaltend niedrigen Zinsen
hätten zunehmend Auswirkungen auf die private Altersvorsorge in
Deutschland, heißt es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage. So
würden immer mehr Lebensversicherungsgesellschaften kein Neugeschäft
mehr betreiben oder hätten sogar begonnen, Teilbestände an
Abwicklungsplattformen zu übertragen. Die Bundesregierung soll
angeben, wie viele Personen in Deutschland eine kapitalbildende
Lebensversicherung haben und bei wie vielen Versicherungsnehmern der
ursprüngliche Versicherer inzwischen nicht mehr der Vertragspartner
ist. Außerdem wird nach Gewinnbeteiligungen und Zinszusatzreserven
gefragt. Ein weiteres Thema sind Riester-Verträge.

 * 

3. Cyberangriffe auf das Finanzministerium

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Cyberangriffe auf das Bundesfinanzministerium
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/17369). Die
Bundesregierung soll angeben, ob das Finanzressort ein potenzielles
Angriffsziel ist und welche Datenbanken und Informationen als
schutzbedürftig gelten. Außerdem geht es um die Frage, ob Datensätze,
die Deutschland im Rahmen des internationalen Informationsaustausches
über Finanzkonten an andere Länder übermittelt, Ziel von
Cyberangriffen geworden sind.

 * 

4. Stilllegung von Bahnstrecken in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stilllegung und Wiederbelebung von Bahnstrecken in
Sachsen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/17438). Die Abgeordneten möchten von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Streckenkilometer Bahnstrecke in Sachsen
seit 1990 stillgelegt wurden, wann dies geschah und welche Strecken
entwidmet - also von Eisenbahnbetriebszwecken freigestellt wurden.
Welche Wiederinbetriebnahmen von Strecken die Bundesregierung
befürwortet, interessiert die Linksfraktion ebenfalls. Gefragt wird
auch nach Gesprächen zwischen der Bundesregierung und der sächsischen
Staatsregierung hinsichtlich der Wiederinbetriebnahme stillgelegter
Bahnstrecken.

 * 

5. FDP fragt nach Schiffsflotte des Bundes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Rolle des Bundes als "öffentlicher Auftraggeber
und Reeder bundeseigener Schiffe" thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/17404). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie sich die Flotte des Bundes
und dessen untergeordneten Behörden in den vergangenen 20 Jahren
entwickelt hat und in welchen Bundesministerien oder untergeordneten
Behörden Neuanschaffungen und Ersatzneubauten ausgeschrieben wurden.
Gefragt wird auch, wie viele Schiffe und Wasserfahrzeuge der Bund
aktuell zusätzlich chartert und welche Kosten dadurch entstehen.

 * 

6. Umsetzung des Gesamtkonzeptes Elbe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem aktuellen Zeitplan zur Umsetzung des
Gesamtkonzeptes Elbe erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/17431). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie der aktuelle Stand der Sohlerosion der Elbe
auf ihren verschiedenen Abschnitten ist. Gefragt wird auch, ob die
Regierung die Auffassung der AfD teilt, "dass es wirtschaftlicher
wäre, weitere Staustufen, insbesondere in Sachsen-Anhalt, zu bauen".
Ob nach Kenntnis der Bundesregierung auf tschechischem Territorium
ebenfalls der Bau von weiteren Staustufen geplant oder im Gange ist,
interessiert die Fraktion ebenfalls.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/347: Mehr Qualität in der dualen und vollzeitschulischen Ausbildung (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. März 2020

GEW und EJSA: "Mehr Qualität in der dualen und vollzeitschulischen
Ausbildung - Ausbildungsgarantie für alle jungen Menschen!"

Bildungsgewerkschaft und Evangelische Jugendsozialarbeit zur "Integrierten
Ausbildungsberichterstattung"



Frankfurt a.M. - Für mehr Qualität in der Ausbildung machen sich die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und die
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit (BAG EJSA) mit
Blick auf die heute veröffentliche "Integrierte
Ausbildungsberichterstattung" des Statistischen Bundesamtes stark. "Die
Zahl der Anfänger in der Berufsausbildung ist mit 730.000 gegenüber dem
Vorjahr leicht gestiegen. Im bislang wenig beachteten Gesundheits-,
Erziehungs- und Sozialwesen haben allein 186.000 junge Menschen eine
vollzeitschulische Ausbildung aufgenommen. Das bedeutet einen Anstieg von
gut 30 Prozent gegenüber 2005. Deshalb müssen diese nicht dualen Berufe
dringend aufgewertet werden", sagte Ansgar Klinger, für Berufliche Bildung
und Weiterbildung verantwortliches GEW-Vorstandsmitglied, am Freitag in
Frankfurt a.M. Die Zahl der Anfänger in dualen Berufen sei hingegen mit gut
492.000 leicht gesunken. Klinger betonte, dass die Abbrecherquote in der
Ausbildung bei mehr als 25 Prozent liege, in einigen Berufen sogar bei über
50 Prozent. "Das sind Fehlentwicklungen, die ein genaues Überprüfen der
Ausbildungsqualität erfordern. Diese Zahlen müssen Konsequenzen haben, wenn
man die berufliche Bildung stärken will", unterstrich der
GEW-Berufsbildungsexperte.

Die Zahl der Studienanfänger sei mit knapp 512.000 gegenüber dem Vorjahr
geringfügig gesunken. Das dürfe aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass
dieser Sektor am stärksten gewachsen sei: seit 2005 um knapp 40 Prozent.
"Das ist kein Beleg dafür, dass berufliche Abschlüsse entwertet werden",
sagte der Gewerkschafter. Diese Entwicklung sei mit dem individuellen
Wunsch der Lernenden nach gesellschaftlichem Aufstieg zu erklären. Hier
seien vor allem die Arbeitgeber gefordert, klare Beschäftigungs- und
Aufstiegsperspektiven für beruflich Qualifizierte zu bieten und die
berufliche Ausbildung attraktiver zu gestalten.

"In der Debatte um die Zukunft der Ausbildung dürfen wir nicht aus dem
Blick verlieren, dass mehr als 2,1 Millionen junge Erwachsene zwischen 20
und 34 Jahren keinen Berufsabschluss haben - Tendenz weiterhin steigend.
Das ist ein Skandal ersten Ranges. Wir brauchen eine verlässliche Förderung
und Begleitung für junge Menschen am Übergang in den Beruf - und dringender
denn je eine Ausbildungsgarantie", betonte die Vorstandsvorsitzende der BAG
EJSA, Christiane Giersen. Nachdem die Zahl der jungen Menschen im
sogenannten "Übergangsbereich" bis 2013 auf gut 250.000 gesunken sei, liege
sie nach einem Anstieg auf knapp 274.000 im Vorjahr weiterhin noch bei gut
255.000. "Junge Menschen mit besonderem Förderbedarf brauchen passgenaue
und verlässliche Unterstützung in der zentralen biografischen Phase des
Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf. Dazu müssen
Förderinstrumente wie die Assistierte Ausbildung qualitativ gut gestaltet
werden", betonte Giersen.

Auch die Ausbildungsquote junger Geflüchteter müsse nach ersten Erfolgen
weiter verbessert werden. Bei der Bildung und Qualifizierung geflüchteter
Jugendlicher und junger Erwachsener sollten nicht nur die Betriebe, sondern
auch die berufsbildenden Schulen besser unterstützt werden, so die
Bildungsgewerkschaft und die Evangelische Jugendsozialarbeit. Ferner sei
das Deutschsprachförderkonzept des Bundes dringend nachzubessern.

Info: Die "Integrierte Ausbildungsberichterstattung" informiert für
die Bundes- und die Länderebene über die Zahl der Anfängerinnen und
Anfänger in den "Sektoren" der Berufsausbildung, im sogenannten
Übergangsbereich sowie über den Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung und
das Studium.

 * 

Quelle:
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MARKT/2285: Milchpreisverhandlungen mit Aldi in der Kritik (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 6. März 2020

Milchpreisverhandlungen mit Aldi in der Kritik

Schmal: Deshalb brauchen wir die UTP-Richtlinie!



Eine Berichterstattung der Lebensmittelzeitung "Aldi setzt Molkereien
unter Druck" vom 6. März mit einer Ankündigung des Discounters ALDI,
Preise für Milchwaren für ALDI Nord und Süd durch die Konzentration
der Nachfrage senken zu wollen, sorgt für erheblichen Unmut im
Berufsstand.

Der Vize- und Milchbauernpräsident des Deutschen Bauernverbandes,
Karsten Schmal, kritisiert dieses Vorgehen: "Wenn die
Berichterstattung so zutrifft, dann ist dieses Einkaufsverhalten ein
Paradebeispiel für den Missbrauch von Nachfragemacht und ein Fall für
das Kartellamt, das hier einschreiten muss. Bekannt ist, dass Aldi und
seine Mitbewerber jede Chance für niedrigere Einkaufspreise nutzen.
Dass man dafür sogar auch das Corona-Virus als Vorwand nutzt, ist eine
neue Qualität. Diese Angelegenheit zeigt aber vor allem, dass die
Richtlinie über unlautere Handelspraktiken notwendig war und nun
dringend national umgesetzt werden muss, und zwar weitgehender und
strenger als die EU vorgibt. Wir stellen außerdem fest, dass die
Unternehmen des Lebensmittelhandels ihre Marktmacht nur dann
ausspielen können, wenn es Molkereien gibt, die auch mitspielen. Die
Milchbauern haben in den vergangenen Monaten deutlich weniger
Milchgeld erhalten, als es der Markt hergab."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2020
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ASYL/1458: Koalitionsentscheidung - Beschämende Kleingeistigkeit statt Solidarität und Humanität (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - 9. März 2020

Koalitionsentscheidung: 

Beschämende Kleingeistigkeit statt Solidarität und Humanität



Ungeachtet der zahlreichen Demonstrationen für Solidarität und Humanität,
der massiven Proteste der Kirchen sowie der erklärten Aufnahmebereitschaft
vieler Kommunen hat sich die Bundesregierung nun für die kleinstmögliche
Reaktion auf die humanitäre Krise an der europäischen Außengrenze
entschieden. Schon in der vergangenen Woche hatten die Regierungsfraktionen
(gemeinsam mit FDP und AfD) im Bundestag einen Antrag der Grünen abgelehnt,
zumindest 5.000 Kinder sofort aus den Lagern auf den griechischen Inseln
aufzunehmen (siehe das Plenarprotokoll, ab S. 74 [1]).

Nun hat der Koalitionsausschuss entschieden, im Rahmen einer "europäischen
Lösung" und zu einem völlig unklaren Zeitpunkt maximal 1.000 bis 1.500
Kinder aus den griechischen Elendslagern herausholen zu wollen. Das ist ein
beschämendes Ergebnis. Mitnichten handelt es sich um einen Beitrag zur
Lösung der Krise von Humanität und Menschenrechten an den EU-Außengrenzen.
Vielmehr wird die Abschottungspolitik mit einem humanitär wirkenden Placebo
flankiert: Das begrenzte Kontingent, über das erst einmal EU-intern
verhandelt werden soll, verdeutlicht, dass die Bundesregierung die
humanitäre Notlage für zehntausende Menschen auf den griechischen Inseln
zementiert wissen will. Denn niemand sonst soll aufgenommen werden, nicht
einmal Jugendliche, schwangere Frauen oder alte Männer. Und nicht einmal
alle unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge würde das Kontingent
abdecken. Allein auf den griechischen Inseln harren mehrere Tausend unter
katastrophalen Bedingungen aus.

Dabei befürworten nach einer Umfrage von Infratest dimap 57 Prozent der
Befragten, dass die Menschen auf der Flucht die türkisch-griechische Grenze
überqueren dürfen und dann auf EU-Staaten verteilt werden. Die
Aufnahmebereitschaft ist in Deutschland also vorhanden. Was fehlt, ist der
politische Wille.

Zugleich schweigt die Bundesregierung zur Gewalt und zu den massiven
Menschenrechtsverletzungen an den Außengrenzen. Vielmehr sichert sie
Griechenland ihre "Unterstützung und Solidarität" beim "Schutz" der
Außengrenzen zu. Angesichts der offenen Gewalt und Rechtsbrüche der
griechischen Behörden lässt sich das nur so verstehen, dass diese
Unterstützung auch für Tränengasattacken auf Menschen, Schüsse an der
Grenze, Abdrängen von Schlauchbooten mit Schutzsuchenden und das Aussetzen
des Asylrechts gilt.

Auch die aktuelle Stellungnahme des niedersächsischen Innenminister Boris
Pistorius wirft Fragen auf. Wenn Pistorius zum "Schutz der europäischen
Außengrenzen" bereit ist, "weitere Polizistinnen und Polizisten als
Unterstützung für Frontex nach Griechenland abzustellen", müsste er
zunächst die Frage beantworten, wie er gewährleisten will, dass
Rechtsbrüche und Verletzungen von Menschenrechten verhindert werden.
Angesichts der Gewalt der griechischen Behörden muss die niedersächsische
Landesregierung die Unterstützung von Frontex in Griechenland durch eigene
Polizeibeamt_innen umgehend einstellen und nicht noch mehr Beamt_innen
entsenden.

Die Überbetonung von vorgeblich notwendiger "Ordnung" und "Kontrolle" lädt
die "Grenze" als gefährlichen und zu schützenden Raum auf. Dabei wäre viel
eher zu fragen, warum Menschen in einer humanitären Notlage überhaupt
kontrolliert und reglementiert werden müssen. So aber erscheinen Menschen
auf der Flucht nicht als Schutzbedürftige, sondern als diejenigen, die
Unordnung bringen, Chaos verursachen, Stabilität gefährden, mithin also
eine Bedrohung darstellen, die möglichst minimiert werden müsse.

Diese vermeintliche Bedrohungslage dient dann als Rechtfertigung von Gewalt
an den Grenzen - einerseits auf Seiten der europäischer Regierungen,
andererseits auf Seiten rechtsextremer Mobs. In der Nacht zum Sonntag
wurden die Schule und weitere Gebäude von One Happy Family, dem
Gemeinschaftszentrum der gleichnamigen schweizerischen NGO für Geflüchtete
auf Lesbos, niedergebrannt.

Angesichts des Unwillens der Bundesregierung zu handeln, liegt es nun an
den Bundesländern, schnell die Aufnahme von Schutzsuchenden aus
Griechenland umzusetzen. Hierfür haben die Bundesländer nach einem
aktuellen Gutachten die eigenständigen rechtlichen Kompetenzen. Ein
Einverständnis mit der Bundesregierung benötigen sie nicht. Gefragt ist nun
also eine engagierte, sich kompromisslos für Menschenrechte und das Recht
auf Asyl einsetzende Politik auf Landesebene.


Anmerkung:

[1] http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19148.pdf

 * 
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HERRSCHAFT/1873: USA - Demokratenzwist ... (SB)



Auf einer Wahlkampfveranstaltung des demokratischen Präsidentschaftskandidaten
Bernie Sanders am 5. März entrollt ein Nazi die Fahne des deutschen Faschismus -
das schwarze Hakenkreuz auf weißem Kreis vor rotem Hintergrund. Die Eltern des
1941 in Brooklyn geborenen Sanders entstammen beide dem osteuropäischen
Judentum. Der in Galizien gebürtige Elias Ben Yehuda Sanders wanderte 1921 in
die USA ein, seine Mutter Dorothy Sanders war als Kind aus Rußland in die USA
eingewanderter jüdischer Eltern ebenfalls in der Tradition desjenigen Teils des
europäischen Judentums aufgewachsen, das am meisten von der systematischen
Vernichtungspolitik des NS-Regimes betroffen war. Zahlreiche Verwandte beider
Elternteile waren im Holocaust ermordet worden, was maßgeblich zur frühen
Politisierung des in den bescheidenen Verhältnissen einer New Yorker
ArbeiterInnenfamilie aufgewachsenen Politikers und Gewerkschafters beitrug.

Der antisemitische Affront fand in deutschen Medien, wenn überhaupt, nur wenig
Beachtung, obwohl über den Nominierungswahlkampf der US-Demokraten regelmäßig
berichtet wird. Doch Bernie Sanders scheint den JournalistInnen in der
Bundesrepublik nicht ganz geheuer zu sein. Im Zweifelsfall dagegen - wer sich in
den USA als demokratischer Sozialist bezeichnet, kann, selbst wenn er im
deutschen Parteienspektrum in der SPD angesiedelt wäre, kaum eine Empfehlung für
die Presse eines Landes sein, dessen Allianz mit den USA als Chance wie
Bedingung zur Durchsetzung eigener imperialistischer Ambitionen begriffen wird. 
Gerade weil antisemitische Angriffe auf Bernie Sanders in den USA virulent sind,
wie CNN-Kommentator Michael Smerconish am 29. Februar mit dem Titel seines
Kommentares bewies: "Können das Coronavirus oder Bernie Sanders noch gestoppt
werden?" [1], wäre zu erwarten gewesen, daß auch diese Seite des
US-Vorwahlkampfes hierzulande Erwähnung findet. Menschen jüdischen Glaubens
unter Verweis auf ihre Herkunft der Übertragung von Infektionskrankheiten zu
bezichtigen war ein Kernelement antisemitischer NS-Propaganda [2], das weiß man
auch in den USA, wo sich CNN für den Vergleich entschuldigen mußte. 

MSNBC-Moderator Chris Matthews jedenfalls entschuldigte sich nicht dafür, den
Erfolg der Sanders-Kampagne mit der Eroberung Frankreich durch Hitlerdeutschland
1940 verglichen zu haben [3]. Nazivergleiche scheinen die Geheimwaffe der Wahl
zu sein, das dachte wohl auch MSNBC-Moderator Chuck Todd, als er die
UnterstützerInnen Sanders' als "digitale Braunhemdbrigade" in den Nazischmutz
zog [4]. Daß die Affinität konservativer Meinungsmacher in den US-Medien zum
deutschen Faschismus groß zu sein scheint, könnte auch ganz andere
Schlußfolgerungen nahelegen, die mehr mit den UrheberInnen solcher Angriffe und
weniger mit dem möglichen Trump-Herausforderer zu tun haben.

Mit dem auf drei BewerberInnen geschrumpften Feld - Joseph Biden, Bernie
Sanders, Tulsi Gabbard - sind die Erfolgschancen des linken Kandidaten nicht
eben gestiegen. Da die Führung der US-Demokraten vor allem das eine Ziel hat,
einen Präsidentschaftskandidaten Sanders zu verhindern, dürfte die Freude über
den Ausstieg der KandidatInnen Peter Buttigieg, Tom Steyer, Amy Klobuchar,
Michael Bloomberg und Elizabeth Warren dort ungeteilt sein. Vier von ihnen haben
Stimmen von Biden abgezogen, nur Warren käme tendentiell als Konkurrentin von
Sanders auf der linken Seite der Partei in Frage, so daß der erklärte Sozialist
Sanders mit seiner Anhängerschaft nun erst recht allein auf weiter Flur steht. 
In einem Land, wo das politische Attribut "liberal" mit "links" gleichgesetzt
wird und aggressiver Antikommunismus unverändert breiter Konsens ist, hat das
Parteienduopol der Republikaner und Demokraten stets verstanden, tatsächlich
linke KandidatInnen unter Gesinnungsverdacht zu stellen und auszumanövrieren.

Im Ergebnis dieser Strategie dürfte nicht wenigen Mitgliedern der Demokratischen
Partei eine Wiederwahl Trumps als das kleinere Übel erscheinen. Sanders steht im
bestenfalls bescheiden zu nennenden Feld sozialpolitischer Vorschläge seiner
Partei mit Abstand am meisten für die Interessen erwerbsarmer und mittelloser
Menschen ein. Die von ihm angestrebte Reform des Krankenversicherungssystems
öffnete das völlig überteuerte und dennoch nicht sehr leistungsfähige
Gesundheitswesen auch denjenigen, die bislang aufgrund mangelnder Versorgung
vorzeitig sterben müssen oder deren Familien obdachlos werden, weil die
Finanzierung etwa einer Krebstherapie alle vorhandenen Mittel aufzehrt.

Sanders tritt für die Abschaffung der Studiengebühren ein, die den
klassengesellschaftlichen Charakter des US-Bildungssystems begründen, weil nur
die Kinder wohlhabender Familien an die Universität gehen können, wenn sie nicht
jahrzehntelang Studienkredite abzahlen wollen. Er propagiert einen Green New
Deal, wie von der demokratischen Abgeordneten Alexandria Ocasio-Cortez
vorgeschlagen, der auch die sozialen Defizite anspruchsvoller
Klimaschutzmaßnahmen bewältigen soll. Er kritisiert das menschenfeindliche,
kleine Kinder kriminalisierende Lagersystem der US-Grenzschutzbehörde ICE ebenso
wie den brutalen und rassistischen Strafvollzug seines Landes, tritt für das
Recht auf Abtreibung und für LGBTIQ-Rechte ein, er hat sich mit Black Lives
Matter solidarisch erklärt, die Siedlungspolitik Israels kritisiert und ist ein
ausgesprochener Kritiker der aggressiven US-Außenpolitik.

All das stößt im Parteiestablishment der Demokraten auf entschiedene Ablehnung. 
Zu wissen, daß die Verhinderung eines Präsidentschaftskandidaten Sanders erstes
parteipolitisches Ziel ist, selbst wenn dafür eine zweite Amtszeit Donald Trumps
im Weißen Haus in Kauf genommen werden muß, ist der Schlüssel zum Verständnis
des US-Vorwahlkampfes. Nicht von ungefähr drängen sich Parallelen zur massiven
Bekämpfung des Labour-Chefs Jeremy Corbyn aus den Reihen der eigenen Partei auf,
was zu einer dementsprechend drastisch ausfallenden Niederlage Labours bei der
Unterhauswahl im Dezember führte. 

In den meisten Ländern agieren sozialdemokratische Parteien heute als
VollstreckungsgehilfInnen des Monopolkapitals. Es reicht nicht einmal mehr zum
Klassenkompromiß, derartiger Stillhalteabkommen bedarf es nach dem Untergang der
realsozialistischen Welt nicht mehr. So sehr SPD und andere auf eine große
Vergangenheit als Traditionslinke zurückblicken mögen, heute lautet die
Parteiräson "Überleben um jeden Preis", also auch als Instrument des
neoliberalen Wettbewerbsstaates. Bernie Sanders wiederum steht mit seinen genuin
sozialdemokratischen Positionen so weit links, daß er als Herausforderer Trumps
weit größere Erfolgschancen als Biden hätte, der in vielen Programmpunkten auf
dessen Linie liegt. Tulsi Gabbard hat faktisch keine Chance, bleibt aber im
Rennen, möglicherweise um sich auf eine nächste Kandidatur vorzubereiten. Eine
Wahl Bernie Sanders zum US-Präsident könnte gesellschaftliche Folgen zeitigen,
die den arrivierten Sozialstatus der Parteibourgeoisie kaum unbeschadet ließen. 
Daher gilt für sie auch in Zukunft, Sanders unbedingt zu verhindern.


Fußnoten:

[1] http://www.redwedgemagazine.com/online-issue/bad-moon-rising?fbclid=IwAR0L9F68om6Ji1gHKa0ItQS9WOz3vxSqqgrZob-Vrr0WUaIx5flPVkVsKIY

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1047.html

[3] https://www.huffpost.com/entry/chris-matthews-bernie-sanders_n_5e51ad62c5b629695f5b64d7

[4] https://www.mediaite.com/election-2020/sanders-campaign-erupts-on-chuck-todd-for-citing-quote-comparing-bernie-bros-to-nazis/

9. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1229: Chile - Proteste gegen Gewalt wachsen an ... (SB)



Soziale Bewegungen in Chile wurden immer von Frauen
vorangetrieben. Vor Jahrzehnten, während der Diktatur, führten Frauen
den Widerstand an - von der Organisation von Suppenküchen bis zum
Kampf für die Menschenrechte. Unsere Rolle ist auch heute noch von
zentraler Bedeutung.

Belén Calcagno (Chilenische Aktivistin aus Concepción) [1]

Am Internationalen Frauenkampftag sind in Santiago de Chile nach
Schätzungen der Polizei am Sonntag über 125.000, laut den
Organisatorinnen rund 500.000 Demonstrierende auf die Straße gegangen.
Die Menge der Protestierenden erstreckte sich nach Beobachtung von
Journalistinnen der AFP über eine Länge von vier Kilometern. Als
Demonstrierende versuchten, Barrieren rund um den Präsidentenpalast zu
überwinden, wurden sie von der Polizei mit Tränengas und Wasserwerfern
zurückgetrieben. "Wir werden heute Geschichte schreiben", hatte die
Sprecherin des Organisationsbündnisses 8M, Javiera Mani, in der
Zeitung El Mercurio angekündigt. Die Demonstrantinnen protestierten
vor allem gegen die Gewalt gegen Frauen und forderten eine
Liberalisierung des Abtreibungsrechts. Viele trugen grüne Kopftücher,
die den Kampf für das Recht auf Schwangerschaftsabbruch symbolisieren.
Sie forderten eine Stärkung der Frauenrechte in der neuen Verfassung
und zeigten an vielen Stellen die Performance "Un violador en tu
camino" (ein Vergewaltiger auf deinem Weg) der chilenischen Gruppe Las
Tesis, die in den vergangenen Monaten zur globalen Hymne der
Feministinnen geworden war. [2] Beim feministischen Generalstreik am
Montag versammelten sich landesweit sogar zwei Millionen Menschen auf
den Straßen und Plätzen.

"Un violador en tu camino" wurde erstmals am 20. Oktober 2019 in
Valparaíso aufgeführt, als Tausende Frauen vor einer Kathedrale gegen
die Gewalt an Frauen protestierten. Die chilenischen Frauen wollen so
gegen Frauenhaß und Vergewaltigung zu Felde ziehen. Die Täter werden
nicht bestraft und Frauen verschwinden spurlos. Daher singen die
chilenischen Frauen auch: "Das Patriarchat ist ein Richter, der uns
verurteilt für unsere Geburt. Und unsere Strafe ist die Gewalt, die du
jetzt siehst". Das Video wurde in kurzer Zeit weltweit geteilt, und
Frauen in zahlreichen Ländern schlossen sich dem Protest an.

Seit Beginn der massenhaften Proteste in Chile Mitte Oktober 2019 ist
es nach Angaben des Nationalen Instituts für Menschenrechte (INDH) in
einem großen und organisierten Maße zu sexuellen Übergriffen und
Vergewaltigungen von Mädchen und Frauen in Polizeigewahrsam gekommen.
Es wurden etwa 200 Fälle von sexualisierter Gewalt in Polizeiwachen
registriert. Die Fotojournalistin Albertina Martinez Burgos wurde
brutal ermordet, weil sie Fälle sexueller Gewalt von Polizisten
während der Demonstrationen dokumentierte. Am 23. November 2019 fand
man sie in ihrem Haus in Santiago de Chile. Die 38jährige war vor
ihrem Tod verprügelt worden und ihr Körper war mit Stichwunden
übersät. Ihre Kamera und der Computer waren verschwunden. Als weitere
Warnung für alle Frauen, die gegen die Regierung protestieren, wurde
Daniela Carrasco vergewaltigt, gefoltert und umgebracht. Die 36 Jahre
alte Straßenkünstlerin, bekannt als La Mimo, wurde zuletzt bei ihrer
Verhaftung durch die Polizei gesehen. Wenig später fand man sie an
einem Zaun südlich von Santiago aufgehängt. Andere Aktivistinnen
mußten ins Ausland fliehen, nachdem sie wiederholt Morddrohungen
erhalten hatten.

Seit Oktober letzten Jahres wird Chile von einem sozialen Aufstand
erfaßt, der in den größten Demonstrationen in der Geschichte des
Landes kulminierte. Die Protestwelle war von Schülerinnen und Schülern
der Mittelstufe initiiert worden, die gegen hohe Preise im Nahverkehr
zu massenhaftem Schwarzfahren aufriefen. Die Proteste weiteten sich
binnen kürzester Zeit zu landesweiten Unruhen und Streiks aus, die den
Zorn angesichts steigender Kosten in vielen Bereichen, aber bald auch
die extreme Ungleichheit und die staatliche Gewalt zur Sprache
brachten. Verschiedene Berufsverbände schlossen sich dem Protest an,
Lehrer, Krankenhauspersonal und Bergarbeiter streikten, wichtige
Verkehrsadern wurden blockiert.

Mit Beginn der Weihnachtszeit und der Sommerpause flachten die
landesweiten Demonstrationen dann zunächst etwas ab. Inzwischen hat
das neue Schuljahr und Hochschulsemester begonnen, womit für viele
Familien die Urlaubszeit endet. Seither gewinnen die sozialen Proteste
wieder an Fahrt. Am ersten Montag im März erwachte Santiago mit über
80 Barrikaden an zentralen Plätzen der Hauptstadt, die den Verkehr
weitgehend zum Erliegen brachten. Im Laufe des Tages wurden Dutzende
Schulen und Universitäten besetzt, während Tausende Menschen in allen
Teilen der Stadt die U-Bahn-Stationen übernahmen, so daß die Züge ohne
gelöste Fahrkarten benutzt werden konnten. Gegen Abend wurden weitere
Barrikaden errichtet, und vielerorts versammelten sich Menschen, um
ihrem Unmut durch das Schlagen mit Löffeln gegen Töpfe und Pfannen
Luft zu machen.

Am vorangegangenen Freitag war mit dem 24jährigen Ariel Montero
bereits das 46. Todesopfer durch Polizeigewalt zu beklagen. Die
Polizei ging massiv gegen die Protestierenden vor, am Montag schoß sie
zwei weiteren Menschen die Augen aus und in der Stadt Antofagasta nach
Angaben von Augenzeugen mit scharfer Munition auf eine junge
Demonstrantin. Dort wie auch in Concepción und Temuco kam es ebenfalls
zu Aktionen. Regionale Probleme wie Wasserknappheit, der Kampf der
Indigenen gegen Rassismus und Landraub oder die Räumung von Siedlungen
trugen zur größeren Mobilisierung bei. Im März sind weitere Proteste
gegen die Fahrpreise im Nahverkehr, das marode und privatisierte
Bildungssystem und die niedrigen Löhne zu erwarten. Soziale Bewegungen
und Initiativen gegen das Rentensystem, für sozialen Wohnungsbau oder
gegen Wasserprivatisierung haben Demonstrationen angekündigt. Zudem
geht die Kampagne für eine neue Verfassung, über die am 26. April
abgestimmt werden soll, in die heiße Phase. Vorläufiger Höhepunkt sind
jedoch der Weltfrauentag und der darauf folgende Generalstreik, die
abermals unterstreichen, daß die Kämpfe der Frauen die diversen
Strömungen des Protests anführen. [3]

So rief das Bündnis 8M (Coordinadora Feminista 8M - CF8M) zusammen mit
weiteren Organisationen zu einem "feministischen März" auf und
kündigte einen sogenannten "Mobilisierungskalender" an. Fast täglich
sind politische Aktionen geplant, und die 16 Hauptforderungen vereinen
sich unter dem Motto "Gegen die Prekarisierung des Lebens". Darin
enthalten ist die Bekämpfung von Sexismus und Rassismus im Alltag wie
auch die Verbesserung von Sozialleistungen etwa bei Wohn- und
Arbeitsrechten oder der sozialen Absicherung. Am Tag des
Generalstreiks legen Frauen ihre produktive und reproduktive Arbeit
nieder, um auch die Hausarbeit und die informelle Arbeit sichtbar zu
machen. Die feministische Bewegung hat in Chile wie auch in vielen
Nachbarländern massiven Zuwachs erfahren.

Präsident Miguel Juan Sebastián Piñera Echenique hatte zunächst
versucht, den anwachsenden Protest mit massiver Repression
niederzuschlagen. Als das Land jedoch einer Staatskrise
entgegensteuerte, da sich die sozialen Bewegungen sehr schnell
radikalisierten und weit über Tagesforderungen hinaus eine
grundsätzliche Änderung des Gesellschaftssystems forderten, täuschte
der Staatschef in einer vorgeblichen Kehrtwende plötzlich Einsicht und
Kompromißbereitschaft vor. Seither geht die Regierung doppelgleisig
vor und erfüllt dem Schein nach einige Forderungen, während die
Polizei mit unverminderter Härte zuschlägt. Nach Angaben des INDH
wurden seit Beginn der Proteste im letzten Oktober bereits 46 Menschen
getötet, rund 3.700 verletzt und mehr als 10.300 festgenommen, wobei
die Generalstaatsanwaltschaft sogar von mehr als 22.000 Festnahmen
spricht. Bei zwölf Prozent davon handelt es sich um Kinder und
Jugendliche.

Inmitten erneut anwachsender Proteste erließ Piñera Ende Februar eine
Steuerreform, die Teil der Kompromisse sei, welche die Regierung mit
der parlamentarischen Opposition ausgehandelt habe. Der Präsident
hatte mehrfach Verbesserungen in Aussicht gestellt und erklärte nun,
die Reform solle durch eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 40
Prozent die Besserverdienenden stärker belasten und darüber neue
Investitionen sowie die Umsetzung der Forderungen der sozialen
Bewegungen finanzieren. Die Reform stößt jedoch auf breite Kritik, da
sie durch mögliche vorzeitige Abschreibungen und eine explizite
Investitionsorientierung die Unternehmen und nicht die breite
Bevölkerung begünstige, während die Steuererhöhung für Besserverdiener
nur symbolisch sei. Zudem würde die Durchsetzung der Mehrwertsteuer
verstärkt, die proportional stets die ärmeren Bevölkerungsteile
stärker treffe. Während Teile der parlamentarischen Opposition von
einem Betrug sprachen, betonte die Regierung ungerührt, daß die
vorbildliche Zusammenarbeit mit der Opposition dieses Gesetzesvorhaben
ermöglicht habe. Ungeachtet der tagtäglich auf der Straße
vorgetragenen Forderung nach seinem Rücktritt erklärte Piñera: "Chile
muss heute mehr denn je diesen Geist des Dialogs, der Zusammenarbeit
und der Vereinbarungen am Leben erhalten. Die Herausforderungen, die
vor uns stehen, sind zu groß, um sich über Kleinigkeiten zu
zerstreiten." [4]

Die vom Präsidenten nicht näher ausgeführten "Kleinigkeiten" haben
dazu geführt, daß in Chile 0,1 Prozent der Superreichen 19,5 Prozent
des Gesamteinkommens und 1 Prozent 35 Prozent des Reichtums auf sich
vereinen. Daß im "ungleichsten Land der Welt" für den Rest der
Bevölkerung wenig übrigbleibt, außer diesen Reichtum für andere zu
erwirtschaften, liegt ebenso auf der Hand wie die berechtigte Sorge in
Kreisen der sechs bis acht Familien, welche die Wirtschaft des Landes
kontrollieren, daß sie von einer massenhaften sozialen Erhebung
weggefegt werden könnten.

Die Verfassung Chiles stammt noch aus der Zeit der Militärdiktatur und
wurde nach deren Ende 1990 nur graduell verändert. Die Protestbewegung
nahm die Forderung nach einer neuen Verfassung auf. Ende vergangenen
Jahres lenkte Piñera schließlich ein und legte den 26. April als
Termin eines ersten Referendums über die Ausarbeitung einer neuen
Verfassung fest. Während die Mobilisierung für dieses Vorhaben an
Schwung gewinnt, wagt sich die chilenische Rechte nach Monaten in der
Defensive aus der Deckung und hält mit einer Medienkampagne wie auch
Aktionen in der Öffentlichkeit dagegen. Dabei ist es bereits zu
Zusammenstößen zwischen den beiden Lagern gekommen. So versammelten
sich mehrere hundert Demonstranten unter chilenischen und US-Fahnen
wie auch Bildern Pinochets vor der Militärschule im Reichenviertel Las
Condes und griffen Andersdenkende mit Holzstöcken an. Zudem
beschimpften und schlugen sie Journalisten des Magazins The Clinic und
zerstörten deren Presseausweise. [5]

Es steht zu erwarten, daß die Auseinandersetzungen an Schärfe zunehmen
werden, je näher der 26. April rückt. Da nicht nur darüber abgestimmt
werden soll, ob Chile eine neue Verfassung bekommt, sondern auch wer
diese gegebenenfalls erstellen wird, bleibt der Inhalt zwangsläufig
hoch umstritten. Die Regierung legt es zweifellos darauf an, die
Protestbewegung damit auf ein Abstellgleis zu lenken und
ruhigzustellen, notfalls zahnlose Änderungen in Kauf zu nehmen, welche
die herrschenden Verhältnisse weitgehend festschreiben. Ob eine neue
Verfassung mehr als ein Befriedungsmanöver sein kann, hängt maßgeblich
vom Druck auf der Straße ab. Bislang konnte Piñera Zeit schinden und
hoffen, daß sich die Proteste irgendwann erschöpfen und sich das
veränderte gesellschaftliche Klima nicht in konkreten Umbrüchen zu
Lasten der Eliten niederschlägt. Sollten die Auseinandersetzungen auf
eine gravierende Zäsur zusteuern, steht zu befürchten, daß der
Präsident eher zur Waffengewalt greifen als seinen Platz räumen und
einem tatsächlichen Umbruch den Weg freigeben wird.


Fußnoten:

[1] www.netzfrauen.org/2020/03/08/chile-8/

[2] www.orf.at/stories/3157066/

[3] www.amerika21.de/2020/03/237888/chile-pinera-protest-maerz-schueler-unis

[4] www.amerika21.de/2020/03/237987/chile-proteste-steuerreform-pinera

[5] www.jungewelt.de/artikel/372833.proteste-in-chile-rechtes-aufbäumen.html
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FRAUEN/827: Mexiko - Tausende Frauen demonstrieren in Hermosillo gegen Feminizide (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Tausende Frauen demonstrieren in Hermosillo gegen Feminizide

Von Silvia Núñez Esquer
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(Hermosillo, 24. Februar 2020, cimac noticias) - Rund 3.000 Frauen
füllten am Sonntag den 23. Februar die Straßen der Stadt Hermosillo im
nordmexikanischen Bundesstaat Sonora. Jugendgruppen hatten auf
Facebook zu Demonstrationen aufgerufen.

Es war ein Protestmarsch, wie man ihn dort zuvor noch nicht erlebt
hat. Tausende nahmen teil und alles nur Frauen. Die jungen
Demonstrantinnen trugen Plakate, Banner und Schilder, die auf den
Anstieg an Feminiziden in Mexiko und insbesondere dem Bundesstaat
Sonora aufmerksam machten.

Der Protestmarsch nahm seinen Anfang an der Straßenecke zwischen dem
Museum und der Bibliothek der Universität von Sonora. Von dort aus
zogen die Demonstrantinnen erst den Boulevard Luis Encinas entlang in
Richtung Innenstadt und folgten dann der Straße Juárez, bis sie die
belebte Avenida Serdán erreichten.

Anschließend marschierten sie zum Rathaus, dem Palast der
Landesregierung und brachen von dort auf in Richtung der Behörden und
Institutionen, die für die Prävention und Ahndung von Gewalttaten
gegenüber Frauen zuständig sind.

Die Route führte außerdem entlang weiterer Regierungsgebäude, dem
Nationalkongress, dem Justizgebäude sowie der stellvertretenden
Staatsanwaltschaft für Feminizide und andere geschlechterspezifische
Straftaten.

Auf dem Vorplatz des obersten Gerichts kam der Protestmarsch zum
Halten. Dort verlasen die Demonstrantinnen mehrere Erklärungen und
führten eine kurze Inszenierung zum Thema Gewalt gegen Frauen auf.
Anschließend machten sie sich auf den Weg zur stellvertretenden
Staatsanwaltschaft, welche zuständig ist für Straftaten gegenüber
Frauen.


Gerichtsgebäude lässt Demonstrantinnen im Dunkeln
stehen

Dort allerdings kam es zu einem Zwischenfall, als das Personal des
Gebäudes sämtliche Lichter, außen sowie innerhalb des
Eingangsbereichs, ausschaltete. Die Demonstrantinnen wollten jedoch
ihre Erklärung weiter vortragen, welche einige Rednerinnen von ihren
Handys vorlasen, andere jedoch hatten ihren Teil der Rede auf Papier
gedruckt.

Als ihre Forderung weiter ignoriert wurde, brachten die
Protestierenden ihre Banner und Plakate oben an den Zäunen an, wie sie
es bereits bei früheren Protestmärschen gemacht hatten. Da sich das
Sicherheitspersonal weiterhin unwillig zeigte, das Licht wieder
einzuschalten und auch nicht bereit war zu erklären, warum die
Demonstrantinnen im Dunkeln stehen mussten, schalteten sie die
Taschenlampen ihrer Handys ein. Die kleinen Lichtquellen reichten
jedoch nicht aus, um die Erklärung weiter verlesen zu können, sodass
die jungen Frauen und Mädchen weiter forderten, die Lichter des
Gerichtsgebäudes einzuschalten, ebenso wie die Lampen, die
normalerweise bei Einbruch der Dunkelheit eingeschaltet werden.

Letztendlich beschloss eine kleine Gruppe der Demonstrantinnen, auf
das Gelände vorzudringen, um selbst das Licht wieder einzuschalten.
Durch den gemeinsamen Einsatz der Gruppe entfernten sie eines der
Gitter aus dem Tor. So gelangten einige Demonstrantinnen auf das
Gelände. Aufgrund der Dunkelheit konnte man nur Schatten erkennen, es
ist daher unklar, was sie im Inneren des Geländes taten.


Arbeit der Justiz lässt "zu wünschen übrig"
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Während der Kundgebung kritisierte ein Rednerin und Anwältin für
Frauenrechte, dass "die Justiz noch viel zu wünschen übrig lässt".
Tatsächlich sinkt die Zahl der Verurteilungen für Feminizide,
Sexualstraftaten und Pädophilie Tag für Tag.

Durch seine Untätigkeit trage der Staat nicht nur symbolisch, sondern
auch institutionell zum Anstieg der Gewalt gegenüber Frauen bei.
Gerade die Justizbeamtinnen müssten die nötigen Kenntnisse besitzen,
um angemessen entscheiden und urteilen zu können.

"Ingrid, Fátima und viele weiteren Frauen sind Beispiele dafür, wie
die Justiz uns im Stich gelassen hat. Es gibt keine Sicherheit für
Frauen und Mädchen, deshalb brauchen wir Personal, dass empathisch ist
und sich in die Lage der Betroffenen hineinversetzen kann", erklärte
die Rednerin.

"Gehen die Frauen in ihrer Not zum Staatsanwalt, schreit dieser sie
an. Gehen die Frauen zum Gerichtsmediziner, behandelt er sie
unfreundlich." Deshalb seien sie zu Tausenden versammelt und trügen
ihre Forderungen vor. "Ich spreche hier für die Frauen und Mädchen,
die ich verteidige", so die Anwältin.


"Warum müssen wir Frauen immer ums Überleben kämpfen?"

Eine weitere Rednerin, die ihr Gesicht mit einer Maske verdeckt hat,
las ein Gedicht vor, in dem sie alle Gewalttaten aufzählt, denen
Frauen von ihrer Geburt an ausgesetzt sind:

"Warum müssen wir uns immer verteidigen, um zu überleben?, fragte
 sie sich.


Überleben - die Enttäuschung des Vater darüber, dass du kein Junge
 bist. Überleben - den Cousin, den Onkel oder den Nachbarn, der dir
 zwischen die Beine gefasst hat, als du gerade einmal vier Jahre
 alt warst.


Überleben - den Pädophilen, der dir auf dem Schulweg aufgelauert
 hat. Überleben - die Abscheu vor dem Ersten, der vor dir auf der
 Straße masturbierte, als du neun Jahre alt warst.


Überleben - denjenigen, der dich vergewaltigt hat und ungestraft
 geblieben ist; und in derselben Straße wohnt wie du, wie immer.
 Überleben - deinen Sportlehrer in der Mittelstufe, der dir immer
 auf den Hintern geschaut hat.


Überleben - alle diejenigen, die über deinen Körper geredet haben,
 deinen Körper einfach so berührt haben. Überleben - und sich wegen
 etwas davon oder allem zusammen nicht das Leben nehmen. Und zu
 erreichen, dass dich keiner von ihnen umbringt. Und dieser Arzt,
 der dir an die Brüste gegrapscht hat. Und der andere Arzt, dich
 überall angefasst hat, und du bist trotzdem still geblieben, weil
 er eine Abtreibung durchgeführt hat.


Die Gewalt bei der Entbindung, die dich fast bei der Geburt hätte
 sterben lassen. Die Narben, die sie überall auf deinem Körper
 hinterlassen haben. Die Gewalt bei der Entbindung, die fast dein
 Kind getötet hätte. Warum müssen wir Frauen immer ums Überleben
 kämpfen?", beendete sie ihr Gedicht.



Richter und Bürgermeisterin erstatten Anzeige gegen
Demonstrantinnen

Als Reaktion auf den Protest erklärte Francisco Gutiérrez, der
Präsident des Obersten Gerichtshofes, dass die auf dem Gerichtsgelände
begangenen Aktionen, der er als "verschiedene Straftaten",
bezeichnete, strafrechtlich verfolgt werden müssten.

Die Bürgermeisterin von Hermosillo, Célida López Cárdenas, forderte
ihrerseits in einem Tweet, dass Ermittlungen eingeleitet und Strafen
verhängt werden müssten: "Die Öffentlichkeit fordert, dass diejenigen
identifiziert und gewarnt werden müssen, die für Gewalt in der
Frauenbewegung verantwortlich sind,", schrieb sie.

In Sonora wurden 117 Frauen allein im Jahr 2019 ermordet. Jedoch
wurden davon nur 41 Fälle als Feminizide eingestuft und untersucht. In
diesem Jahr 2020 zeichnet sich ein steigender Trend ab. Bereits im
Januar wurden 17 Frauen ermordet, im Februar drei. Nur zwei dieser
Taten wurden jedoch als Feminizide eingestuft.


Übersetzung: Claudia Bothe


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/tausende-frauen-demonstrieren-in-hermosillo-gegen-feminizide/
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FRAGEN/024: Auf den digitalen Spuren der Cyberkriminellen (idw)

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 06.03.2020

Auf den digitalen Spuren der Cyberkriminellen

FAU-Strafrechtler Prof. Dr. Safferling über IT-Forensik und
Strafprozessrecht



Ob durch Uhren, Stromzähler, E-Reader, Messenger-Dienste oder ganz
klassisch den USB-Stick: Wir hinterlassen in unserem Alltag viele Daten,
die im Falle eines Verbrechens eine wichtige Rolle spielen könnten. Doch
welche sind für die Strafverfolgung wichtig und welche Konsequenzen hat
die zunehmende Digitalisierung für unsere Gesetze? Am Mittwoch, 18. März,
um 10 Uhr, findet im Wassersaal der Orangerie der Erlanger Cybercrime Tag
zum Thema "IT-Forensik und Strafprozessrecht" statt. Organisiert wird die
Veranstaltung von Prof. Dr. Christoph Safferling, Lehrstuhl für
Strafrecht, Strafprozessrecht, Internationales Strafrecht und Völkerrecht
der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU). Wir haben mit
ihm über IT-Forensik, digitale Spuren und die neuen Herausforderungen, vor
denen das Strafprozessrecht steht, gesprochen.


Die Informationstechnik hat unser Leben durchdrungen - genauso wie die
Cyberkriminalität. Wie kommen Ermittlerinnen und Ermittler
Cyberkriminellen auf die Schliche?

Die Ermittlerinnen und Ermittler der Bundes- und Landespolizeien sowie die
Staatsanwaltschaften bemühen sich, mit der technischen Entwicklung Schritt
zu halten. Das äußert sich zunächst in technischer Aufrüstung. So werden
ständig neue technische Ermittlungswerkzeuge, wie zum Beispiel spezielle
Software, entwickelt, um sich den neuen Herausforderungen durch
Cyberkriminalität zu stellen. Auch mein Lehrstuhl war und ist hier an
verschiedenen Forschungsprojekten beteiligt, in denen in
interdisziplinärer Zusammenarbeit an neuen Lösungen gearbeitet wird. Die
digitale Aufrüstung äußert sich auch personell. So werden auf allen Ebenen
des Polizeidienstes vermehrt sogenannte Cybercops, also Polizeikräfte mit
einer Zusatzausbildung im Bereich IT-Forensik und Bekämpfung der
Cyberkriminalität, sowie IT-Forensikerinnen und -Forensiker eingestellt.
Teilweise sind diese auch an der FAU ausgebildet worden. Schließlich wird
zudem auf institutioneller Ebene viel getan. So werden sowohl auf
Bundesebene - dort vor allem innerhalb des Bundeskriminalamts - als auch
auf Ebene der Länder spezielle Ermittlungseinheiten für den Bereich der
Cyberkriminalität gebildet. In Bayern ist hier die Zentralstelle
Cybercrime Bayern zu nennen, die seit fünf Jahren in Bamberg für ganz
Bayern Cyberermittlungen übernimmt.

Welche "digitalen Spuren" hinterlassen Cyber-Straftäterinnen und
-Straftäter und wie können sie für die Strafverfolgung genutzt werden?

Zunächst werden "digitale Spuren" nicht nur von Cyber-Straftäterinnen und
-Straftätern hinterlassen. Die Informationstechnik ist heute so
allgegenwärtig, dass es kaum noch (größere) Strafverfahren ohne digitale
Beweismittel gibt. Zum Beispiel können bei einer Massenschlägerei in einer
Diskothek die in sozialen Medien kursierenden Bilder und Videos des
Tatabends Aufschluss über mögliche Mittäterinnen und -täter geben.

Durch die Digitalisierung nahezu aller Lebensbereiche erzeugen Menschen
und damit auch Tatverdächtige, Geschädigte sowie Zeuginnen und Zeugen
eines Strafverfahrens pausenlos Daten über sich selbst und ihre
Aktivitäten. Durch neuere Entwicklungen wie das Internet-of-Things und
Wearables erzeugen jedoch auch "alltägliche" Geräte wie Uhren,
Stromzähler, Kühlschränke, Fernseher und E-Reader Daten über die, die sie
nutzen. Besonders interessant für Ermittlerinnen und Ermittler sind in
diesem Zusammenhang natürlich auch die Daten von Home-Assistenzprogrammen
wie zum Beispiel Alexa. Daneben speichern Menschen auch bewusst Daten über
ihre Aktivitäten, die später in Strafverfahren relevant werden können. So
gehört die Auswertung von Chat-Protokollen aus Messenger-Diensten, aus
elektronischen Terminkalendern und von Speichermedien wie Festplatten,
USB-Sticks und Spielekonsolen bereits zum Standard-Repertoire bei der
Ermittlung. Aus technischer Sicht ergeben sich hier verschiedene
Herausforderungen wie zum Beispiel das Knacken von Verschlüsselungen oder
die Auswertung von großen Datenmengen.

Vor welchen zukünftigen Herausforderungen steht das Strafverfahrensrecht
dabei?

Die deutsche Strafprozessordnung ist bereits etwas in die Jahre gekommen.
Mit den technischen Entwicklungen durch die Gesetzgebung mitzuhalten oder
eine an die modernen Verhältnisse angepasste Auslegung zu erarbeiten, ist
nicht einfach. Im Beweisrecht haben sich, anders als in anderen
technischen Bereichen wie beispielsweise der DNA-Analyse oder der
automatisierten Geschwindigkeitsmessung, dem "Blitzer", im
Ordnungswidrigkeitenverfahren, für den Bereich der IT-Forensik noch keine
Standards entwickelt, an denen sich die Rechtsprechung orientieren kann.
Das ist insbesondere dann ein Problem, wenn die Ermittlerinnen und
Ermittler die Programme, mit denen sie Daten auswerten, selbst nicht
verstehen. Dies liegt zum einen daran, dass die kommerziellen Anbieter
solcher Programme die Funktionalität und den Quellcode ihrer Software aus
wirtschaftlichen Interessen heraus geheim halten. Zum anderen gibt es aber
im Bereich des maschinellen Lernens bis hin zur künstlichen Intelligenz
auch Programme, deren Funktionalität nicht einmal die Entwicklerinnen und
Entwickler mehr im Einzelnen voraussehen oder beschreiben können. Das sind
völlig neue Herausforderungen, denen sich das Strafverfahrensrecht stellen
muss. Häufig ist es aber auch viel banaler: Bereits die Kommunikation
zwischen IT-Forensikerinnen und -Forensikern als Sachverständige im
Strafverfahren und den verfahrensbeteiligten Juristinnen und Juristen
gestaltet sich schwierig. Dies beginnt schon bei der Formulierung eines
präzisen Untersuchungsauftrags durch die Staatsanwaltschaft oder das
Gericht und wirkt in der Hauptverhandlung fort. An diesen und anderen
Fragen forschen wir interdisziplinär im Rahmen des DFG-Graduiertenkollegs
"Cyberkriminalität und Forensische Informatik" an der FAU.

Welche Konsequenzen hat die wachsende Cyberkriminalität für unsere
Gesetze?

Auch das materielle Strafrecht hinkt den technischen Entwicklungen
hinterher. Dabei sollten aber gesetzgeberische Schnellschüsse vermieden
werden. Nicht immer bringt die Schaffung neuer Strafgesetze etwas im Kampf
gegen die Kriminalität. Freiheitsräume dürfen auch nicht zu sehr
eingeschränkt werden. Beispiele hierfür sind die Diskussion um den
digitalen Hausfriedensbruch und die Kriminalisierung der Betreiberinnen
und Betreiber von Darknet-Plattformen. Bislang scheinen jedenfalls die
bestehenden Gesetze hier ausreichend zu sein, um die Täterinnen und Täter
zu bestrafen. Dies wurde unlängst bei der Verurteilung des Betreibers der
Plattform "Deutschland im Deep Web" deutlich. Hier hatte der Attentäter
des Olympia-Einkaufszentrums in München seine Waffe erstanden.
Problematisch ist häufiger eher die Durchsetzung bestehender Gesetze
gerade bei Massendelikten wie zum Beispiel der Verbreitung von Ransomware
oder anderer Schadsoftware. Dort scheitert die Strafverfolgung nicht an
der Gesetzeslage, sondern an den technischen Schwierigkeiten, die
Täterinnen und Täter aufzuspüren. Da wir aus der Kriminologie wissen, dass
häufig nicht die Höhe der Strafe, sondern die
Entdeckungswahrscheinlichkeit potenzielle Täterinnen und Täter von der
Begehung von Straftaten abschreckt, scheint mir der dringendere
Handlungsbedarf im Bereich der Ermittlungen zu liegen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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KIRCHE/2262: Flüchtlingsbeauftragter der Deutschen Bischofskonferenz reist nach Marokko (DBK)

Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 09.03.2020

Flüchtlingsbeauftragter der Deutschen Bischofskonferenz reist nach
Marokko 



Der Vorsitzende der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz
und Sonderbeauftragte für Flüchtlingsfragen, Erzbischof Dr. Stefan Heße
(Hamburg), reist heute (9. März 2020) nach Marokko. Bis Freitag (13. März
2020) wird er sich dort über die Situation von Flüchtlingen und Migranten
informieren.

Zu Beginn seiner Reise erklärte er: "In Marokko kommen unterschiedliche
Facetten von Migration und Flucht zusammen. Es ist Herkunfts-, Transit- und
Zielland von Wanderungsbewegungen. Viele Flüchtlinge versuchen, sich nach
Europa durchzuschlagen. Doch die Grenze zu Spanien wird, teilweise mit
hartem Einsatz von Gewalt, bewacht und der Weg über das Mittelmeer endet
für viele auf tragische Weise tödlich. Die Frage, wie wir zu einer
Verantwortungsteilung kommen, wird mich bei meiner Reise begleiten."

2019 lebten etwa 10.000 registrierte Flüchtlinge in Marokko, mehrheitlich
aus Syrien, Kamerun und Jemen. Daneben gibt es mehrere Zehntausend
Migranten, die aus der Subsahara-Region in das Land gekommen sind. Für die
meisten dieser Menschen ist Marokko nur Transitland. Marokko wird aber auch
mehr und mehr zu einem Zielland für Migranten und muss erst lernen, mit
dieser Entwicklung umzugehen.

Die Themen Migration, Flucht und Rückkehr stehen im Fokus der Reise von
Erzbischof Heße. Die dortige katholische Kirche, die weniger als 0,1
Prozent der Bevölkerung ausmacht, engagiert sich in der Begleitung und
Unterstützung von Migranten und Flüchtlingen. Erzbischof Heße wird mehrere
Gespräche mit kirchlichen Verantwortungsträgern führen, etwa mit Kardinal
Cristobal Lopez Romero (Rabat), dem Apostolischen Nuntius in Rabat,
Erzbischof Vito Rallo und mit Repräsentanten von Caritas Marokko. Ebenfalls
ist der Besuch des Caritas-Erstaufnahmezentrums für Migranten geplant.

Erzbischof Heße wird außerdem Gelegenheit haben, sich mit dem
Geschäftsträger der Deutschen Botschaft, Wolf-Henning Joachim Grundies, und
mit dem UNHCR-Repräsentanten, François Reybet-Degat, auszutauschen. Fragen
der Integration von Rückkehren werden mit der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und der Marokkanischen Agentur für
Arbeit (ANAPEC) erörtert. Ein Gespräch mit der marokkanischen Ministerin
für Migrationsangelegenheiten, Nezha El Ouafi, ist vorgesehen.

In Nador, an der Grenze zur spanischen Exklave Melilla gelegen, wird sich
Erzbischof Heße mit Migrations-Fachleuten der Erzdiözese Tanger treffen und
verschiedene örtliche Projekte in Augenschein nehmen. Zum Abschluss der
Reise sind Gespräche mit dem Direktor der temporären Aufnahmezentren (CETI)
in Melilla sowie mit Menschenrechtsexperten des spanischen 
Jesuiten-Flüchtlingsdienstes und lokaler Nichtregierungsorganisationen geplant.

 * 
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STANDPUNKT/114: Massenmorde an Juden vertuscht - Vatikan öffnet Geheimarchiv über Papst Pius XII. (Gerhard Feldbauer)

Papst Pius XII. war stets ein Schutzherr des Faschismus

Die Hauptanklage gegen ihn lautet, die ihm bekannt gewordenen Massenmorde an den Juden vertuscht zu haben

Jetzt hat der Vatikan das Geheimarchiv über ihn der Öffentlichkeit geöffnet

Von Gerhard Feldbauer, 5. März 2020



Papst Pius XII., das ist dokumentarisch belegt, hat in Italien und
Deutschland als damaliger Kardinalstaatssekretär aktiv dazu
beigetragen, den an die Macht gekommenen Faschismus zu festigen. Seit
dem 2. März 1939 bis zu seinem Tod am 9. Oktober 1958 hat er als Papst
die ihm bekannt gewordenen Massenmorde an den Juden vertuscht, nach
1945 Zehntausenden Kriegsverbrechern zur Flucht verholfen und in
Italien den Faschismus über seine Niederlage hinweggerettet. Nun hat
der Vatikan seit dem 2. März die seit mehr als sechs Jahrzehnten
geheim gehaltenen Dokumente über seine Amtszeit freigegeben. Es soll
sich um Millionen Dokumente handeln. Ob sie vollständig sind, wird
sich erweisen. Die Forscher werden jedenfalls mit brisanten Tatsachen
konfrontiert werden. Im Folgenden dazu die Wichtigsten.

Knapp sechs Monate nach Hitlers Machtantritt schlossen der Vatikan und
die Hitlerregierung ein Reichskonkordat. Bei dessen Ausarbeitung
führte auf Seiten des Vatikans Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli
(der spätere Papst Pius XII.) die Feder und unterzeichnete es am
20. Juli 1933 im Vatikanstaat mit Hitlers Vizekanzler Franz von Papen.
Papst Pius XI. hatte bereits am 12. April 1933 von Papen zusammen mit
Reichsminister Hermann Göring, dem zweiten Mann an der Spitze der
Nazipartei, in Privataudienz empfangen. Pius XI. hatte von ihnen
"einen guten Eindruck", wie er sagte, und war glücklich zu hören, dass
"das neue Deutschland eine entscheidende Schlacht gegen den
Bolschewismus" schlage. [1] Die Präambel des Konkordats verkündete,
"die zwischen dem Heiligen Stuhl und dem deutschen Reich bestehenden
freundschaftlichen Beziehungen zu festigen und zu fördern". Für Hitler
war das Konkordat ein außerordentlicher außenpolitischer Erfolg, denn
es war der erste völkerrechtliche Vertrag, der durch den Vatikan,
einer Weltmacht, mit ihm geschlossen wurde.
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Das Konkordat verpflichtete die Geistlichen, an allen Sonn- und
Feiertagen im Anschluss an den Hauptgottesdienst für "das Wohlergehen"
Hitlerdeutschlands zu beten und die Bischöfe dazu, "Vor Gott und auf
die heiligen Evangelien" zu schwören, "die verfassungsmäßig gebildete
Regierung zu achten und von meinem Klerus achten zu lassen." Das
bescheinigte dem Hitlerregime entgegen der Realität, es sei
"verfassungsmäßig" gebildet worden.

In einem gemeinsamen Hirtenbrief vom 8. Juni 1933 begrüßten die
deutschen Bischöfe mit "großer Freude" die Erklärung der führenden
Männer des neuen Staates, dass nicht mehr "der mörderische
Bolschewismus mit seinem satanischen Gotteshass die deutsche
Volksseele bedrohen und verwüsten" dürfe. Es war geradezu eine
Zustimmung, ja Segnung der mit dem Machtantritt Hitlers begonnenen
Hetzjagd gegen Kommunisten und Sozialisten und alle, die verdächtigt
wurden, ihnen nahe zu stehen oder sich gegen die faschistische
Diktatur wandten. Darunter befanden sich auch bereits Tausende
Katholiken. Allein in Bayern saßen 2.000 Mitglieder und Anhänger der
katholischen Bayerischen Volkspartei, einschließlich ihres
Vorsitzenden Fritz Schäfer, von ihren Hirten im Stich gelassen, in
Hitlers Zuchthäusern. Kardinalstaatssekretär Pacelli hinderte das
nicht zu erklären, mit dem Reichskonkordat sei etwas Segensreiches für
die "unsterblichen Seelen" unter "Gottes gütigem Gnadenbeistand"
geschaffen worden.

Die Mehrheit der deutschen Kardinäle, Bischöfe und andere geistliche
Würdenträger überboten sich in Glückwünschen und Segnungen des
Mörderregimes. Bischof Hermann Wilhelm Berning von Osnabrück, der sich
von Göring zum Mitglied des Preußischen Staatsrates ernennen ließ,
nahm bei einem Treffen mit Hitler widerspruchslos dessen Äußerung
entgegen: "Die katholische Kirche hat die Juden 1.500 Jahre als
Schädlinge angesehen, sie ins Ghetto verwiesen. Ich gehe auf das
zurück, was man 1.500 Jahre getan hat. Ich sehe die Schädlinge in den
Vertretern dieser Rasse für Staat und Kirche, und vielleicht erweise
ich dem Christentum den größten Dienst." Als 1935 bereits der Schatten
des kommenden Weltkrieges über den Ereignissen lag, stellten sich
alle deutschen Bischöfe am 20. August hinter ihren Papst und
signalisierten dem Reichskanzler, dass Pius XI. "das moralische
Ansehen Ihrer Person und Ihrer Regierung in einzigartiger Weise
begründet und gehoben" habe. Hitler feierte das als "rückhaltlose
Anerkennung" und "unbeschreiblichen Erfolg". Es war, jubelte der
"Völkische Beobachter", eine "ungeheuerliche moralische Stärkung der
nationalsozialistischen Reichsregierung und ihres Ansehens".
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Kardinal Michael von Faulhaber gab 1936 in einer Predigt von sich,
dass "Papst Pius XI. der beste Freund, am Anfang sogar der einzige
Freund des neuen Reiches gewesen" sei. Und er betete, "Gott erhalte
unserem Volk unseren Reichskanzler". Am 7. Februar 1936 schloss er im
Münchner Frauendom eine Predigt mit den Worten: "Katholische Männer,
wir beten jetzt zusammen ein Vaterunser für das Leben des Führers".
Als das Attentat des Antifaschisten Georg Elsner im Bürgerbräukeller
am 8. November 1939 fehlschlug, schickte der Kardinal Hitler umgehend
ein Telegramm, in dem er von einem "verabscheuungswürdigen Verbrechen"
sprach und Hitler "als Ortsbischof und im Namen der bayerischen
Bischöfe wärmsten Glückwunsch für glückliche Rettung" aussprach und
Gott bat, "er möge auch ferner seinen schützenden Arm über Sie
halten".

Nach dem Überfall auf die UdSSR gingen selbst bis dahin etwas
zurückhaltendere Kirchenführer wie der Trierer Bischof Rudolf
Bornewasser in ihren Predigten auf die Ideologie der Kreuzzüge über
und verkündeten, dass "unsere Gedanken Tag und Nacht bei unseren
todesmutigen Soldaten (weilen), unsere Gebete zum Himmel (steigen),
dass Gottes Beistand mit ihnen sei zur erfolgreichen Abwehr der
bolschewistischen Bedrohung aller Völker und aller Länder, aber auch
zur Befreiung des seit 24 Jahren von der Pest des Bolschewismus
verseuchten und teils zugrunde gerichteten, in seiner Tiefe religiös
veranlagten russischen Volkes."


Das Konkordat hat Verbrechen und Verbrechern Vorschub geleistet

Der katholische Publizist Johannes Fleischer stellte zum Konkordat
und seiner Verwirklichung durch den römischen Klerus klar: "Das
Konkordat hat nach Zeitpunkt, Inhalt und offizieller bischöflicher
Interpretation Verbrechen und Verbrechern Vorschub geleistet, jede
entscheidende Opposition moralisch diffamiert, dem Naziregime die
Legitimation verliehen, sich zu den 'auf der Seite der Ordnung
stehenden staatlichen Gewalten' zu zählen (Kardinal Pacelli am
30. April 1937), und das katholische Volk von vornherein auf den Weg
ins Massengrab zur Sicherung der Hitlerdiktatur verpflichtet." [2] Der
US-amerikanische Historiker Gordon Zahn nannte die Kirche "eine
Agentur des Dritten Reiches". Im deutschen Episkopat hätten nur wenige
Bischöfe die Begeisterung für Hitler nicht geteilt und der
Judenverfolgung widersprochen, z. B. die Bischöfe Johannes Baptista
Sproll von Rottenburg und Konrad Graf von Preysing von Berlin. Über
letzteren schrieb Goebbels in seinen Tagebuchaufzeichnungen vom 21.
April 1942: "Der Bischof Preysing von Berlin betätigt sich weiter als
Hetzer gegen die deutsche Kriegsführung." [3]

In der Öffentlichkeit ist kaum bekannt, dass im Gegensatz zu Spanien
das Reichskonkordat mit Hitler in der BRD unverändert geltendes Recht
ist. Der nie von einem Parlament sanktionierte Vertrag wurde vom
Bundesverfassungsgericht 1957 bestätigt und damit für rechtsgültig
erklärt. "Das alles erweckt nicht von ungefähr den Eindruck eines
veritablen Bündnisses von Thron und Altar, respektive von Kapital und
Klerus", schrieb Ingolf Bossenz. "Die Kirche dankt für erwiesene und
künftige Wohltaten mit der Absegnung der herrschenden Verhältnisse."
Diese Wohltaten bestehen u. a. darin, dass der Staat heute in
Deutschland die beiden Großkirchen (katholische und evangelische)
jährlich mit zwischen schätzungsweise 10 bis 14 Mrd. Euro finanziert
und obendrein für sie die Steuern eintreibt. Den Gläubigen ist nicht
oder kaum bekannt, dass der Staat ebenso ihre Bischöfe und unzählige
Geistliche besoldet, Kirchentage und Priesterseminare und zahlreiche
theologische Fakultäten finanziert, zum Unterhalt ihrer Krankenhäuser
beiträgt, den Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen
einrichtet und bezahlt, und, nicht zu vergessen, dass er natürlich die
Ausgaben für die Militär- und Polizeiseelsorge wie auch für die in den
Gefängnissen trägt. [4]

Am 2. März 1939 trat Eugenio Pacelli als Pius XII. sein Pontifikat an.
In Spanien hatte mit aktiver Hilfe Hitlers, Mussolinis und des
Vatikans Franco die Volksfront der Spanischen Republik
niedergeschlagen, seine Truppen marschierten in Madrid ein, es
herrschten Terror und Verfolgung Hunderttausender. Pius XII. erste
Amtshandlung war, dem spanischen faschistischen Diktator Franco zur
Niederschlagung der Spanischen Republik ein Glückwunschtelegramm zu
schicken, in dem es hieß: "Die von Gott als wichtigster Diener der
Evangelisation der Neuen Welt und als uneinnehmbares Bollwerk des
katholischen Glaubens auserwählte Nation hat soeben den Anhängern des
materialistischen Atheismus unseres Jahrhunderts den erhabenen Beweis
dafür geliefert, dass über allen Dingen die ewigen Werte der Religion
und des Geistes stehen." Ein weiteres Glückwunschtelegramm erhielt
Hitler, dem Pius XII. "mit den besten Wünschen den Segen des Himmels
und des allmächtigen Gottes" übermittelte.

Nach 1945 wollten viele katholische Würdenträger nichts mehr von ihrer
Begeisterung für den "Führer" wissen. Kardinal Faulhaber sprang auf
den Zug der westdeutschen Zeit auf und feierte das "Sternenbanner als
Wunderzeichen der Gerechtigkeit und der Humanität". Pius XII.
höchstpersönlich erklomm den Gipfel der Heuchelei, als er Kardinal
Faulhaber "die höchste Anerkennung für seinen ausdauernden Kampf gegen
das Naziregime" aussprach.

Ein ähnlicher Heiligenschein wurde Kardinal Clemens August Graf von
Galen verliehen, der 1995 sogar selig gesprochen wurde. Sein einziges
Verdienst sei gewesen, "gegen die Tötung von Behinderten zu
protestieren", schrieb Uta Ranke-Heinemann. Er sei jedoch "keineswegs
ein Widerstandskämpfer gegen die Judenverfolgung" gewesen, sondern
"ein Antisemit und Kriegsfreund". Am 5. September 1933 unter
Hakenkreuzfahnen zum Bischof geweiht, schrieb er in seinem ersten
Hirtenbrief: "Wir wollen Gott dem Herrn für seine liebevolle Fügung
dankbar sein, welche die höchsten Führer unseres Vaterlandes
erleuchtet und gestärkt hat, dass sie die furchtbare Gefahr, welche
unserem geliebten Volk durch die offene Propaganda für Gottlosigkeit
und Unsittlichkeit drohte, erkannt haben und sie auch mit starker Hand
auszurotten suchen." Der auf den Altar gehobene Galen lobte Franco
dafür, dass der gottlose Bolschewismus in Spanien "mit Gottes und
Hitlers Hilfe besiegt" wurde. Im März 1942 pries er die siegreichen
deutschen Soldaten, deren Kampf ein Kreuzzug gegen den Bolschewismus
sei, mit dem sie Europa vor der roten Flut bewahrten. Für die
Seligsprechung Galens wurde angeführt, er habe sich gegen die
Judenvernichtung gewandt, das aber nicht öffentlich getan, weil die
Juden ihn selbst gebeten hätten, sich nicht zu äußern, "um Schlimmeres
zu verhindern". Diese Legende, die heute noch auch über "das
Schweigen" Pius XII. zur Vorbereitung von dessen Seligsprechung
verbreitet wird, hat der damalige Vorsitzende des Zentralrates der
Juden, Heinz Galinski, scharf zurückgewiesen. [5]

Das geschah zur gleichen Zeit, da unter Pius XII. im
Franziskanerkloster in Rom der vorherige großdeutsche, nunmehr nur
noch österreichische Bischof Alois Hudal, auch er ein begeisterter
Vertreter des Bündnisses des Vatikans mit dem Faschismus,
Naziverbrechern wie Eichmann und Bormann falsche Pässe zur Flucht auf
der Rattenlinie nach Südamerika ausstellte.


Die "Rattenlinie"

Bei Kriegsende 1945 fügte der Vatikan seiner Politik des Bündnisses
mit dem Faschismus eine neue Seite hinzu. Für Tausende und
Abertausende führende Faschisten organisierte er unter Pius XII. die
Flucht über die im Geheimdienstjargon "Rattenlinie" genannte Route nach
Südamerika oder beteiligte sich aktiv daran. Dazu gehörten neben
international gesuchten Kriegsverbrechern wie dem NSDAP-Reichsleiter
Martin Bormann, Adolf Eichmann, der KZ-Arzt von Auschwitz Josef
Mengele, der Kommandant der Vernichtungslager von Sobibor und
Treblinka, Franz Sprangl, und der des Ghettos in Przemysl, Josef
Schwammberger, der Führer der Ustascha-Faschisten und Chef des unter
der Okkupation Hitlerdeutschlands proklamierten "Unabhängigen Staates
Kroatien", Ante Pavelic, mit fast seinem gesamten Kabinett.

Ausgeschleust wurden deutsche und italienische Faschisten, belgische
und französische Kollaborateure, kroatische Ustascha, slowakische
Klerikalfaschisten, ungarische Pfeilkreuzler und Angehörige der
rumänischen "Eisernen Garde". Wie der argentinische Historiker Uki
Goñi Sin seinem Buch "Odessa" (Hamburg 2006) recherchierte, waren
wenigstens 300 der ausgeschleusten Faschisten bereits in Europa
abgeurteilte oder angeklagte Kriegsverbrecher. Allein etwa 50.000
Deutsche und Kroaten konnten nach Argentinien entkommen, das zur Zeit
des Faschismus in Deutschland ein Nazi-Eldorado bildete. Von den fast
40.000 dort lebenden Deutschen waren die meisten aktive Anhänger des
Hitlerregimes gewesen. Die NSDAP-Organisation in Argentinien war eine
der stärksten Auslandsorganisationen Hitlerdeutschlands und Buenos
Aires Zentrale der faschistischen Propaganda und der Spionage für ganz
Südamerika. Unter Juan Perón, einem Bewunderer Hitlers und Mussolinis,
der Argentinien von 1946 bis 1955 als Präsident regierte, wurde das
Land zu einem neuen Paradies für geflohene Nazi-Verbrecher.


Mit Hilfe der BRD

Nach der Gründung der Bundesrepublik 1949 betreute deren Botschaft in
Argentinien die geflohenen Faschisten nicht nur, sondern hatte unter
ihren Diplomaten und Mitarbeitern selbst frühere NSDAP-Mitglieder. Sie
stellten dem KZ-Arzt Mengele, der unter falschem Namen eingereist war,
unter seinem echten Namen einen Reisepass aus, mit dem er in die
Schweiz und zurück reisen konnte. Der im Oktober 1946 in Nürnberg zum
Tode verurteilte Martin Bormann besaß, als Jesuitenpriester getarnt,
auf den jüdisch klingenden Namen eines in Polen geborenen Eliezer
Goldstein ausgestellte Papiere des Vatikans mit der Unterschrift Pius
XII., mit denen er nach Brasilien gelangte. Das waren keine
Einzelfälle. [6]

Im Staatssekretariat des Vatikan leitete die Rettungsaktion Giovanni
Battista Montini. Als Ressortleiter gehörte er zur Spitze des 1943/44
gebildeten vatikanischen Geheimdienstes Pro Deo, der eng mit dem
Office of Strategic Service (OSS) und später mit seinem Nachfolger,
der CIA, zusammenarbeitete. Montini stellte OSS/CIA die Akten über
politisch aktive Priester zur Verfügung, von denen viele als Agenten
angeworben wurden. Die geheimdienstliche Zusammenarbeit zwischen CIA
und Pro Deo sowie dem Vatikan überhaupt wurde noch vertieft, als
Montini 1963 zum Papst aufstieg. In ihrem bei Erscheinen 1976 Aufsehen
erregenden Buch "Gli Americani in Italia" (Mailand 1976) belegten die
Autoren Roberto Faenza und Marco Fini, dass Ziel dieser Zusammenarbeit
war, dominierenden Positionen der Kommunisten in der künftigen
Entwicklung in Italien und einem "linken Vormarsch" entgegenzuwirken.
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Aus Kirchensicht verdient im Kampf gegen den "linken Vormarsch" - Giovanni Battista Montini, Erzbischof von Mailand und späterer Papst Paul VI., in einer Aufnahme von 1956
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Um die Verbindungen zum Vatikan zu festigen, traten führende CIA-Leute
wie James Angleton, Chef des OSS in Rom, die langjährigen
CIA-Direktoren John McCone und William Casey in den Orden der
Malteserritter ein. [7] Ihm gehörte auch der frühere Geheimdienstagent
Mussolinis Licio Gelli an, der Anfang der 70er Jahre auf Betreiben der
CIA die faschistische Putschloge und Zentrale der Spannungsstrategie
P2 gründete. [8] Zu Montinis Helfern bei der Fluchthilfe gehörte der
SS-Sturmbannführer Karl Hass, der zusammen mit dem SS-Chef von Rom,
Herbert Kappler, und dessen Stellvertreter Erich Priebke u. a. an der
Ermordung der 335 Geiseln im März 1944 in den Ardeatinischen Höhlen
bei Rom beteiligt war. Kappler und Priebke hatten Tausende
italienische Juden zur "Endlösung" in die Konzentrationslager
geschickt. [9] Eine Anzahl von Kriegsverbrechern fand, bevor sie
ausgeschleust wurden, Unterschlupf im Vatikan.

Zu den hohen katholischen Würdenträgern, die sich an der Fluchthilfe
aktiv beteiligten, gehörten Kardinal Antonio Caggiano und Bischof
Augustin Barrére (Argentinien), der österreichische Bischof Alois
Hudal, der Prälat Ference Luttor aus Ungarn. Hudal, der einen
christlichen Nationalsozialismus vertreten hatte ("Für Kirche und
Nation"), rühmte sich in seiner Autobiographie mit den Dankschreiben
Dutzender Nazis, die er "mit falschen Ausweispapieren ihren Peinigern
durch die Flucht in glücklichere Länder entrissen" habe. Die so ihrer
gerechten Strafe Entkommenen prahlten damit, wie es in einem
Dankschreiben hieß, "bis 1945 im Kampf gegen den Bolschewismus, für
Europa" gestanden und "während dieser gewaltigen Auseinandersetzung
mit dem Kommunismus" an der Front und in der Heimat "unbeugsam und
kompromisslos" ihre Pflicht erfüllt zu haben. [10]

Laut 1975 in Washington freigegebenen Aufzeichnungen von Beamten des
Finanzministeriums soll der Vatikan bei Kriegsende vom faschistischen
Ustascha-Regime in Kroatien Gold im Werte von 250 Millionen Schweizer
Franken "in Verwahrung" genommen haben. Das wurde durch Unterlagen des
OSS belegt. Die 250 Millionen stammten aus dem Vermögen von insgesamt
350 Millionen Schweizer Franken von mehreren Hunderttausend Serben,
Juden, Sinti und Roma sowie oppositionellen Kroaten, die das
Ustascha-Regime von 1941 bis 1945 umbrachte. 100 Millionen hatten
britische Truppen an der Grenze zwischen Österreich und der Schweiz
bei Kriegsende sichergestellt. Experten erinnerten sich, dass Giovanni
Battista Montini während der Rettungsaktionen für die
Ustascha-Faschisten wohl deshalb mit dem Pavelic-Vertrauten Krunoslav
Draganovic im Kloster San Girolamo in Rom extra eine "kroatische
Sektion" gebildet hatte. [11]


Den Faschismus über seine Niederlage hinweggerettet

Als im Frühjahr 1943 führende italienische Kapitalkreise und Militärs
planten, Mussolini zu stürzen und mit der Achse mit dem
Hitlerfaschismus zu brechen, kontaktierten sie dazu neben den
Amerikanern und Briten auch den Vatikan. Dieser hatte 1922 den
Machtantritt des "Duce" aktiv befördert. Ohne seine Zustimmung hätte
auch sein Sturz durch eine Palastrevolte nicht stattfinden können.
Der Vatikan stellte zur Bedingung, die Strukturen des faschistischen
Regimes zu erhalten. Im Auftrag Pius XII. informierte Giovanni
Battista Montini, der spätere Papst Paul VI., dass der Vatikan ganz
zur Verfügung stehe, wenn es gelte, "zugunsten des Landes" und zur
Beibehaltung der "inneren Ordnung" zu handeln. Laut der amerikanischen
Zeitschrift "Life" vom 14. Dezember 1943 ging es darum, "sich von
Mussolini und den Deutschfreundlichen zu befreien, das System aber zu
erhalten."

Diese Politik setzte der Vatikan unter Pius XII. nach 1945 unverändert
fort. Er scheute sich nicht, dazu auch mit der CIA, der faschistischen
Putschloge Propaganda Due (P2) und der Mafia zu kollaborieren. Um
einen linken Sieg bei den ersten Parlamentswahlen nach Kriegsende im
April 1948 zu verhindern, entfesselte er eine fanatische
antikommunistische Hetze. Und das, obwohl die IKP unter
Generalsekretär Palmiro Togliatti zur Verständigung mit der
katholischen Kirche in der 1947 verabschiedeten Verfassung der
Italienischen Republik der Aufnahme des 1929 mit Mussolini
geschlossenen Konkordats zugestimmt hatte. Während des Besuchs von
Ministerpräsident Alcide de Gasperi (Democrazia Cristiana - DC)
verkündete am 22. Januar 1947 Erzbischof Flannally in Anwesenheit von
Kardinal Francis Spellman in der St. Patrick's Cathedral von New York:
"Das Mittelmeer ist ein christliches Meer, das nicht durch den
atheistischen Kommunismus mit seiner tödlichen Faust rot gefärbt
werden darf."

Am 22. März 1947 folgte Präsident Truman mit seiner berüchtigten
Rede, in der er die später nach ihm benannte Doktrin der "Eindämmung
des Kommunismus" verkündete. Er erklärte die USA "zum mächtigsten Land
der Welt, ja zweifelsohne zum mächtigsten Land in der gesamten
Menschheitsgeschichte" und proklamierte ihr "Recht" zur Einmischung in
Staaten, die tatsächlich oder angeblich unter kommunistischem Einfluss
stünden. Pius XII. folgte diesen Zielen bedingungslos und rief
öffentlich auf, die DC zu wählen. Durch einen Erlass des Heiligen
Officiums ließ er massenweise Kommunisten und Sozialisten
exkommunizieren, um von der Wahl der Arbeiterparteien abzuschrecken.
Aus den USA griff ein von der 500.000 Mitglieder zählenden
ultrarechten italienischen Emigrantenvereinigung "Sons of Italy" mit
gegründetes "Amerikanisches Komitee für Demokratie in Italien" aktiv
in den Wahlkampf ein. Von den rund sechs Millionen Italo-Amerikanern
ging eine Briefflut zu Angehörigen nach Italien, in der aufgerufen
wurde, Christdemokraten zu wählen, um einen roten Machtantritt zu
verhindern. Die von den USA finanzierte klerikale "Azione Cattolica"
bildete 20.000 Bürgerkomitees, die in hasserfüllten Losungen
verkündeten, bei der Wahl gehe es um Christ oder Antichrist, Gläubige
oder Gottlose, Rom oder Moskau.

Der Komitee-Vorsitzende, Luigi Gedda, forderte, die bereits im
Dezember 1946 von der US-Militärregierung zugelassene
Mussolini-Nachfolgerpartei Movimento Sociale Italiano (MSI) in ein
"nationales Bündnis" einzuschließen. Der Faschismus, so Gedda, sei
lediglich "ein Exzess großherziger und gesunder Ideale von
Patriotismus und Autoritätsgläubigkeit" gewesen. Die Pfarrer schrieen
von den Kanzeln herab von "mongolischen Lagern im Schatten des
Kolosseums". Unter einem linken Regime sagten sie einen
wirtschaftlichen Bankrott voraus, während eine christliche Regierung
mit der Hilfe Amerikas rechnen könne. Der General der Jesuiten,
Giovanni Batista Jansen, setzte sich dafür ein, die Wahlkampagne des
MSI auch finanziell zu unterstützen. In den 50er Jahren kam es dann
zu einer engen Zusammenarbeit der "Azione Cattolica" mit
faschistischen Organisationen, darunter der Studentenvereinigung FUAN
des MSI. [12] Im Ergebnis dieser antikommunistischen Hetzkampagne
erzielte die Democrazia Cristiana am 18. April 1948 mit 48,5 Prozent
einen triumphalen Wahlsieg.

Nach der Freigabe von Geheimdokumenten durch die
Clinton-Administration für Forschungszwecke im November 1994 wurde
bekannt, dass das Pentagon "für den Fall, dass die Kommunisten in
Italien mit legalen Mitteln an die Macht kommen" sollten, eine
sofortige Intervention geplant hatte, welche die Abtrennung Sardiniens
und Siziliens und die Organisation eines Guerillakrieges einschloss.
Die USA könnten "es den Kommunisten nicht gestatten, mit legalen
Mitteln an die Macht zu kommen", weil die "psychologischen
Erschütterungen gewaltig wären", hieß es. Als Alternative hatte man
in Washington erwogen, "das Wahlergebnis zu fälschen". [13]


Für Einheitsblock mit den Faschisten

"Zur Kontrolle der innenpolitischen Entwicklung und des Kampfes gegen
den Kommunismus in Italien" ließ Pius XII. im Vatikan ein Sonderbüro
bilden. Unter Leitung von Giovanni Battista Montini gehörten ihm die
Kardinäle Enrico Gasparri und Camilo Caccia-Domeniani, der
Jesuitengeneral Padre Norberto Boynes sowie der Erzbischof von Genua,
Pietro Boetto an. Das Büro arbeitete eng mit der CIA zusammen. [14]
Der Vatikan förderte die Politik der christdemokratisch geführten
Regierungen und der Staatspräsidenten, die Faschisten salonfähig zu
machen. 1950 empfingen Staatspräsident Luigi Einaudi und
Ministerpräsident De Gasperi eine MSI-Delegation mit ihrem Sekretär
Arturo Michelini an der Spitze. 1953 stützte sich die Regierung
Giuseppe Pella, eines zur DC gewechselten ehemaligen
Mussolini-Faschisten, auf die Stimmen des MSI, um die erforderliche
Mehrheit bei der Vertrauensabstimmung zu erhalten. 1957 bediente sich
die Regierung Adone Zoli und danach die von Antonio Segni der Stimmen
der Faschisten.

1960 versicherte sich Fernando Tambroni, ein früherer Hauptmann der
faschistischen Miliz, seit 1926 Mitglied der Mussolinipartei und
nunmehriger Ministerpräsident der DC, der Unterstützung seiner
faschistischen Kumpane. Als Tambronis Verhalten auf scharfe Kritik
stieß, erhielt er Rückendeckung durch die Kardinäle Alfredo Ottaviani
und Giuseppe Siri, die sich für die Zusammenarbeit mit den
Neofaschisten aussprachen. Es handele sich bei ihnen um gute
Katholiken, was bei den Sozialisten nicht der Fall sei. [15]
Dementsprechend wurden später weitere zwei Bewerber der DC nur dank
der faschistischen Stimmen zum Staatspräsidenten gewählt: 1962 Antonio
Segni und 1972 Giovanni Leone. Der einflussreiche Kleriker Don Luigi
Sturzo, 1919 Gründer der katholischen Volkspartei, rief 1952 die DC
und die anderen bürgerlichen Parteien auf, zusammen mit dem MSI und
den Monarchisten einen Einheitsblock gegen die "rote Machtübernahme"
zu bilden. [16]

Als sich mit Beginn der 50er Jahre die Forderungen verstärkten, das
MSI als Nachfolger der Mussolinipartei zu verbieten, wandten sich
Vatikankreise dagegen. "Civiltà Catolica" verurteilte es am 18. März
1953, "die 20 Jahre Faschismus als völlig negativ zu bewerten" und
nannte das "eine Verleumdung des Vaterlandes". Die DC folgte dieser
Linie. Premier Guiseppe Pella empfing umgehend eine Delegation der
faschistischen CISNAL-Gewerkschaft, und Zoli genehmigte dem MSI, den
Leichnam Mussolinis in dessen Heimatort Predapio in einem Ehrenhain
beizusetzen. Im Ergebnis der klerikalen Unterstützung konnte das MSI
bei den Parlamentswahlen 1953 seine Stimmen mit 5,8 Prozent mehr als
verdreifachen.


Seit April 1944 war Pius XII. über den Massenmord an den Juden in Auschwitz informiert

Pius XII. wurde im April 1944 von dem Erzbischof und Nuntius
(Botschafter) des Vatikans, Angelo Giuseppe Roncalli (dem späteren
Papst Johannes XXIII.) [17], über die barbarischen Verbrechen des
Hitlerfaschismus an den Juden, "die Gräuel in Auschwitz", informiert.
Roncalli unterhielt in Istanbul Kontakte zu dem Emissär der Jewish
Agency, Haim Barlas, von dem er umfangreiche Informationen über die in
Auschwitz begangenen Verbrechen erhielt. Sie stammten von zwei Juden,
die im April 1944 aus Auschwitz fliehen konnten, und wurden später als
"Protokolle von Auschwitz" bekannt. Aus ihnen ging klar der Zweck der
Lager in Auschwitz hervor - die massenhafte Vernichtung der Juden.
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Unerwünschtes Telegramm zum Judenmord vom April 1944 - verfaßt von Nuntius Angelo Giuseppe Roncalli, dem späteren Papst Johannes XXIII., hier bei den Olympischen Spielen in Rom im Jahr 1960
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Roncalli schickte unverzüglich eine Zusammenfassung des Berichts per
Telegramm nach Rom. Es wird in einem Briefwechsel erwähnt, den der
Nuntius mit Barlas führte, der in dessen privatem Nachlass in Israel
gefunden wurde. Unter der Überschrift "Ein ignoriertes Telegramm"
berichtete die spanische Geschichtszeitschrift "Historia y Vida"
darüber und hielt fest, dass die bis heute verbreitete Version des
Vatikans, er habe "erst im Oktober 1944" über genauere Details über
Auschwitz verfügt, eine Lüge ist. [18] Mit der lakonischen Begründung,
die in den vatikanischen Archiven gelagerte Korrespondenz Roncallis
sei (man beachte, nach über einem halben Jahrhundert) noch nicht
"deklassifiziert" worden, hat es der Vatikan damals abgelehnt, zum
Verschweigen der Information durch Pius XII. Stellung zu nehmen. [19]

Roncalli ließ es nicht bei seinen Berichten nach Rom bewenden. Er
protestierte zum Beispiel gegen die Judendeportationen offiziell beim
slowakischen Präsidenten des katholischen Marionettenregimes, Josef
Tiso. Zur Rettung von Juden in Griechenland und Ungarn ließ er diesen
Taufscheine ausstellen, wodurch viele gerettet werden konnten. Er hat
"ohne mit der Wimper zu zucken alle falschen Taufscheine, um die man
ihn bittet", unterschrieben. [20] "Ihm sei es gleich, ob die Juden
wirklich das Sakrament empfingen oder ob sie, wenn der Krieg vorbei
war, wieder aus der Kirche austreten wollen. Ihm gehe es nur um die
Rettung von Menschenleben", zitiert ihn Lawrence Elliott.

"Kardinal Roncalli ist ein Mann, der das Volk der Bibel wirklich
liebt", sagte der damalige Oberrabiner von Jerusalem, Isaac Herzog,
später, "und mit seiner Hilfe wurden Tausende von Juden gerettet." Und
Haim Barlach schrieb: "Zu den wenigen heldenmütigen Taten, die
unternommen wurden, um Juden zu retten, gehört die Tätigkeit des
Apostolischen Delegaten, Monsignore Roncalli." [21] Zu Giovanni
Ventitre hält der Publizist Hans Kühner fest, dass er in Israel "als
Retter von wohl hunderttausend Juden während der Hitlerdiktatur
unvergesslich geblieben ist". Dafür wird seiner in Jerusalem auf der
Gedenkmauer Yad Vashem gedacht. Es ist eine Ehrung, die Pius XII.,
obwohl es ein öffentlich bekanntes Anliegen des Vatikans ist, verwehrt
wird.

Die Information Roncallis dürfte in dem jetzt geöffneten Geheimarchiv
das am meisten gesuchte Dokument sein. Aus dem Vatikan lancierte
Verlautbarungen, die Juden selbst hätten Pius gebeten, nichts zu
unternehmen, da das nur ihre Verfolgung verschärfen würde, sind bisher
von jüdischer Seite nicht bestätigt worden. [22]
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Ein Auge verloren, doch Cristian kämpft weiter

Von Sandra Gutiérrez
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Cristian Rodriguez mit dem Transparent, das er an dem Tag in Bogotá
getragen hat, an dem er sein Auge durch ein Projektil des ESMAD
verloren hat.
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(Bogotá, 24. Februar 2020, contagio radio) - Cristian Rodríguez ist
eine von zwölf Personen, die durch den überzogenen Einsatz von
Polizist*innen der Spezialeinheit ESMAD eine schwere Augenverletzung
erlitten haben. Die Polizeieinsätze fanden im Rahmen von Aktionen
während des landesweiten Streiks Ende des vergangenen Jahres in
Kolumbien statt.

Am 16. Dezember 2019 stand Cristian Rodríguez am Eingang der
Universidad Nacional in der kolumbianischen Hauptstadt Bogotá an der
Carrera 30. Zusammen mit anderen versuchte er, in die
Bildungseinrichtung zu gelangen, um dem Tränengas zu entkommen, das
von der Mobilen Aufstandsbekämpfungseinheit ESMAD [1] (Escuadrón Móvil
Antidisturbios) abgefeuert wurde. In weniger als einer Sekunde verlor
er sein Augenlicht [2] auf dem linken Auge.


34 Todesopfer dieser Polizeigewalt

Dieses Ereignis ist Teil der Bilanz dieser Polizeieinheit, die in den
20 Jahren ihres Bestehens mindestens 34 Menschen getötet hat - und die
allein in den ersten zehn Tagen des Streiks (vom 21. bis zum 30.
November 2019) 300 zumeist junge Demonstrant*innen verletzt hat.

Cristian wurde am 16. Dezember verwundet, als er an einer
Demonstration teilnahm, die zur Nationalen Universität Kolumbiens
führte. Laut dem medizinischen Gutachten ist der Augapfel geplatzt,
was zu einem Totalverlust seines linken Auges geführt hat.

Aber warum in die Augen? Laut der Menschenrechtsverteidigerin und
Angehörigen der Kommission für Gerechtigkeit und Frieden, Camila
Forero, gäbe es keinen Raum für Verletzungen oder gar die Tötung von
Menschen, würde der ESMAD im Einklang mit den Menschenrechten agieren.

Für sie sind diese Aktionen jedoch Ausdruck der übermäßigen Gewalt
dieser Einheit und ihres falschen Umgangs mit Waffen, die theoretisch
nicht tödlich sind, und der fehlenden Achtung der Menschenrechte, um
das Leben zu schützen.


Warum in die Augen?

Im Fall der Augenverletzungen betont die Menschenrechtsverteidigerin,
dass diese in erster Linie eine Folge der Missachtung des
Einsatzprotokolls für die Projektile sind, die in die Luft oder auf
den Boden abgeschossen werden sollten, um die Menge auseinander zu
treiben, aber niemals frontal auf die Menschen gerichtet werden
sollten.

Zweitens stellt Forero fest, dass dies auch mit der Ausbildung dieser
Einheiten zusammenhängt: "Der ESMAD ist ein klares Beispiel dafür, wie
diesen Menschen eine Doktrin des Feindes im Innern auferlegt wird -
und wie das dann umgesetzt wird, so dass Leben und Augen vernichtet
werden."

Was den unsachgemäßen Einsatz von Waffen betrifft, forderte die
Generalstaatsanwaltschaft die Polizei am 14. Januar 2020 auf, den
Einsatz von Gewehren des Kalibers 12 unverzüglich auszusetzen, die der
ESMAD zur Auflösung von Unruhen und Straßenblockaden verwendet. Genau
diese eigentlich nicht-tödliche Waffe war es, die Dilan Cruz am 23.
November getötet hat.


Forderung nach Auflösung des ESMAD

Die NGO Temblores hat in ihrem Bericht "Raus auf die Straße.
Offizielles Schweigen: Ein ohrenbetäubender Schrei nach Gerechtigkeit
nach 20 Jahren ESMAD" [3] dokumentiert, dass seit der Gründung des
ESMAD insgesamt 34 Menschen ermordet wurden - mutmaßlich von
Uniformierten.

Die Zahl der Verletzten ist laut Forero schwerer zu ermitteln, da die
überwiegende Mehrheit von ihnen die Verletzungen gar nicht erst
anzeigt. Trotzdem betonte sie, dass durch den ESMAD allein in den
ersten zehn Tagen des landesweiten Streiks 2019 300 Personen verletzt
worden sind.

"Dass der ESMAD auftaucht, um die öffentliche Ordnung aufrecht zu
erhalten, ist an sich schon gewalttätig. Denn es handelt sich um eine
unkontrollierbare Kampfeinheit; und da muss man dessen Existenz in
Frage stellen und darüber sprechen, diese Einheit aufzulösen", so
Forero.


Für ein anderes Kolumbien

Cristian Rodríguez findet es "nicht fair, dass ein Bürger unter
solchen Umständen ein Organ verliert". Deshalb betont er, wie dringend
notwendig es ist, die Arbeit dieser Institution "neu zu überdenken".
Genauso betont er, dass er bereits Anzeige gegen den Staat eingereicht
habe, er wisse aber auch, wie mühsam und gefährlich diese Art von
Anzeigen für mehr Gerechtigkeit sein könnten.

Laut dem Bericht von Temblores bleiben Ermittlungen gegen Angehörige
dieser Einheit meist ohne Ergebnisse. Von 1999 bis 2019 wurden
lediglich zwei Strafgerichtsprozesse gegen Polizisten des ESMAD
geführt, die nur in einem Fall mit einem Urteil endeten.

Cristian will sich trotzdem weiterhin für den Aufbau und die
Verteidigung eines anderen Kolumbiens einsetzen. Obwohl sein Leben für
immer verändert wurde, ist diese Tat doch ein weiterer Grund für ihn,
auf ein anderes Land hinzuarbeiten.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Escuadr%C3%B3n_M%C3%B3vil_Antidisturbios

[2] https://youtu.be/h9ImUxE8hNA

[3] https://www.academia.edu/41239342/Silencio_Oficial_un_aturdido_grito_de_justicia_por_los_20_a%C3%B1os_del_Esmad


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/ein-auge-verloren-doch-cristian-kaempft-weiter/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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SCHACH-SPHINX/07205: Sturmbringer gegen solides Sitzfleisch (SB)

Deutschlands stärkster Schachspieler, Artur Jusupow, verdankt seine
Spitzenposition durchaus auch seinem Sitzfleisch. Der ehemalige Russe,
der schließlich die deutsche Staatsbürgerschaft erlangte, gilt nämlich
als ein rechter Remisknochen. Wo sich ein Hafen für eine Punkteteilung
am Horizont abzeichnet, da segelt er geraden Kurses mit seinem
Partieschiff hin. Ihn von seinem Weg abzubringen, bedarf es dann
mächtiger Winde. Sein Kontrahent muß sich dann schon etwas Gediegenes
einfallen lassen. Im heutigen Rätsel der Sphins traf Jusupow denn auch
auf ein echtes Sturmkind. Garry Kasparow, in jungen Jahren noch mehr
als heute, liebt gewitterträchtige Stellungen und ist allzu gern
bereit, einen Bauern zu opfern, wenn er dafür respektable Chancen in
taktischen Fahrwassern bekommen kann. Dennoch, selbst ein Kasparow muß
bei einem Jusupow schwere Geschütze auffahren, sonst kommt er an einem
Remis nicht vorbei. Im heutigen Rätsel der Sphinx spielte Kasparow mit
den weißen Steinen. Hätte Jusupow nun mit seinem nächsten Zug Te7-g7
spielen können, wäre er aus dem Gefahrenbereich heraus gewesen, doch
Kasparow am Zuge hatte den Sturmbringer im Kopf bereits ausgebrütet,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07205: Sturmbringer gegen solides Sitzfleisch (SB)]



Kasparow - Jusupow

UdSSR 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß steckte im Dilemma fest, und alle Begriffe der Schachkunst
wendeten sich gegen ihn: 1...Kg8-g7! - mit der Mattdrohung 2...Td8-h8#
- 2.Kh1-h2 Le3xc1 3.Ld3-e2 Td8-d2 - nun droht Turmverdopplung auf der
zweiten Reihe - 4.Le2-d1 Tc8-h8+ 5.Kh2-g1 Lc1-b2! und Weiß gab auf.
Gegen 6...Lb2-d4+ war kein Kraut gewachsen.



Erstveröffentlichung am 17. Februar 2007

9. März 2020
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MELDUNG/258: Sicherheitskooperation und Migration - Projektpartner ziehen Zwischenfazit (idw)

Bergische Universität Wuppertal - 06.03.2020

Sicherheitskooperation und Migration: Projektpartner ziehen
Zwischenfazit



Wie haben Polizei, Kommunen, Hilfsorganisationen und private
Sicherheitsunternehmen die Flüchtlingssituation 2015/2016 gemeistert? Zur
Beantwortung dieser Frage startete der Lehrstuhl für Bevölkerungsschutz,
Katastrophenhilfe und Objektsicherheit der Bergischen Universität unter
Leitung von Prof. Dr. Frank Fiedrich vor anderthalb Jahren das Projekt
"Sicherheitskooperation und Migration" (SiKoMi). Dabei kooperieren die
Wissenschaftler*innen mit der Deutschen Hochschule der Polizei, dem
Deutschen Roten Kreuz (DRK) und dem E-Learning-Spezialisten time4you.

Zur Halbzeit des Projekts trafen sich die Beteiligten Ende Februar an der
Bergischen Uni, um die bisher erarbeiteten Ergebnisse zu diskutieren und
sich über die nächsten Schritte auszutauschen.

Was lief gut, welche Ansätze waren schlecht? Welche Auswirkungen hatte die
Lage auf die Organisationen und wie lässt sich das entstandene Wissen
aktuell und für die Zukunft nutzen? Die ersten Antworten ergeben sich
insbesondere aus über 70 Interviews mit Vertreter*innen aus Kommunen,
Landesverwaltungen, privaten Sicherheitsdiensten, der Polizei, Teilen des
DRK sowie weiteren Hilfsorganisationen der im Projekt untersuchten
Fallregionen Berlin, Trier, Bad Fallingbostel und Osnabrück. "Insgesamt
zeichnet sich ein durchwachsenes Bild der Zusammenarbeit ab", fasst Dr.
Patricia Schütte, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für
Bevölkerungsschutz, Katastrophenhilfe und Objektsicherheit, zusammen und
ergänzt: "Insbesondere die privaten Sicherheitsdienste kommen dabei nicht
gut weg. In einigen Bereichen und an bestimmten Standorten ist das
berechtigt, in manchen Fällen aber auch nicht."

Einig waren sich alle bei der Identifizierung eines der größten zu
bewältigenden Probleme: "Wertvolle Erfahrungen und Erkenntnisse drohen
endgültig in Vergessenheit zu geraten, da die beteiligten Organisationen
kaum über die notwendigen personellen Ressourcen verfügen, um das
erworbene Wissen strukturiert aufzubereiten und für die Zukunft nutzbar zu
machen", so Prof. Fiedrich. Auch das wollen die Verbundpartner vermeiden.
In vertiefenden Workshops berichteten Vertreter*innen der Krisenstäbe,
Aufnahmebehörden und Polizei aus den Untersuchungsregionen über ihre
Wahrnehmung der Lage, gute Lösungsansätze und Schwierigkeiten der
Zusammenarbeit sowie den kritischen Umgang mit dem gesammelten Wissen. Im
Anschluss diskutierten die Workshopteilnehmer*innen Möglichkeiten
digitaler und analoger Formate, um entsprechendes Wissen u.a. für die
nachhaltige Nutzung in der Organisation bereitzustellen. Aufbauend auf den
gewonnenen Erkenntnissen wird das Projekt SiKoMi in den kommenden Monaten
technisch und sozial unterstützte Lösungen entwickeln und testen.



Das Projekt SiKoMi wird im Rahmen der Förderrichtlinie "Zivile Sicherheit
- Fragen der Migration" mit 1,4 Millionen Euro vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördert.

Weitere Infos zum Projekt sowie den assoziierten Partnern:

www.sikomi.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MEDIEN/076: Wikipedia - Verzerrte Sichtweisen auf historische Konflikte (idw)

FernUniversität in Hagen - 06.03.2020

Wikipedia: Verzerrte Sichtweisen auf historische Konflikte



Wikipedia-Artikel gibt es in vielen Sprachen - oft mit inhaltlichen
Abweichungen. FernUni-Professorin Aileen Oeberst hat sich mit den
psychologischen Gründen befasst.

"Ich kam, sah und siegte!" Mit diesen Worten hat Caeser seinen Sieg in der
Schlacht bei Zela zusammengefasst. Zumindest überliefern das zwei antike
Schriftsteller, die im römischen Reich wirkten. Ob der Kampf in Kleinasien
tatsächlich so unkompliziert ablief, bleibt wohl fraglich. Klar ist:
Geschichtsschreibung ist selten neutral, der Blick auf die Historie oft
subjektiv gefärbt - je nachdem, aus welcher Perspektive Autorinnen und
Autoren ein Ereignis betrachten. Tendenziell neigen Menschen dazu, ihre
eigene soziale Gruppe positiver zu bewerten als die Fremdgruppe. "In der
Psychologie nennen wir das den Eigengruppenfehler", erklärt Prof. Dr.
Aileen Oeberst von der FernUniversität in Hagen. Sie leitet das Lehrgebiet
Medienpsychologie. Davon ausgehend, dass Individuen ihre soziale Gruppe
verklären, fragte sie sich: "Finden wir diesen Eigengruppen-Fehler auch
auf kollektiver Ebene?" Antworten liefert jetzt ein Aufsatz, den die
Psychologin als Hauptautorin in Zusammenarbeit mit vier weiteren
Forschenden veröffentlicht hat. Das untersuchte Medium: Die freie
Online-Enzyklopädie Wikipedia.

Die kollaborative Plattform berechtigt weltweit alle Nutzenden dazu, an
Einträgen mitzuschreiben. Die meisten Texte sind somit Gemeinschaftswerke.
"Das Interessante ist, dass es Wikipedia in verschiedenen Sprachversionen
gibt", so Prof. Oeberst. Auf diese Weise bilden sich trotz aller Offenheit
der Plattform gewisse Gruppenzugehörigkeiten. Um deren Effekte näher zu
untersuchen, konzentrierte sich das Forschungsteam auf Wikipedia-Artikel
zu militärischen Auseinandersetzungen von der frühen Neuzeit bis zur
Moderne - darunter etwa der Falklandkrieg zwischen dem Vereinigten
Königreich und Argentinien, der Atombombenabwurf der USA auf das
japanische Hiroshima oder der Englisch-Spanische Krieg (1585 bis 1604).
Bei der Auswahl entscheidend war, dass alle Konflikte zwei Parteien haben,
die zwei unterschiedliche, geläufige Sprachen sprechen. In jeder dieser
Sprachen muss es einen eigenen Wikipedia-Artikel geben.

Welches Bild zeichnet Wikipedia?

In drei Einzelstudien kamen nun die Beiträge auf den Prüfstand: "Wir haben
die einzelnen Artikel übersetzen lassen. Sogenannte Rater haben die Texte
anschließend inhaltlich codiert." Die Rater (engl.: to rate = bewerten)
schätzten die Artikel nach bestimmten Regeln ein - ohne dabei zu wissen,
welche der beiden Sprachfassungen sie lesen. Werden die jeweiligen
Konfliktparteien in den einzelnen Texten eher positiv oder negativ
dargestellt? Inwiefern weichen die Sprachfassungen dabei voneinander ab?
Zudem versuchte das Team potenzielle Fehlerquellen auszuklammern.
Beispielweise lasen in einer Teilstudie nur muttersprachliche Rater die
Originaltexte. So wurde ausgeschlossen, dass die Übersetzungen die
Ergebnisse verfälschen.

Über alle 35 Konflikte hinweg zeigte sich der Eigengruppenfehler als
eindeutiges Muster, dennoch gab es große Variationen in den einzelnen
Konflikten: "In vielen Artikeln wird die eigene Gruppe systematisch besser
oder auch mächtiger dargestellt und die andere Konfliktpartei als
unmoralischer und stärker verantwortlich für den Konflikt", unterstreicht
Oeberst. "Es gibt aber auch einige Konflikte ohne Unterschiede zwischen
den Sprachversionen, sowie Beispiele mit dem gegenteiligen Muster." So
geht etwa der englische Eintrag über den Atombombenabwurf härter mit den
US-Amerikanern ins Gericht als sein japanisches Pendant.

Sprachfassung ungleich Landesfassung

Spiegeln sich auf Wikipedia einfach bestehende nationale Rivalitäten?
Diese Erklärung würde zu kurz greifen, meint die Psychologin. Die Gruppen
seien nicht ohne weiteres mit den im Konflikt beteiligten Staaten
gleichzusetzen. So bearbeiten die englischen und spanischen Artikel über
den Falklandkrieg auch Leute aus den USA oder Mexiko. Oeberst: "Eigentlich
haben nicht alle Autorinnen und Autoren etwas mit den Gruppen
'Großbritannien' und 'Argentinien' zu tun. Dass wir trotzdem einen
Eigengruppenfehler in den beiden Artikeln gefunden haben, ist deshalb umso
interessanter." Als Gründe führt die Psychologin mehrere Möglichkeiten an:
"Tatsächlich schreiben an einem Artikel über einen bestimmten Konflikt
doch überwiegend Betroffene aus den jeweiligen Staaten mit."
Es könnte zusätzlich auch die sprachliche und kulturelle Verbundenheit
sein, die über Grenzen hinweg für Identifikation sorgt - bezüglich der
Falklandkriege etwa unter allen Südamerikanern. Es gibt noch eine weitere
Vermutung: "Wikipedia-Artikel müssen sich immer auf Quellen stützen.
Spanischsprachige Personen beziehen sich eher auf Texte, die ihrerseits
schon den Eigengruppenfehler beinhalten könnten - etwa, weil sie aus den
argentinischen Nachrichten stammen."

Diversität verringert Fehler

"Wikipedia ist nicht frei von Fehlern. Es steht und fällt mit den
Menschen, die daran mitschreiben", folgert Oeberst. "Ein Ergebnis unserer
Arbeit ist auch: Je mehr Diversität unter den Autorinnen und Autoren
herrscht, desto geringer ist der Eigengruppenfehler. Diversität erhöht
also die Ausgewogenheit." Schlechter als andere Quellen ist die 
Online-Enzyklopädie aus Sicht der Medienpsychologin jedenfalls nicht: "Es 
kann trotzdem sein, dass die Wikipedia-Artikel über manche Konflikte 
deutlich ausgewogener informieren als diverse Nachrichtenberichte, Lexika 
oder Geschichtsbücher."


Originalpublikation:

Oeberst, A., von der, Beck, I., Matschke, C., Ihme, T.A. and Cress, U.
(2019),

Collectively biased representations of the past: Ingroup Bias in Wikipedia
articles about intergroup conflicts.

British Journal of Social Psychology.

https://doi.org/10.1111/bjso.12356

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 06.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/960: Wiesbaden - "Keine Zeit für Urknall" mit Alpar Fendo, 14.3.2020

Theater im Pariser Hof e.V.

Alpar Fendo

Keine Zeit für Urknall

Bauchreden vom anderen Stern!

14. März 2020, 19:30 Uhr

Einlass: 19:00 Uhr

Tickets: 19 €



Schon als kleiner Junge war Alpar Fendo von allem begeistert, das von
außerhalb kam. Kein Wunder, wuchs der Bauchredner doch im schwäbischen
Sulz am Neckar auf, das selbst Fuchs und Hase zu langweilig ist, um
sich dort "Gute Nacht!" zu sagen. Bald schon nahm Fendo Kontakt mit
Außerirdischen auf - mit denen er jetzt auch sein Bühnenprogramm
"Keine Zeit für Urknall" bestreitet. Mit allen chaotischen
Konsequenzen.

Während Alpar Fendo sich von seinen galaktischen Besuchern vor allem
Erkenntnisse und Wissen über ihre Kultur und Technik erhofft, bringen
ihn deren nur allzu irdische Beziehungsprobleme an den Rand des
Wahnsinns. Zusammen mit seinen Außerirdischen kombiniert er Stand-up-
Comedy und ausgefeiltes Puppenspiel in einer einzigartigen Show voller
magischer Momente. Dabei begeistert er mit seiner witzigen, charmanten
und hintergründigen Art nicht nur auf der Bühne, sondern beamt sich
auch gelegentlich ins Publikum, um die Zuschauer hautnah am Geschehen
teilhaben zu lassen.

"Keine Zeit für Urknall" ist eine Show mit: brillantem Bauchreden,
zackiger Zauberei, cooler Comedy - 100 % intergalaktisches,
milchstraßenfegerhaftes Entertainment!

Einen großen Auftritt hat der Berliner Komödiant und Bauchredner Alpar
Fendo, der vom Kulturschock erzählt, als er mit seinen Eltern von
Istanbul nach Sulz am Neckar kam und dort zum ?Türkle? wurde, einem
guten integrierten Schwaben." Hamburger Abendblatt


Theater-Eintrittskarte = ESWE-Fahrschein

Auch in 2020 können unsere Gäste mit Ihrer Theaterkarte stressfrei &
bequem zu den Veranstaltungen mit dem VMW-Veranstaltungsticket der
ESWE Verkehr an- und abreisen. Die Eintrittskarten beinhalten
weiterhin das praktische KombiTicket. Im Preis der Eintrittskarte ist
die kostenlose Nutzung der Nahverkehrsbusse und -bahnen im
Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV), Tarifgebiet 6500 bereits enthalten!
Ohne Stau, ohne Parkplatzsuche = bequem und entspannt an- und
abreisen. Die Haltestelle "Webergasse", die vom Hauptbahnhof im
Fünf-Minuten-Takt von den Linien 8 und 1 angefahren wird, liegt nur
wenige Schritte von der Kleinkunstbühne Theater im Pariser Hof
entfernt.

Vorverkauf- & Bürozeiten

Montag, Mittwoch & Donnerstag 15:00 bis 19:00 Uhr

Die Ermäßigung für Schüler*innen, Student*innen, Auszubildende und
Kinder (bis 6 Jahre) beträgt in der Regel 5 Euro. Der Betrag wird an
der Abendkasse gegen Vorlage des entsprechenden Ausweises erstattet.
Nach Einlass besteht kein Anspruch mehr auf die Ermäßigung.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9

65183 Wiesbaden

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/384: Cuxhaven - "Die Niere" von Stefan Vögel, 16.03.2020

Stadt Cuxhaven

"Die Niere" Komödie von Stefan Vögel



Doppelbödiges Boulevard-Theater erwartet Sie am 16. März 2020, um
20:00 Uhr im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstraße 21.

Nach einer gemeinsamen Vorsorgeuntersuchung kommen Arnold, ein
erfolgreicher Architekt, und seine Ehefrau Kathrin nach Hause. Er ist
kerngesund, doch bei ihr wurde ein Nierenleiden festgestellt, weswegen
sie eine Spenderniere braucht. Was nun? Die beiden erwarten jeden
Augenblick Besuch von ihren Freunden Diana und Götz, mit denen sie
einen sensationellen Auftrag feiern wollen, den Arnold an Land gezogen
hat. Doch nun steht ganz klar die Frage im Raum: Ist Arnold bereit,
seiner Frau eine Niere zu spenden? Er ist überfordert und zögert -
umso mehr Überraschung löst sein Freund Götz bei allen Beteiligten
aus: Er hat die passende Blutgruppe und bietet sofort an, eine Niere
für Kathrin zu spenden. Nun bricht ein regelrechter Hahnenkampf um die
Organspende aus, bei dem alle Beteiligten Federn lassen müssen.
Stefan Vögel hat eine Komödie geschrieben, die nicht an die Nieren,
sondern ans Herz geht. Seine Ping-Pong-Dialoge werfen die Frage auf,
woran sich eine Liebesbeziehung misst. Und am Ende stellt sich die
alles entscheidende Frage: Liebling, was bist Du bereit, für mich zu
tun?

Für dieses Stück gibt es im Vorverkauf keine Karten mehr. Eventuell
zurückgegebene Karten können ggf. am Veranstaltungstag ab 19:00 Uhr
direkt im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56) erworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.03.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TANZ - PERFORMANCE/274: Mainz - Pink Unicorns, 19.3.2020

Staatstheater Mainz

LA MACANA + SAMIR AKIKA (DE/ES)

Pink Unicorns (75')

Vorstellungen mit englischer Sprache

Donnerstag, 19. März 2020, 19.30-20.45 Uhr, U17



Vater und Sohn, Mutter und Tochter im Tanzdialog. Die komplementären
Stücke dieser direkt aufeinander folgenden Abende - Pink Unicorns und
Bravehearts - sind beides Kreationen des Hauschoreografen am Theater
Bremen, Samir Akika. Zwei Generationen treffen aufeinander. Zunächst
begegnet ein 14-Jähriger (Paulo Fernández) seinem Vater, einem
erfahrenen Tänzer (Alexis Fernández). Mit viel Selbstironie und Humor
geht es um die ganz alltäglichen Auseinandersetzungen zwischen Vater
und Sohn - vom heimlichen Computerspiel bis zum Schuleschwänzen -
ebenso wie um existenzielle Fragen, Ängste, Abhängigkeiten. Um
Vertrauen und Nähe. Um Befreiung und Loslösung. Ein intensiver, sehr
persönlicher Abend, der, so quietschbunt und fröhlich er daherkommt,
um Wesentliches kreist. Und der viel seiner Stärke aus den
unterschiedlichen Persönlichkeiten von Vater und Sohn zieht, die hier
mit großer Akrobatik und Kunstfertigkeit tänzerisch im wahrsten Sinne
des Wortes aufeinander treffen. Das ist oft komisch, es ist berührend,
beeindruckend - und zeugt in seiner Offenheit von großem Mut der
beiden Tänzer.

Mit Pink Unicorns wurde das Theater Bremen - ebenso wie die
tanzmainz-Produktion Soul Chain - zur Tanzplattform Deutschland
eingeladen, sie sind damit die einzigen beiden Stadt-/Staatstheater,
die es in die vielbeachtete Auswahl geschafft haben.

Pink Unicorns

Konzept und Choreografie: Caterina Varela, Samir Akika, Alexis
Fernández

Interpretation: Alexis Fernández, Paulo Fernández

Lichtdesign: Afonso Castro

Räumliches Design: Tilo Schreieck

Produktionsleitung: Caterina Varela

Eine Produktion von LaMacana, in Koproduktion mit AGADIC, Theater im
Pumpenhaus und dem Theater Bremen

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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TREFF/492: Wiesbaden - Kostprobe zu »Il Trovatore« am 18. März 2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Kostprobe zu »Il Trovatore« am 18. März 2020

Einführung mit dem Regieteam, Besuch der Bühnenprobe und
anschließendes Nachgespräch



Die Kostproben am Mittwoch, den 18. März 2020 um 17.30 Uhr, zur
Neuinszenierung der Oper »Il Trovatore« von Giuseppe Verdi bieten
Einblick in reale Arbeitssituationen und echte Probenatmosphäre. In
einer Einführung zu Beginn beschreiben Regieteam, Musikalische Leitung
und Dramaturgie die Grundzüge der Inszenierungskonzeption. Im
Anschluss gibt es die Möglichkeit, in unterschiedlichsten Proben je
nach Arbeitsstadium - einer szenischen Arbeitsprobe mit
Gesangssolisten und Klavier, einer technischen Probe mit Bühnenbild
und Beleuchtung oder einer Bühnen-Orchesterprobe - einen Blick auf die
entstehende Aufführung und die Beteiligten am Stück zu werfen.

»Du bist gerächt, Mutter!« Die letzten Worte der Zigeunerin Azucena
enthüllen die treibende Kraft in Verdis »Trovatore«: Die Handlung
gleicht einem Alptraum, in dem die Vergangenheit und die Toten die
Gegenwart der Lebenden beherrschen. So bestimmt Azucenas Rache für die
Verbrennung ihrer Mutter auf dem Scheiterhaufen durch den alten Grafen
Luna das Schicksal aller Figuren. Sie trennte die Brüder Manrico und
Luna voneinander, sie erstickt jeden Freiraum für Leonoras und
Manricos Liebe in Zeiten des Konflikts. Verdis Meisterwerk des
romantischen Musiktheaters wird inszeniert von Philipp M. Krenn,
dessen »Peter Grimes« von Presse und Publikum gleichermaßen gefeiert
wurde. Am Pult des Hessischen Staatsorchesters steht Alexander Joel.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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ATOM/1323: Kein Bereitstellungslager KONRAD in Würgassen! (AG Schacht Konrad)

Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V. - Presseinformation, 6. März
2020

Zur heutigen Standortbekanntgabe für das Bereitstellungslager KONRAD
erklärt die Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD:

Kein Bereitstellungslager KONRAD in Würgassen!



"Wir lehnen ein Bereitstellungslager KONRAD wegen seiner zentralen
Funktion für den Betrieb des gefährlichen und völlig veralteten
Projekts Schacht KONRAD ab," erklärt Vorstandsmitglied Ludwig Wasmus.
"Statt eine riesige neue Atomanlage zu bauen, muss das Projekt KONRAD
endlich aufgegeben werden.

"Die BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung will den ehemaligen
Atomkraftwerksstandort Würgassen zur zentralen Drehscheibe für alle
schwach- und mittelradioaktiven Abfälle in Deutschland machen.
Einziger Grund für dieses neue zentrale Zwischenlager ist, dass bei
Schacht KONRAD aus Kostengründen die genehmigten Obergrenzen bis zum
Letzten ausgereizt werden sollen. Beispielsweise gibt es eine ganze
Reihe von Radionukliden, deren genehmigte Einlagerungsmenge in Schacht
KONRAD erreicht bzw. sogar überschritten werden wird.

Deshalb wollen sich die Abfallanlieferer untereinander abstimmen, bzw.
einen Ausgleich der Aktivitätskontingente schaffen. Um diese
komplizierte Logistik in den Griff zu bekommen sollen die Abfälle alle
an einen Ort, Würgassen, geschafft werden. So wird sich die Zahl der
fälligen Atommülltransporte zwangsläufig verdoppelt und damit auch die
Strahlenbelastung und das Risiko von Unfällen. Wasmus: "Ein solches
Vorgehen ist unverantwortlich, sowohl gegenüber den Menschen in
Würgassen, als auch den Menschen an den Transportstrecken."

 * 

Quelle:

KONPress - 06.03.2020

Arbeitsgemeinschaft Schacht Konrad e.V.

Bleckenstedter Straße 14a, 28239 Salzgitter

Telefon: 05341 / 90 01 94, Fax: 05341 / 90 01 95

E-Mail: info@ag-schacht-konrad.de

Internet: www.ag-schacht-konrad.de
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VERKEHR/1200: Tempolimit auf Autobahnen mindert CO2-Emissionen deutlich (UBA)

Umweltbundesamt - Presse-Information vom 28. Februar 2020

Tempolimit auf Autobahnen mindert CO2-Emissionen deutlich

Umweltbundesamt berechnet CO2-Einsparung durch Tempolimit auf
Bundesautobahnen



Ein generelles Tempolimit auf Bundesautobahnen könnte die
Treibhausgasemissionen jährlich je nach Ausgestaltung um 1,9 bis 5,4
Millionen Tonnen verringern. Das ist das Ergebnis aktueller
Berechnungen des Umweltbundesamtes (UBA). Dirk Messner, Präsident des
UBA: "Ein Tempolimit auf Autobahnen hilft uns, die
Treibhausgasemissionen des Verkehrs in Deutschland zu senken. Bei
Tempo 120 km/h liegen die Einsparungen bei 2,6 Millionen Tonnen
jährlich. Selbst ein Tempolimit von 130 km/h reduziert die Emissionen
bereits um 1,9 Millionen Tonnen - und zwar sofort und praktisch ohne
Mehrkosten." Für ein Tempolimit von 100 km/h ergäben sich sogar
jährliche Treibhausgasminderungen in Höhe von 5,4 Millionen Tonnen
Kohlendioxid-Äquivalenten. Die Berechnungen des UBA basieren auf
aktuellen Verbrauchsdaten von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen. Zudem
wurden Daten der Bundesanstalt für Straßenwesen zu Geschwindigkeiten
auf Autobahnen herangezogen.




[image: Klimaschutzwirkung Tempolimit Autobahnen. Balkengrafik: Tempo 100, 120, 130 im Vergleich - Quelle: © Umweltbundesamt]

Quelle: © Umweltbundesamt



2018 verursachten Pkw und leichte Nutzfahrzeuge auf Autobahnen in
Deutschland Treibhausgasemissionen in Höhe von rund 39,1 Millionen
Tonnen Kohlendioxid-Äquivalente (CO2-Äquivalente), der gesamte
Verkehrssektor 163 Millionen Tonnen. Ein generelles Tempolimit von 120
km/h könnten die Treibhausgasemissionen beispielsweise um 2,6
Millionen CO2-Äquivalente reduzieren - das sind rund 6,6 Prozent der
Emissionen von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen auf Autobahnen. Dirk
Messner: "Ein generelles Tempolimit auf Autobahnen ist ein sinnvoller
Klimaschutzbeitrag. Denn gerade der Verkehrssektor hat seit 1990 wenig
zum Klimaschutz beigetragen. Hier muss jede Möglichkeit genutzt
werden, erst recht, wenn diese nahezu kostenlos und sofort umsetzbar
ist. Ein Tempolimit auf Autobahnen hilft aber nicht nur dem Klima ,
sondern senkt auch die Lärm- und Schadstoffemissionen und erhöht die
Verkehrssicherheit."
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Im Vergleich zu anderen Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr ist ein
Tempolimit besonders effizient: Die auch nach Meinung des UBA
sinnvolle Stärkung des Schienengüterverkehrs und die Modernisierung
der Binnenschiffe würde laut Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) eine Minderung von um zwei Millionen
Tonnen bringen - das allerdings erst im Jahr 2030 in voller Höhe und
mit Kosten von mehreren Milliarden Euro. Ein Tempolimit mit
vergleichbarem Klimanutzen wäre nahezu kostenlos und sofort umsetzbar.

Weitere Informationen

Als Grundlage für die Berechnungen wurden aktuell verfügbare Daten
verwendet: Zum einen die im Jahr 2019 von der Bundesanstalt für
Straßenwesen veröffentlichten Daten zu den mittleren Geschwindigkeiten
und Geschwindigkeitsverteilungen auf Bundesautobahnen für den so
genannten Leichtverkehr, also vor allem für Pkw und leichte
Nutzfahrzeuge. Zum anderen wurden für die Berechnungen detaillierte
Verbrauchswerte und damit Kohlendioxid-Emissionen von Pkw und leichten
Nutzfahrzeugen in Abhängigkeit der Geschwindigkeit mit dem Passenger
Car and Heavy Duty Emission Modell (PHEM) ermittelt. PHEM liefert
Emissionsdaten für das Handbuch für Emissionsfaktoren des
Straßenverkehrs (HBEFA) und ist damit Datengrundlage für die
Umweltberichterstattung vieler Länder und Kommunen in Europa.

Bei der Bestimmung der CO2-Minderungswirkungen werden nur die direkten
Wirkungen bestimmt und keine weiteren Wirkungen wie beispielsweise
Änderung der Verkehrsmittelwahl berücksichtigt. Mittelfristig mögliche
Rückwirkungen durch verändertes Kaufverhalten auf die Pkw-Flotten, d.
h. beispielsweise die Zunahme leichterer oder geringer motorisierte
Fahrzeuge, werden ebenso nicht berücksichtigt. Beide Effekte könnten
zusätzlich zum Klimaschutz beitragen.



Publikationen

Klimaschutz durch Tempolimit

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/klimaschutz-durch-tempolimit

Kein Grund zur Lücke

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/kein-grund-zur-luecke

 * 

Quelle:

UBA-Presse-Information Nr. 09/2019, 28.02.2020

Herausgeber:

Umweltbundesamt (UBA)

Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

Postanschrift:

Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

E-Mail: pressestelle@uba.de

Internet: www.umweltbundesamt.de
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RECHT/237: Laufzeitverlängerung für belgische AKW Doel 1&2 illegal (BI Lüchow-Dannenberg)

Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 9. März
2020

Laufzeitverlängerung für belgische AKW Doel 1&2 illegal 

Brennstoff-Exporte aus Lingen und Gronau stoppen!



Ein breites Netzwerk von Anti-Atomkraft- und Umweltinitiativen aus NRW
und Niedersachsen sowie der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz und die Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für
die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) begrüßen, dass nach dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH) nun auch das oberste Belgische Gericht
die Laufzeitverlängerung der belgischen Atomkraftwerke Doel 1 und 2
wegen fehlender internationaler Umweltverträglichkeitsprüfungen
gekippt hat.

Zwei belgische Umweltorganisationen hatten vor dem EuGH geklagt und
Recht bekommen. Eine länderübergreifende Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) ist auch bei Laufzeitverlägerungen grenznaher AKW wegen der
Espoo Konvention Pflicht, hatte der EUGH 2019 geurteilt.*

Das oberste belgische Gericht hat sich nun dieser Argumentation
angeschlossen und die Laufzeitverlängerung von 2015-2025 für die
beiden 45 Jahre alten AKW-Blöcke gekippt. Da das Gericht es jedoch für
wahrscheinlich hält, dass eine sofortige Schließung von Doel 1 und 2
zu Engpässen in der Stromversorgung führen würde, gibt es der
belgischen Regierung bis zum 31.12.2022 Zeit, entweder eine UVP
nachzuholen oder die beiden Reaktoren zu schließen.

Die Initiativen fordern dagegen den belgisch-französischen Betreiber
des AKW Doel Engie-Electrabel auf, sowohl die beiden Uraltmeiler
sofort zu schließen, als auch den belgischen Reaktor Tihange 1, dessen
Laufzeitverlängerung ebenfalls ohne UVP beschlossen wurde. Außerdem
drängen sie nach wie vor auf die sofortige Schließung der
Rissereaktoren Tihange 2 und Doel 3. Dabei zeigen sie auf, dass es
sehr wohl versorgungssicher möglich ist, in Belgien fünf Reaktoren
gleichzeitig vom Netz zu nehmen.

"Viele Maßnahmen zur Kompensierung sind möglich. Allein wenn Belgien
darauf verzichten würde, seine Autobahnen zu beleuchten, wäre schon
ein Teil des Atomstroms überflüssig," erläutert Peter Bastian von
'Sofortiger Atomausstieg (SofA) Münster'. "Auch Lastmanagement würde
helfen, und das Gaskraftwerk 'Claus C' in den Niederlanden nahe der
belgischen Grenze könnte als Reservekraftwerk dienen. Es kann deutlich
mehr Stom liefern als Doel 1 und 2 zusammen."

Die Reaktivierung des vorübergehend stillgelegten, modernen
Gaskraftwerks gehört zu den Gegenmaßnahmen, die auch in einer Studie
des NRW-Umweltministeriums von 2017 aufgeführt sind (Quelle siehe
unten).

Von der Bundesregierung fordern die Initiativen, endlich den Export
von Brennelementen aus Lingen und angereichertem Uran aus Gronau an
die Betreiber grenznaher Atomkraftwerke zu stoppen.

Noch im Sommer letzten Jahres hatten sechs Brennelement-Transporte von
Lingen nach Doel 1und 2 stattgefunden. Aktuell werden die Schweizer
Atomkraftwerke Gösgen und Leibstadt aus Lingen beliefert. Die
Reaktoren sind 40 und 35 Jahre alt. Eine aktuelle Studie des Instituts
Biosphere hat 2019 ergeben, dass bei einem Unfall in einem der
Schweizer Atomkraftwerke mehr als Hunderttausend Strahlenopfer zu
erwarten wären, davon 30-40% in Deutschland.

Bisher hatten sich Behörden und PolitikerInnen einem Exportstopp für
Nuklearbrennstoffe verweigert. Insbesondere NRW-Ministerpräsident
Armin Laschet sorgte im Bundesrat für Verzögerungen bei der Umsetzung
eines Exportverbots. Auch das von Svenja Schulze geführte
Bundesumweltministerium und das ihr unterstellte Bundesamt für
Ausfuhrkontrolle (BAFA) drückte sich vor der Verantwortung. Angeblich
könne man entsprechende Ausfuhrgenehmigungen aus vertrags- und
handelsrechtlichen Gründen nicht versagen. Dieses Argument ist nun
endgültig hinfällig.

"Wenn zwei Gerichte, der EuGH und das oberste Gericht in Belgien, den
Betrieb von Uraltmeilern für illegal erklärt, dann gibt es absolut
keinen Grund mehr, solche Meiler von Deutschland aus zu beliefern,"
sagt Alexander Vent vom "Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im
Emsland". "Damit muss endlich Schluss sein!"

Gemeinsame Presseerklärung von:

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Aktionsbündnis Stop Westcastor

AntiAtomBonn

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bündnis AgiEL (Lingen)

Bürgerinitiative (BI) Umweltschutz Lüchow- Dannenberg

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges/ Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

Elternverein Restrisiko Emsland

Initiative 3 Rosen (Aachen)

Sofortiger Atomausstieg (SofA) Münster

* Die 1991 im finnischen Espoo unterzeichnete Konvention ist ein
Instrument der UN-Wirtschaftskommission für Europa, das regelt, wann
grenzüberschreitende UVP-Verfahren notwendig sind und wer sich daran
beteiligen darf.




Quellen:

Analyse zur Entscheidung des belgischen Verfassungsgerichtes

https://3rosen.eu/wp-content/uploads/2020/03/JH-RBL-Doel-1-2-Urteil.pdf

deutscher Text des Urteils:

https://www.const-court.be/public/d/2020/2020-034d.pdf

Studie zur Versorgungssicherheit in Belgien

https://tihange-abschalten.eu/wp-content/uploads/2017/01/20161209_Studie-Versorgungssicherheit-Belgien_stc14564.pdf

Auswertung der Studie

https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/die-schrottreaktoren-von-nebenan

Studie des Instituts Biosphere zum Risiko eines Schweizer
Tschernobyls

https://www.ippnw.de/atomenergie/artikel/de/radioaktive-kontamination-in-deutsch.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.03.2020

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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FORSCHUNG/813: Gesamtabschätzung des Klimaschutzprogramms 2030 zeigt Handlungsbedarf (idw)

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 05.03.2020

Gesamtabschätzung
des Klimaschutzprogramms 2030 zeigt Handlungsbedarf 



Die Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung
reichen nach den vorliegenden Abschätzungen nicht aus, damit
Deutschland seine Klimaziele bis zum Jahr 2030 erreicht. Insgesamt
entsteht gegenüber den Zielen des Bundes-Klimaschutzgesetzes eine
Lücke von rund 70 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent (CO2e), die zu viel
ausgestoßen werden.

Eine aktuelle Studie des Öko-Instituts im Auftrag des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
sowie des Umweltbundesamtes schätzt, dass im Jahr 2030 statt der
angestrebten 543 noch 614 Millionen Tonnen CO2e in die Atmosphäre
abgegeben werden.

Das entspricht einer Minderung von 51 Prozent der Emissionen gegenüber
dem Jahr 1990. Die Bundesregierung hatte sich gemäß dem Pariser
Klimaschutzabkommen von 2015 verpflichtet, im Jahr 2030 mindestens 55
Prozent weniger Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990 zu
emittieren.

Im Detail: Klimaschutz in Verkehr und Gebäuden

Das Öko-Institut hat mit seinen Partnern am Fraunhofer Institut für
System- und Innovationsforschung (Fraunhofer ISI) und am Institut für
Ressourceneffizienz und Energiestrategien (IREES GmbH) berechnet, wie
viel Treibhausgase durch die Maßnahmen des im Oktober 2019
beschlossenen Klimaschutzprogramms 2030 gemindert werden.

Das Fazit: Besonders in den Sektoren Verkehr und Gebäude werden die
Ziele zum Schutz des Klimas nicht erfüllt. Der Verkehr ist dabei der
Sektor mit der größten Lücke zur Zielerreichung: Statt der
angestrebten Zielmarke von 95 Millionen Tonnen CO2e werden im
Verkehrssektor in Deutschland im Jahr 2030 noch 128 Mio. t CO2e
ausgestoßen. Das bedeutet, dass der Verkehrssektor sein Ziel um 33
Millionen Tonnen CO2e verfehlt. Bei den Gebäuden beträgt die Lücke
knapp 17 Millionen Tonnen CO2e (rund 87 statt wie angestrebt 70 Mio. t
CO2e)).

"Unsere Abschätzungen zeigen, dass die beschlossenen Maßnahmen nicht
ausreichen, damit Deutschland seinen Beitrag zum Klimaschutz leisten
kann", fasst Julia Repenning, Projektleiterin am Öko-Institut
zusammen. "Vor allem in den Sektoren Verkehr und Gebäude sind weitere
Maßnahmen zur Zielerreichung nötig, die schnellstmöglich auf den Weg
gebracht werden müssen."



Studie "Treibhausgasminderungswirkung des Klimaschutzprogramms 2030"
von Öko-Institut, Fraunhofer ISI und IREES GmbH
(https://www.oeko.de/publikationen/p-details/treibhausgasminderungswirkung-des-klimaschutzprogramms-2030)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news742853 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 05.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/082: Klimafolgenanpassung - von Starkregen bis Hitzestress (AÖW)



Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft

Pressemitteilung - 9. März 2020

Von Starkregen bis Hitzestress: Wasserwirtschaft in öffentlicher
Hand kann entscheidenden Beitrag zur Klimafolgenanpassung leisten.

"Wasserwirtschaft in öffentlicher Hand kann entscheidenden Beitrag zur
Klimafolgenanpassung leisten. Größerer politischer Wille und
Unterstützung von Bund, Ländern und Kommunen sind gefragt, um die
vorhandenen Potentiale auszuschöpfen."

Berlin. Anlässlich der Veröffentlichung des AöW-Positionspapiers "Von
Starkregen bis Hitzestress: Know-how und Potentiale der öffentlichen
Wasserwirtschaft für Klimafolgenanpassung nutzen!" kommentiert Prof.
Dr. Lothar Scheuer, Vorstand Aggerverband und Präsident der AöW: "Mit
unserem Positionspapier wollen wir darauf aufmerksam machen, dass die
Wasserwirtschaft in öffentlicher Hand einen entscheidenden Beitrag zur
Klimafolgenanpassung leistet und noch mehr leisten kann. Dabei ist
unser Leitbild die sogenannte 'Schwammstadt'. Größerer politischer
Wille und Unterstützung von Bund, Ländern und Kommunen sind gefragt,
um die vorhandenen Potentiale auszuschöpfen."

Hans-Hermann Baas, Vizepräsident der AöW, Vorsteher der Wasserverbands
Peine und Bürgermeister a.D. der Gemeinde Lengede betont: "Auch für
die Klimafolgenanpassung bieten interkommunale Zusammenarbeit und
öffentlich-öffentliche Partnerschaften viele Möglichkeiten für
Synergien. Und das nicht nur beim Hochwasserschutz in
Flusseinzugsgebieten. In Frage kommen z.B. auch gemeinsame Strategien,
Klimaschutz- und Anpassungsmanager sowie Sensibilisierungsmaßnahmen
für die Bürgerinnen und Bürger."

Otto Schaaf, Vorstand Stadtentwässerungsbetriebe Köln und Mitglied des
AöW-Präsidiums ergänzt: "Klimaanpassung geht nur gemeinsam. Durch
intensiven ressortübergreifenden Dialog in der Stadt Köln ist es uns
gelungen, dass Wasseraspekte heute frühzeitig in der Planungsphase
berücksichtigt werden. Die Bürgerinnen und Bürger profitieren davon
sowohl durch eine verbesserte Überflutungs- als auch Hitzevorsorge,
was im Zuge des fortschreitenden Klimawandels noch an Bedeutung
gewinnen wird."

"Wegen ihrer Orientierung am Gemeinwohl und ihrer engen kommunalen
Einbindung bietet die Wasserwirtschaft in 100% öffentlicher Hand die
besten Voraussetzungen, um im Sinne der Bürgerinnen und Bürger mehr
Verantwortung in der Klimafolgenanpassung zu übernehmen", fasst
AöW-Geschäftsführerin Kirsten Arp zusammen.

Leitbild der 'wassersensible Siedlung' oder 'Schwammstadt': 

Kurz zusammengefasst geht es um einen möglichst natürlichen
Wasserkreislauf auch in Siedlungen, so dass das anfallende
Niederschlagswasser nicht möglichst schnell abgeleitet, sondern
versickert, verdunstet oder zwischengespeichert und später wieder
abgegeben wird. Dies dient gleichzeitig als Schutz vor Sturzfluten als
auch gegen Hitzebelastungen, wenn die Verdunstungskühlung von
Wasserflächen, Bäumen oder Grünanlagen genutzt wird. Entscheidend ist,
durch die notwendige Bewässerung keinen zusätzlichen Wasserstress zu
verursachen, sondern die Bewässerung, z.B. mit Regenwasserzisternen,
von Beginn an mitzudenken. Mit dem entsprechenden politischen Willen
ist dies in Neubaugebieten relativ leicht umzusetzen. Aber auch
während der Umgestaltung oder Nachverdichtung bereits besiedelter
Räume gibt es Möglichkeiten, um dem Leitbild der wassersensiblen
Siedlung näher zu kommen. Diese reichen von der Dach- und
Fassadenbegrünung über die (Teil-)Entsiegelung von Flächen sowie den
Bau von Rigolen bis zur Nutzung multifunktionaler Flächen als
Retentionsräume bei Starkregen.

Die Jahrestagung der Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V.
(AöW) unter dem Titel "Schwammstadt, Hochwasserschutz und sichere
Trinkwasserversorgung: Potentiale der Wasserwirtschaft in öffentlicher
Hand für die Klimafolgenanpassung - rechtliche, organisatorische und
finanzielle Hürden beseitigen" musste leider kurzfristig aufgrund der
dynamischen Entwicklung der Infektionen mit dem neuartigen Coronavirus
verschoben werden. Wir freuen uns zu einem späteren Zeitpunkt, erneut
einzuladen.



Die Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V. (AöW)
Die AöW ist die Interessenvertretung der öffentlichen Wasserwirtschaft
in Deutschland. Zweck des Vereins ist die Förderung der öffentlichen
Wasserwirtschaft durch die Bündelung der Interessen und Kompetenzen
der kommunalen und verbandlichen Wasserwirtschaft. 

AöW-Mitglieder sind Einrichtungen und Unternehmen der
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, die ihre Leistungen selbst
oder durch verselbstständigte Einrichtungen erbringen und vollständig
in öffentlicher Hand sind. Ebenso sind Wasser- und Bodenverbände sowie
wasserwirtschaftliche Zweckverbände und deren Zusammenschlüsse in der
AöW organisiert. Allein über den Deutschen Bund der verbandlichen
Wasserwirtschaft (DBVW) sind über 2000 wasserwirtschaftliche Verbände
in der AöW vertreten. Außerdem sind Personen, Interessenverbände und
Initiativen, die die Ziele der AöW unterstützen, Mitglied in der
AöW.



Link zum AöW-Positionspapier

https://aoew.de/media/Publikationen/Positionspapiere/Positionspapier_Klimafolgenanpassung_final-Einzelseiten.pdf

Zuletzt geändert am: 09 Mar 2020 um 10:48 am

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.03.2020

Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft
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MELDUNG/185: GLOBAL 2000-Anfrage bestätigt schwere Mängel an österreichischem Klimaplan (GLOBAL 2000)

GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 6. März 2020

GLOBAL 2000-Anfrage bestätigt schwere Mängel an österreichischem
Klimaplan

Selbst unzulänglicher Klimaplan erfordert 243 Mio. Euro an
zusätzlichen Mitteln schon im Budget 2020 und umfangreiche
Ko-Finanzierung von 280 Mio. Euro durch Länder und Gemeinden.



Wien - am 6. März 2020 - Heute präsentiert die österreichische
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 Ergebnisse einer Anfrage nach dem
Umweltinformationsgesetz, die Details zur sogenannten
"Wirkungsfolgenanalyse" ans Tageslicht bringt. Die erheblichen Mängel
am österreichischen integrierten Nationalen Energie- und Klimaplan,
der erst im Dezember 2019 an die EU-Kommission geschickt wurde,
bestätigen sich erneut ernüchternd: "Wir haben es nun schwarz auf
weiß, dass wir mit dem bestehenden Klimaplan nicht sehr weit kommen.
Aber selbst die Umsetzung des ungenügenden Klimaplans erfordert
bereits hunderte Millionen Euro an zusätzlichen Mitteln schon im
Budget 2020. Für einen großen Sprung vorwärts braucht es, wie von
GLOBAL 2000 vorgeschlagen, mindestens eine Klimaschutzmilliarde an
zusätzlichen Mitteln für Investitionen in den öffentlichen Verkehr,
erneuerbare Energien sowie thermische Sanierung. Die Bundesregierung
ist jetzt gefordert, echte Ergebnisse zu liefern. Schon das Budget
2020 muss ein wichtiger Meilenstein auf dem Weg zur Klimaneutralität
2040 werden", erklärt Johannes Wahlmüller, Klima- und Energiesprecher
von GLOBAL 2000.

Budget 2020 muss wichtiger Meilenstein für Klimaneutralität 2040
werden

In den Hintergrunddokumenten zum Klimaplan wird ersichtlich, dass etwa
eine Nahverkehrsmilliarde, mehr Förderungen für den Radverkehr oder
eine Ausweitung des ÖBB-Rahmenplans einkalkuliert werden. Rechnet man
die einzelnen Posten zusammen, kommt man auf eine Budgeterfordernis
des Bundes von rund 243 Mio. Euro schon im Budget 2020. Weiters wird
angenommen, dass Länder und Gemeinden bedeutende Ko-Finanzierungen
übernehmen werden. So sollen Investitionen in den Nahverkehr zu 50
Prozent nicht vom Bund kommen, die Förderung des Radverkehrs zu 80
Prozent von Ländern und Gemeinden bezahlt werden. Zählt man die
einzelnen Vorhaben zusammen, ergibt das 280 Mio. Euro, die schon im
Jahr 2020 an Ko-Finanzierung notwendig sind. Diese Zahlen zeigen aber
noch kein vollständiges Bild. So ist die notwendige und längst
überfällige Aufstockung des Sanierungsschecks noch gar nicht
enthalten. Denn auch hier zeigt die Wirkungsfolgenanalyse klar auf:
Die im Plan vorgesehene Verdoppelung der Sanierungsrate kann mit den
bisherigen Maßnahmen nicht erreicht werden. Für die im
Regierungsprogramm vorgesehene Anhebung der Sanierungsrate auf drei
Prozent und den Ausstieg aus der Ölheizung ist eine Aufstockung des
Bundessanierungsschecks auf mindestens 300 Mio. Euro notwendig. Auch
hier müssen schon im Budget 2020 die Weichen gestellt werden.

Öko-soziale Steuerreform im Umfang von mehreren Milliarden Euro
erforderlich

Es besteht dann immer noch eine Ziellücke von mehr als 5 Mio. Tonnen
CO2 pro Jahr, nur um die EU-Mindestziele zu erreichen. 2 Mio. Tonnen
CO2 davon sollen laut dem integrierten Nationalen Klima- und
Energieplan durch den Abbau umweltschädlicher Subventionen erreicht
werden. "Für die Task Force Ökosoziale Steuerreform sollte nun rasch
klargestellt werden, dass wir eine Reform brauchen, die mindestens 5
Mio. Tonnen CO2 einspart und dafür ein Steuervolumen von mehreren
Milliarden Euro bewegt werden muss. Weiters braucht es den Abbau
umweltschädlicher Subventionen von mehr als 4,7 Mrd. Euro pro Jahr. So
machen wir unser Steuersystem klimafit und können die regionale
Wirtschaft ankurbeln", sagt Wahlmüller.

Klimaneutralität bis 2040 kann mit bestehendem Klimaplan nicht
erreicht werden

In Summe kann mit den derzeit im Klimaplan vorgesehenen zusätzlichen
Maßnahmen bis 2030 lediglich eine Emissionsminderung von 15 Prozent
gegenüber 1990 erreicht werden. Österreich würde das Kyoto-Ziel dann
mit 18 Jahren Verspätung erreichen. Bereits bis zum Jahr 2012 sollten
die Treibhausgasemissionen um 13 Prozent gesenkt werden. Damit
Österreich bis 2040 Klimaneutralität erreicht, müssten dann die
restlichen 85 Prozent in den folgenden zehn Jahren erreicht werden.
Oder anders ausgedrückt: Der vorliegende Plan sieht eine Verringerung
der Emissionen um 1,15 Mio. Tonnen CO2 pro Jahr bis 2030 vor. Bleibt
es bei den geringen Anstrengungen, müsste ab 2030 die Anstrengung mehr
als verfünffacht werden, damit wir das Ziel erreichen, bis 2040
klimaneutral zu werden. "Mit dem vorliegenden Plan können wir die
Klimaziele bis 2030 nicht erreichen. Wenn wir bei diesen niedrigen
Anstrengungen bleiben, dann verfehlen wir auch ganz klar das Ziel, bis
2040 klimaneutral zu werden. Mit einer zusätzlichen
Klimaschutzmilliarde pro Jahr und einer ökosozialen Steuerreform im
Umfang von mehreren Milliarden Euro können wir die Ziele aber
erreichen, Österreich unabhängig von teuren Energieimporten machen und
unser Land auf Klimakurs bringen. Wir brauchen dafür
 rasch Taten und kein weiteres Aufschieben mehr", betont Wahlmüller
abschließend.



Die Szenario WAM (with additional measures) - NEKP Evaluierung finden
Sie unter diesem LINK.

https://www.global2000.at/sites/global/files/Szenario-WAM-NEKP-UIG.pdf

Downloads: 

PDF Icon MassnahmenNEKP.pdf

https://www.global2000.at/sites/global/files/MassnahmenNEKP.pdf

 * 

Quelle:

Presseaussendung, 06.03.2020
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EUROPA/459: 3.600 Wissenschaftler appellieren, EU-Agrarpolitik darf Natur nicht länger zerstören (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. März 2020

3.600 Wissenschaftler appellieren: EU-Agrarpolitik darf Natur nicht
länger zerstören

Zehn-Punkte-Plan für konkrete Verbesserungen beim Natur- und
Klimaschutz



Brüssel/Berlin - Scharfe Kritik kommt erneut vonseiten der
Wissenschaft an den Plänen der EU für ihre künftige Agrarpolitik: Mehr
als 3.600 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterstützen einen
am heutigen Montag in der Fachzeitschrift "People and Nature"
veröffentlichten Appell. Darin fordern 21 führende Forscherinnen und
Forscher aus Ökologie, Ökonomie und Agrarwissenschaften, dass die 
EU-Agrarpolitik (GAP) das Artensterben, die Klimakrise und die
Verschlechterung der Böden nicht länger befeuern darf.

Zur Lösung der Umweltprobleme in der Agrarlandschaft legen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einen Zehn-Punkte-Plan vor:
naturschädliche Subventionen sollen gestrichen und umweltfreundliche
Praktiken besser honoriert werden. Mindestens zehn Prozent der
Agrarfläche sollen zudem als Rückzugs- und Lebensraum für Tiere und
Pflanzen dienen - wie es bis 2008 der Fall war.

Der Zeitpunkt der Veröffentlichung ist brisant: Denn aktuell
verhandeln die EU-Staats- und Regierungschefs den Haushalt für die
Jahre 2021 bis 2027. Dessen größter Einzelposten ist der
Agrarhaushalt.

NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger: "Eine umweltschädliche
Agrarpolitik können wir uns nicht mehr leisten. Unsere Steuergelder
müssen jetzt in echte Zukunftsinvestitionen fließen, sie müssen
gebunden werden an einen grundlegenden Wandel der Landwirtschaft und
an wirksamen Klimaschutz. Passiert das nicht, gibt es für die
milliardenschweren Agrar-Subventionen keine Rechtfertigung mehr. Der
Brexit reißt ein enormes Loch in den EU-Haushalt, das verbleibende
Geld muss daher umso klüger investiert werden, in ökologischer wie
ökonomischer Hinsicht. Der neue EU-Haushalt ist kein Selbstzweck.
Bleiben diese Investitionen in den Wandel aus, wäre es besser, das
Agrar-Budget zu kürzen und die Gelder an anderer Stelle in echte
Zukunftsprogramme zu investieren. Doch noch hat es die EU in der Hand,
die Landwirtschaft auf einen klima- und naturverträglichen Kurs zu
führen. Der Zehn-Punkte-Plan liefert dazu einen konkreten Fahrplan:
mit mehr Raum für die Natur und punktgenauer Förderung von Leistungen
der Landwirte für Natur und Gesellschaft."

Hintergrund: Kernbotschaften der 3.600 Wissenschaftler

In ihrer Fachpublikation kritisieren die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler unter anderem die Pläne zur Weiterführung der
flächenbezogenen Direktzahlungen, Kürzungen bei den Programmen für die
Entwicklung ländlicher Räume und Defizite beim Klimaschutz. Mit Sorge
sehen sie, dass die EU den Mitgliedstaaten große Flexibilität bei der
Umsetzung der EU-Agrarpolitik auf nationaler Ebene zugestehen möchte.
Die Vergangenheit habe gezeigt, dass viele Staaten flexible Vorgaben
der EU wenig ambitioniert umsetzen.

Die Veröffentlichung "Action needed for the EU Common Agricultural
Policy to address sustainability challenges" erscheint im Fachmagazin
"People and Nature", das alle Beiträge einem Gutachterprozess
unterzieht (Peer Review). Unterstützt wird das Papier von mehr als
3.600 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus allen 27 EU- und
36 weiteren Staaten.



Zur Veröffentlichung:

https://besjournals.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/pan3.10080

NABU-Forderungen für eine neue EU-Agrarpolitik:

www.NABU.de/natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/agrarpolitik/eu-agrarreform/27386.html

 * 
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NABU Pressedienst, 09.03.2020
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EUROPA/458: Wissenschaft - EU-Agrarpolitik muss aufhören, Biodiversität zu zerstören (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.03.2020 / Landwirtschaft & Gentechnik

Wissenschaft: EU-Agrarpolitik muss aufhören, Biodiversität zu
zerstören



Über 3.600 WissenschaftlerInnen aus 63 Ländern haben drastische
Verbesserungen am Reformvorschlag der EU-Kommission für die Gemeinsame
Agrarpolitik gefordert. Die politische Entscheidungsebene müsse
endlich auf die Wissenschaft hören. Lösungsvorschläge liefern die
ForscherInnen ebenfalls: Einen zehn-Schritte-Plan für langfristige
Ernährungssicherheit, die Bewahrung der biologischen Vielfalt und den
Klimaschutz.

BirdLife fasst die Inhalte des Positionspapiers so zusammen: Die
derzeitige Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) schädige die biologische
Vielfalt und das Klima, bei den sozioökonomischen Herausforderungen
für den ländlichen Raum habe sie versagt. Auch die Finanzierung sei
problematisch: Die Ausgaben würden ungerecht verteilt und finanzierten
Praktiken, die zu einem weit verbreiteten Verlust der biologischen
Vielfalt, dem Klimawandel sowie der Boden- und Bodendegradation
führen. Damit finanzierten die SteuerzahlerInnen in der EU letztlich
die Zerstörung der Natur.

Die WissenschaftlerInnen bewerten die Umweltanforderungen der
aktuellen Reformvorschläge als "ohnehin schon ungenügend" und
fürchten, dass diese nun noch weiter eingeschränkt werden könnten.
Dies zeigten Änderungsanträge des Ausschusses für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung des EU-Parlaments sowie des EU-Rates für eine
Reduzierung oder Aufhebung für eine Reihe von Umweltauflagen. "Die EU
macht sich wenig glaubwürdig, wenn sie erklärt, dass die nächste GAP
besser für die Umwelt und für die ländlichen Gebiete sein wird und
gleichzeitig das Budget dafür kürzen will", sagte der Erstautor des
Positionspapieres Dr. Guy Pe'er, Ökologe am Deutschen Zentrum für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und am
Umweltforschungszentrum (UFZ).

Die AutorInnen haben in ihrem Positionspapier zehn politische
Maßnahmen für eine neue GAP vorgelegt. Diese beinhalten unter anderem
ausreichende Mittel für einen effektiven Schutz von Klima und
biologischer Vielfalt, eine effektive Erfolgsmessung dieser Maßnahmen
sowie eine transparentere EU-Agrarpolitik, die alle Interessengruppen
gleichermaßen beteiligt. Punkt 1 sei jedoch, die Direktzahlungen an
Landwirte in Zahlungen zugunsten öffentlicher Güter und
gesellschaftlicher Erwartungen umzuwandeln. Bisher trügen die
Direktzahlung in der Hauptsache dazu bei, die Einkommen der Landwirte
zu fördern, was aber kaum die Erreichung von Umweltzielen fördere.
"Sinnvoller wäre beispielsweise die Erhaltung und Wiederherstellung
kleinteiliger Landschaftsstrukturen mit Elementen wie Blühstreifen,
Hecken und Grünland. Davon profitieren viele Vögel, Insekten und
Säugetiere, die auch der Landwirtschaft zugutekommen", heißt es im
Papier.

21 WissenschaftlerInnen aus Ökologie, Ökonomie und Agrarwissenschaften
hatten das Positionspapier verfasst und im Herbst vergangenen Jahres
als Petition ins Internet gestellt. Über 3.600 Wissenschaftler aus
allen 27 EU- und 36 weiteren Staaten haben seitdem die Petition
unterschrieben.

Die Erklärung der Wissenschaftler kommt aus Sicht von BirdLife zu
einem entscheidenden Zeitpunkt, weil zurzeit die nächste Phase der
GAP-Finanzierung (2021-2027) ausgehandelt wird. Es geht um die Höhe
der Agrarsubventionen und die Bedingungen für Zahlungen. In ihrer
jetzigen Form laufe die GAP Gefahr, den Europäischen Grünen Deal zu
untergraben, kritisiert der Umweltverband.

Der BUND unterstützte den "Weckruf aus der Wissenschaft" und forderte,
die "Gießkannen-Politik bei der Verteilung der Agrar-Milliarden" zu
beenden. Die etwa 58 Milliarden Euro aus Brüssel müssten in die
bäuerliche Landwirtschaft fließen und deren Leistungen für das
Tierwohl, den Naturschutz sowie den Gewässer- und Klimaschutz
honorieren. Die EU müsse "ein verbindliches Mindestbudget von anfangs
30 Prozent für die sogenannten Eco-Schemes" vorschreiben. Darüber
hinaus müssten auch die Marktregeln geändert werden, damit
LandwirtInnen faire Preise für ihre Produkte bekommen. [jg]



Positionspapier doi.org/10.1002/pan3.10080 und Unterschriftenliste


https://doi.org/10.1002/pan3.10080

https://zenodo.org/record/3685632#.XmX5DEoxmUk

Pressemitteilung Birdlife-EU

https://www.birdlife.org/europe-and-central-asia/news/press-release-3600-scientists-eu-common-agricultural-policy-must-stop-destroying-nature_09March2020

Pressemitteilung vom Deutschen Zentrum für integrative

Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig


https://idw-online.de/de/news742897

Reaktion BUND

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kommentar-weckruf-aus-der-wissenschaft-bund-fordert-von-der-eu-grundlegende-aenderungen-in-der-eur/

 * 
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EUROPA/457: Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) - Steuergelder für Umwelt und Gemeinwohl (idw)

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - Medien und Kommunikation, 09.03.2020

Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP): Steuergelder für Umwelt
und Gemeinwohl



Leipzig. Über 3600 Forscher aus ganz Europa fordern von der EU, die
Wissenschaft bei der GAP-Reform zu berücksichtigen. In einem
Positionspapier koordiniert von Wissenschaftlern des Deutschen
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv), des
Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ) und der Universität
Rostock, bewerten sie die aktuellen Reformvorschläge der EU-Kommission
als unzureichend. Weder die angestrebten Klima- und Naturschutzziele
noch wesentliche soziale Ziele der GAP würden so erreicht. Milliarden
Euro von Steuergeldern würden ineffektiv eingesetzt - wider besseres
Wissen. Die Forscher schlagen zehn Maßnahmen für eine nachhaltige und
gerechte Landwirtschaft vor.

In diesen Tagen entscheidet die Europäische Union über
Förderrichtlinien ihrer Gemeinsamen Agrarpolitik für die kommenden
sieben Jahre. Es geht um viel Geld. Ein gutes Drittel ihres Budgets,
58 Milliarden Euro jährlich, steckte die EU 2019 in die Förderung der
Landwirtschaft und des ländlichen Raumes. Diese öffentlichen Gelder
sollen vorrangig die Einkommen der Landwirte sichern. Und bisher
unterstützt die GAP vor allem eine intensive Landwirtschaft.

Die intensive Landnutzung ist laut Weltbiodiversitätsrat IPBES die
Ursache Nr. 1 für den Rückgang der biologischen Vielfalt. An dieser
Vielfalt hängen lebenswichtige Ökosystemleistungen für den Menschen.
Beispielsweise führt der Rückgang der Insekten zu weniger Bestäubung
von Nahrungspflanzen, es fehlen natürliche Feinde von
Pflanzenschädlingen oder Nützlinge, die für fruchtbare Böden sorgen.
Außerdem trägt die intensive Landwirtschaft erheblich zum Klimawandel
und zur Verunreinigung von Böden und Gewässern bei.

Das Bewusstsein in der Bevölkerung für den Wert der biologischen
Vielfalt wächst, und gleichzeitig auch die Ablehnung der bisherigen
EU-Agrarpolitik. Laut einer Umfrage im Auftrag der
EU-Kommission 2016 bescheinigen 92 Prozent der befragten Bürger und 64
Prozent der Landwirte der GAP eine zu geringe Unterstützung des Umwelt-
 und Klimaschutzes.

Diese öffentliche Kritik an der GAP halten viele Wissenschaftler aus
ganz Europa für gerechtfertigt. "Die GAP nach 2020, wie sie derzeit
von der Europäischen Kommission vorgeschlagen wird, geht die
Herausforderungen in den Bereichen Umwelt und Nachhaltigkeit nur
unzureichend an. Das macht ein Weiter-wie-Bisher-Szenario sehr
wahrscheinlich", schreiben die Autoren des Positionspapiers.

21 Ökologen, Ökonomen und Agrarwissenschaftler hatten das
Positionspapier verfasst und im Herbst vergangenen Jahres als Petition
ins Internet gestellt. über 3600 Wissenschaftler aus allen 27 EU- und
36 weiteren Staaten haben seitdem die Petition unterschrieben -
darunter zum Teil namhafte Personen aus Gesellschaft und Behörden. Die
Unterschriftenaktion wurde nun abgeschlossen und das Positionspapier
veröffentlicht. Eine weiterentwickelte Version des Textes erschien nun
in der jüngsten Ausgabe der Zeitschrift People and Nature. [Die
Aussagen dieser Medienmitteilung beziehen sich auf das unterschriebene
Positionspapier.]

Koordiniert wurde die Aktion von Forschern des Deutschen Zentrums für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv), des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung (UFZ) und der Universität Rostock.

Die Wissenschaftler befürchten, dass die aus ihrer Sicht ohnehin schon
ungenügenden Umweltanforderungen der aktuellen Reformvorschläge noch
weiter eingeschränkt werden könnten. Dies zeige sich an den
Änderungsanträgen des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung des Europäischen Parlaments bzw. des EU-Rates (als
Vertreter der Mitgliedstaaten), nach denen eine Reihe von
Umweltauflagen reduziert oder aufgehoben werden sollen.

"Die EU macht sich wenig glaubwürdig, wenn sie erklärt, dass die
nächste GAP besser für die Umwelt und für die ländlichen Gebiete sein
wird und gleichzeitig das Budget dafür kürzen will", sagt der
Erstautor des Positionspapieres Dr. Guy Pe'er, Ökologe am
Forschungszentrum iDiv und am UFZ.

Die Forscher und Unterzeichner drängen darauf, bei der aktuellen
Neugestaltung der GAP wissenschaftliche Erkenntnisse zu
berücksichtigen. "Das nötige Wissen für einen Übergang zu einer
evidenzbasierten, nachhaltigen europäischen Landwirtschaft steht zur
Verfügung", schreiben sie im Positionspapier. Dieses solle nun genutzt
werden, "um den Forderungen der Bürger nach einer nachhaltigen
Landwirtschaft nachzukommen und systemische Schwächen der GAP zu
beheben."

Bereits 2017 hatten Pe'er und weitere Autoren des neuen
Positionspapiers in einem 'Fitness-Check' die aktuell auslaufende GAP
auf Effektivität und Effizienz geprüft und viele Fehlsteuerungen
identifiziert. In einer anschließenden Analyse, veröffentlicht im
August 2019 im Fachmagazin Science, hatten die Wissenschaftler die
aktuellen Reformvorschläge der EU-Kommission auf mögliche
Verbesserungen untersucht und eine negative Bilanz gezogen. Für ihr
aktuelles Positionspapier diskutierten die Autoren ihre Ergebnisse in
Workshops mit Experten aus Gesellschaft und Behörden und leiteten
Empfehlungen für die EU ab. Die Autoren bekommen nun große
Unterstützung durch viele weitere europäische Wissenschaftler und
GAP-Experten.

Mit dem aktuellen Positionspapier legen die Autoren einen Katalog mit
zehn politischen Maßnahmen für eine neue GAP vor. Diese beinhalten
unter anderem ausreichende Mittel für einen effektiven Schutz von
Klima und biologischer Vielfalt, eine effektive Erfolgsmessung dieser
Maßnahmen sowie eine transparentere EU-Agrarpolitik, die alle
Interessengruppen gleichermaßen beteiligt.

An erster Stelle jedoch fordern die Autoren, die Direktzahlungen an
Landwirte in Zahlungen zugunsten öffentlicher Güter und
gesellschaftlicher Erwartungen umzuwandeln. "Die Direktzahlung dienen
zurzeit hauptsächlich dazu, die Einkommen der Landwirte zu fördern,"
meint Agrarökonom und Mitautor des Positionspapiers Prof. Dr.
Sebastian Lakner von der Universität Rostock. "Das blockiert eine
sinnvollere Verausgabung der öffentlichen Mittel und trägt kaum zur
Erreichung von Umweltzielen bei." Sinnvoller wäre beispielsweise die
Erhaltung und Wiederherstellung kleinteiliger Landschaftsstrukturen
mit Elementen wie Blühstreifen, Hecken und Grünland. Davon profitieren
viele Vögel, Insekten und Säugetiere, die auch der Landwirtschaft
zugutekommen.

Mit 40 Milliarden Euro jährlich machen die Direktzahlungen 70 Prozent
des EU-Agrarbudgets aus. Das Geld wird auf Grundlage der
bewirtschafteten Flächengröße und ohne wesentliche Bindung an
Nachhaltigkeit oder Sozialstandards verteilt - je größer der Betrieb,
desto höher die Förderung. In ihrem 'Fitness-Check' bewerteten die
Forscher die Direktzahlungen als ineffizient, klima- und
umweltschädlich sowie sozial ungerecht.

"Der grüne Anspruch dieser Zahlungen und die Wirklichkeit gehen
aktuell auseinander", so Agrarökonom Lakner. "Die EU wertet zwar 40
Prozent der Zahlungen (einschließlich Direktzahlungen) als
klimafreundlich, dabei lässt sich lediglich bei 18 Prozent der
EU-Zahlungen überhaupt ein Umweltbezug nachweisen und nicht alle
Umweltinstrumente sind effizient. Stattdessen werden in der GAP
hauptsächlich Direktzahlungen gezahlt, die die Bodenpreise in die Höhe
treiben. Das bringt gerade die weniger wettbewerbsfähigen Betriebe in
große Schwierigkeiten."

Das Positionspapier verweist auch auf den 'European Green Deal', den
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen im vergangenen Dezember
angekündigt hatte. Dieser verspricht "ein klimaneutrales Europa und
den Schutz unseres natürlichen Lebensraums" bis 2050. "Mit einer
Neuausrichtung der GAP, die die Landwirte wirksam dabei unterstützt,
sich an die Herausforderungen der Nachhaltigkeit anzupassen, könnte
die neue Kommission ihre Ambitionen unter Beweis stellen - doch
erfordert diese Wende politischen Mut", schreiben die Autoren. Sie
fordern Kommission, Parlament und Rat auf, ihrer Verantwortung für den
Schutz der europäischen Agrarsysteme, Landschaften und Menschen
gerecht zu werden.

Originalpublikation:

Positionspapier (unterzeichnet von über 3600 Wissenschaftlern):
Guy Pe'er, Aletta Bonn, Helge Bruelheide, Petra Dieker, Nico
Eisenhauer, Peter H. Feindt, Gregor Hagedorn, Bernd Hansjürgens, Irina
Herzon, Angela Lomba, Elisabeth Marquard, Francisco Moreira, Heike
Nitsch, Rainer Oppermann, Andrea Perino, Norbert Röder, Christian
Schleyer, Stefan Schindler, Christine Wolf, Yves Zinngrebe, Sebastian
Lakner (2020): Action needed for the EU Common Agricultural Policy to
address sustainability challenges (preprint version). 

DOI: 10.5281/zenodo.3666258. 

Unterschriftenliste unter DOI: 10.5281/zenodo.3685632.

Veröffentlichung in People and Nature:

Guy Pe'er et al. (2020): Action needed for the EU Common Agricultural
Policy to address sustainability challenges. People and Nature. 

DOI: 10.1002/pan3.10080.
Ende Spaltenformat



Weitere Informationen:

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/1162.html?tx_ttnews%5BbackPid%5D=&a...


"Fitness-Check" der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) (iDiv
Medienmitteilung 2017)

https://www.idiv.de/de/sdiv/news/sdiv_news_single_view/1552.html?amp=&cHash=...

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - Medien und Kommunikation, 09.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/456: Unveröffentlichte Informationen zur GAP und Entwürfe zu Farm to Fork (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.03.2020 / Landwirtschaft & Gentechnik

Unveröffentlichte Informationen zur GAP und Entwürfe zu Farm to
Fork



Seit Monaten liegt laut Angaben von WWF Europe ein Bericht zu den
Auswirkungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) unveröffentlicht in
den Schubladen der EU-Kommission. Die NGO hat nun einen Antrag auf
Einsicht in das Dokument gestellt.

Der Bericht bewerte die Auswirkungen der GAP auf Lebensräume,
Landschaften und Artenvielfalt und wurde von unabhängigen Expert*innen
für die EU-Kommission durchgeführt, so der WWF. Er sei wahrscheinlich
die bisher umfassendste Bewertung zu dem Thema und entsprechend
wichtig für die aktuellen Debatten in der Union. Denn die
Landwirtschaftspolitik der EU steht vor Veränderungen - derzeit laufen
die Verhandlungen für die GAP nach 2020 und noch im März wird die
Kommission ihre Strategie für nachhaltige Lebensmittel ('Farm to
Fork') sowie die Strategie für Biodiversität bis 2030 vorlegen. Für
diese Prozesse sollten alle zur Verfügung stehenden Informationen
genutzt werden, auch der bisher unveröffentlichte Bericht, so der WWF.
"Es ist unglaublich, dass die Kommission an ihre Aufgabe erinnert
werden muss," erklärte Jabier Ruiz, Referent im Büro für Europapolitik
des WWF. Die Anfrage der Organisation auf Einsicht in das Dokument
muss die EU-Kommission bis zum 13. März beantworten.

Farm-to-Fork-Strategie

In der für Ende März angekündigten EU-Strategie für nachhaltig
produzierte Lebensmittel will die EU-Kommission offenbar Anreize und
konkrete Ziele für mehr Biolandbau und weniger Pestizideinsatz
verankern. Das wird aus ersten Entwürfen der Strategie ersichtlich.
Diese sehen beispielsweise eine Vergrößerung der für den ökologischen
Landbau bestimmten Fläche in der EU und Maßnahmen, die die Nachfrage
nach Bio-Produkten erhöhen sollen, vor. Außerdem sollen konkrete Ziele
die Verwendung von Antibiotika in der Nutztierhaltung und der Einsatz
chemischer Pflanzenschutzmittel bis 2030 verringern. Über die genaue
Höhe dieser Ziele besteht noch keine Klarheit. [km]




Nachricht bei WWF Europe

http://www.wwf.eu/?uNewsID=360574

Nachricht zur Farm to Fark Strategie bei Euractiv

https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/leak-eus-farm-to-fork-strategy-will-be-based-on-five-key-targets/

 * 

Quelle:

EU-News, 05.03.2020

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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TOUR/581: Frühling und Ostern, Kröten, Tierspuren, Kohle und mehr... (Michael Zobel)

Terminhinweise - Aachen und Umgebung

Frühling und Ostern, Kröten, Tierspuren, Kohle und mehr...



Fünf Wochen bis zu den Osterferien. Es gibt sie wieder, die beliebte
Osterferien-Waldwoche für Kinder. Von Montag, 6. bis
Donnerstag, 9. April. Jeweils 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr rund um den
Grenzübergang Köpfchen. Reichlich Plätze frei, Anmeldungen sind ab
sofort möglich.

und hier ganz viele Termine, nur stichwortartig, Treffpunkte, Dauer
und mehr auf meiner Webseite

http://naturfuehrung.com/programm/

Mittwoch, 11. März, Die Waldkäuze - monatliche Waldgruppe für
Kinder, 16 bis 18 Uhr, Parkplatz Augustinerweg/Eupener Straße.
Zwei Stunden in der Natur am Grenzübergang Köpfchen, beiderseits der
Grenze. Spielen, Bauen, Klettern, Schnitzen, Natur erleben mit allen
Sinnen. Eine "offene" Gruppe, Teilnahme jederzeit möglich, einmal,
mehrmals...

weitere Termine 22. April, 13. Mai, 17. Juni...

Freitag, 13. März, 14.00 Uhr,
Narzissen und Galmei - Zink- und Bleirausch an der Göhl - immer
noch meine Lieblingswanderung...

Donnerstag, 19. März, 14.00 Uhr,
Narzissen und Galmei - Zink- und Bleirausch an der Göhl 

Freitag, 20. März, 17.30 Uhr, Dämmerungswanderung am KuKuK -
für die ganze Familie

Samstag, 21. März, 5.30 Uhr,
Sonnenaufgangswanderung 
mit anschließendem Frühstück im KuKuK - nur mit Anmeldung

Freitag, 3. April, 16.00 Uhr, Die Kröten sind los... 
Spaziergang für die ganze Familie zu einem faszinierenden
Naturschauspiel

Samstag, 4. April, 13.00 Uhr, Parkplatz Gut Entenpfuhl,
Kröten und Tierspuren im Öcher Bösch - Wanderung für Groß und
Klein rund um Gut Entenpfuhl

Sonntag, 5. April, 11.30 Uhr,
Wald statt Kohle, Hambacher Wald oder die Dörfer am Tagebau
Garzweiler - wegen der aktuellen Entwicklung steht der genaue Ort
noch nicht fest, bitte meine Webseite verfolgen... 

www.naturfuehrung.com

Mittwoch, 22. April,
Die Waldkäuze 
- monatliche Waldgruppe für Kinder, siehe 11. März, weitere Termine
13. Mai, 17. Juni...

Sonntag, 10. Mai, 11.30 Uhr,
Wald statt Kohle
, 6 Jahre (!!!!!!) Waldspaziergang im Hambacher Wald, Treffpunkt
irgendwo zwischen Morschenich und Manheim, weitere Informationen
folgen...

Sonntag, 19. April,
Waldspaziergang am Tagebau Nochten, Eva und ich in der
Lausitz

https://zukunft-statt-braunkohle.de/2020/02/28/19-april-
waldspaziergang-am-tagebau-nochten/

 * 

Quelle:

Terminhinweise, März 2020

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge

www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/1-marchahermosillo_silvianunezesquer.jpg





OEBPS/Images/2-marchahermosillo3_silvianunezesquer.jpg





OEBPS/Images/1-bundesarchiv_bild_102-08838,_papstlicher_nuntius_pacelli.jpg





OEBPS/Images/2-bundesarchiv_b_145_bild-f002134-0002,_fulda,_7._deutscher_katholikentag.jpg
#44”34 foAR i






OEBPS/Images/4-olympische_spelen_te_rome.jpg





OEBPS/Images/newsimage333711.jpg
Aufnahme

Chiamydia

pneumonice

Adhasion

e






OEBPS/Images/newsimage333762.jpg
SARS-CoV

& Anheftungsprotein , Spike*

SARS-CoV-2 / Attachment protein ,spike”

Kiinisch-getestetes Medikament
Clinically-approved medication

Hemmung
I Inhibition I

Zellmembran
Cell membrane

Wirtszelle
Host cell





OEBPS/Images/wett8918_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/3-cardenal_montini.jpg





OEBPS/Images/cristian-rodriguez-2-perdida-de-ojo-1024x630-1.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/2-ufvk1200-thg-minderung_tempolimit.jpg
THG-Minderung durch Tempolimit auf Bundesautobahnen

und Gegeniberstellung mit anderen KlimaschutzmaBnahmen im Verkehr

Tempo 120

Tempo 100

2
[z
2

Schienengiterverkehr starken und "
Binnenschiffe modernisieren i
Schienenpersonenverkehr starken, OPNV s53
attraktiver machen, Radwege und Parkmog! L
fr Fahrrader schaffen gg 3

Pkw: CO2-arme Pkw auf die Strate bringen i

und Ladeinfrastruktur aufbauen

0 2 4 6 o8 10 12
THG-Minderung in Mio. Tonnen CO,-Aquivalenten
B THG-Minderung BBMVI:MaRnahmen zum Kiimaschutz

(Klimaberichterstattung) in der Verkehrspoliti (fiir 2030)





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Neusste tagesabusle Beriht . Iotevis .. Kommentrs . Meinungen . Textbeiige . Dokumentc

MA-Verlsg Elektronische Zeitung Schattnbiick Dicsta. 10, M 2020

POLITIK/KOMMENTAR  Juternationale Presseagentur Pressenza - Biro Minchen

Chile - Proteste gegen Gewalt

wachse

hentan Menschen marschieren
fiir Solidaritit mit Fliichtlingen und Migranten

Je Bewezngen in
Nachricht aus der Redaktion Athen vom 6. M= 2020

s ,m koo
Bedautung.

POLITIK/ KOMMENTAR

USA - Demokratenzist

ufciner Wahlkamper

femokratischen
e Sanders am . Mirz entrflt
i die Fahne des deutschen

e Ha-

Kreis vor

Dic Bl des  8ild: © Marianela Kok
1941 i Brookynsebrenen S
oSt Meb ls 6,000
ekl Loy
ismarseh i Flichinge und M.
eramen im Zentrum von Athn il

RECIGONTHEININGEN] 5 = A o St T
1 sahn sl i o
e ot Plkhlingen ud Mg i Do T st Lo oo
i Regemnge Gresenncoond. mons 40 e

er Tirke,die EU, Rasismus,F
chisms, Iperalmusund Krce

Soldartsmirsche fanden a0 in ' g Prsars - Bir Btk
anderen Stidten Griechenlands Ad‘}munhuhnuu s con
S o i Tessbiky wo i B It peenmcomile






OEBPS/Images/sph07205-1.jpg
88888888






OEBPS/Images/newsimage333761.jpg
Niedrig-pathogene humane Coronaviren Mittel bis hoch-pathogene zoonotische Coronaviren
Low pathogenic human coronaviruses Moderate to high pathogenic zoonoticcoronaviruses
HCOV-229€, HCOV-NL63, SARS-CoV SARS-CoV-2

HCOV-HKU1, HCoV-0C43 ' '_’

$? $?
?

=4 |8 ¢

Reine Mensch-zu-Mensch

s T T TR
= A 4t M M

edrlgbs moderst_ moderstbs b hoeh
. s peapsny moderate tohigh ____ high

MERS-CoV






OEBPS/Images/xrefugee-solidarity-demonstration-marianella.jpg





OEBPS/Images/1-ufvk1200-klimaschutzwirkung_tempolimit_autobahnen_balken.jpg
Klimaschutzwirkung Tempolimit Autobahnen
in Mio. t CO2-Aquivalente

6

100 km/h

120 km/h
Geschwindigkeit

130 km/h






